
D
V
P

DEUTSCHE 
VERWALTUNGS-
PRAXIS

Abhandlungen
Stefan Lorenz
Auswirkungen von Schuldenbremse und Fiskalpakt  
auf die Verschuldung der Kommunen

Reiner Stein
Die Klausur im Verwaltungsrecht

Claudia Röttger/Ralf Ramin
Die Bedeutung der Stichwahl zur Bestimmung der  
Hauptverwaltungsbeamten

Peter Eichhorn
ABC – Glossar – XYZ

Fallbearbeitungen
Markus Küßner
Kosten- und Leistungsrechnung in der öffentlichen  
Verwaltung

Birgit Beckermann
Verwaltungsmanagement und Organisation

Rechtsprechung
Dauerobservation eines aus der Sicherungsverwahrung 
Entlassenen

Gebührenpflicht für Abfall

Verantwortlichkeiten für Abwasserleitungen

Kosten für Gefahrerforschungseingriff

Ratsmitglied im Aufsichtsrat

SchrifttumF
ac

h
ze

it
sc

h
ri

ft
 fü

r 
d

ie
 ö

ff
en

tl
ic

h
e 

V
er

w
al

tu
n

g

64. Jahrgang
Dezember 2013
ISSN 0945-1196
C 2328
138/2013012

12/2013

Maximilian Verlag
Hamburg



Wolfgang Frings/Lothar Spahlholz

Das Recht der Gefahrenabwehr in Nordrhein-Westfalen
Seit dem Erscheinen der zweiten Auflage haben sich im Recht der Gefahrenabwehr und im 
Allgemeinen Verwaltungsrecht zahlreiche Änderungen ergeben, z.B. durch den Wegfall des 
Widerspruchsverfahrens vor Erhebung einer Anfechtungs- oder Verpflichtungsklage oder die 
Neufassung des Landeszustellungsgesetzes. 
Diese und zahlreiche weitere Änderungen wurden in die jetzt vorliegende dritte Auflage einge-
arbeitet, so dass der Band dem derzeitigen Stand der Gesetzgebung und Rechtsprechung ent-
spricht. 
Das Buch richtet sich in erster Linie an die Studierenden der Studieninstitute für kommunale 
Verwaltung, des Instituts für öffentliche Verwaltung sowie der Fachhochschule für öffentliche 
Verwaltung des Landes Nordrhein-Westfalen, aber auch an die in der Verwaltungspraxis mit 
Aufgaben der Gefahrenabwehr befassten Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter. 
Zur optischen Verdeutlichung bestimmter Probleme oder Zusammenhänge wurden zahlreiche 
Schaubilder in den Text eingearbeitet. In einem Anhang wurden verschiedene Prüf- und Auf-
bauschemata, Musterfälle und Musterverordnungen aufgenommen, die für die Fallbearbei-
tung hilfreich sind und den Bezug zur Praxis herstellen.

3., überarbeitete Auflage 
268 Seiten · 17 x 24 cm
EUR (D) 29,90
ISBN 978-3-7869-0834-0

Peter Eichhorn

Management im öffentlichen Dienst 
Der Königsweg für eine moderne Verwaltung
Die Ansicht ist weit verbreitet, dass Bürokratie in Staat und Kommunen, insbesondere bei Be-
amten und Angestellten im öffentlichen Dienst und überhaupt im gesamten Verwaltungsap-
parat das Einzige ist, was lebt und wächst. Mit diesem Vorurteil räumt das Buch auf. 
Gewiss prangert es auch behördlichen Schlendrian und Unwirtschaftlichkeit an, aber im Vor-
dergrund stehen die innovativen Entwicklungen in Bundes-, Landes- und Kommunalverwal-
tungen. Wie in der privaten Wirtschaft, wo Dynamik und Erfolg zählen, stecken Ministerien, 
Oberbehörden, Hochschulen, Sozialversicherungen, städtische Behörden und weitere Ämter, 
Inspektionen oder Direktionen inmitten von dynamischen Veränderungsprozessen. 
Es wird deutlich, dass die öffentlichen Dienstleistungen für Bürger und Unternehmen zweierlei 
fordern: Verwaltung neu denken und Verwalten neu gestalten. Zu Methoden und Maßnahmen 
nimmt das Buch Stellung und unterbreitet vielfältige Vorschläge, die nach alphabetischen 
Stichworten geordnet sind. In seiner inhaltlichen Ausrichtung wendet sich dieses Buch nicht 
nur an Mitarbeiter von Behörden, sondern auch an den interessierten Bürger sowie an Politiker.
152 Seiten · 17 x 24 cm
EUR (D) 19,90
ISBN 978-3-7869-0835-7
Diese Veröffentlichung erscheint zusätzlich in der Schriftenreihe Kommunale Hochschule für 
Verwaltung in Niedersachsen 
ISBN 978-3-7869-0836-4

Aus unserer DVP-Schriftenreihe für Sie!

Bitte bestellen Sie in Ihrer Buchhandlung oder direkt bei: Maximilian Verlag | Georgsplatz 1 | 20099 Hamburg 
Tel. 040/70 70 80-306 | Fax 040/70 70 80-324 | vertrieb@dvp-digital.de.� www.dvp-digital.de



DVP 12/13 · 64. Jahrgang

64. Jahrgang� 12/2013
DVP DEUTSCHE 

VERWALTUNGS-
PRAXIS

Bestenauslese

Die Suche nach qualifizierten Mitarbeiterinnen und Mitarbei-
tern – insbesondere für herausragende (Führungs-)Positionen – 
ist nicht einfach. Der Arbeitgeber muss sich vor allem klar darüber 
sein, welche Anforderungen an die Kandidaten zu stellen sind. 
Zu diesem Zweck werden sog. Anforderungsprofile erstellt. Nach 
einem dem Verfasser vorliegenden „Profil“ werden Bewerber ge-
sucht, die (unter anderem!)

–	� „bei eigenverantwortlichen Entscheidungen auch schwierige 
soziale, gesellschaftliche, wirtschaftliche und technische Vor-
gänge einbeziehen,

–	� im Bewusstsein der eigenen Machtausübung und ihrer Gren-
zen reflektiert und ggf. auch selbstkritisch konstruktive und 
sachgerechte Lösungen entwickeln und durchsetzen,

–	� intern wie extern offen und verständlich kommunizieren, 
Konflikte erkennen, analysieren und lösen,

–	� fähig sind, eigene Standpunkte überzeugend und angemessen 
zur Geltung zu bringen, auf einen interessengerechten Aus-
gleich hinzuwirken und mit den Beteiligten wertschätzend 
umzugehen,

–	� Einsatzbereitschaft und Innovationsbereitschaft haben,
–	� fähig und bereit sind, unter ökonomischem und verantwor-

tungsvollem Einsatz von Arbeitskraft und Zeit in Qualität und 
Quantität angemessene Leistungen verlässlich zu erbringen,

–	� fähig sind, den Arbeitsbereich eigenständig, planvoll und ziel-
gerichtet unter Einsatz moderner Arbeitstechniken und -mittel 
zu gestalten.“

Der Text könnte vermuten lassen, dass eine Führungskraft für ei-
nen DAX-Konzern gesucht wird. Es ist jedoch kein Headhunter 
auf Managersuche, der für das „Profil“ verantwortlich zeichnet, 
sondern das niedersächsische Justizministerium (Bek. v. 26. 4. 
2010 (2004 E 1-101.12/00 SH 2 – Nds. Rpfl. S. 192). Die ge-
schilderten Anforderungsmerkmale betreffen 
(Probe-)Richterinnen und Richter im Eingangsamt (R 1). Die 
Bewerberinnen und Bewerber müssen, wie es weiter heißt, fol-
gende „Elemente“ aufweisen: sichere juristische Fachkenntnisse, 
juristisches Verständnis, gehobene soziale Kompetenz, Verhand-

lungskompetenz, ausgeprägte berufliche Motivation und Belast-
barkeit. Das Vorhandensein dieser Eigenschaften soll durch ein 
„strukturiertes Interview“ mit den Bewerbern festgestellt werden. 
Die Profilbeschreibung zeichnet das Wunschbild einer vollkom-
menen Persönlichkeit. Sie erinnert an die Karikatur einer Stel-
lenanzeige, mit der ein höchstens 25-jähriger mit 10-jähriger 
Berufserfahrung gesucht wird, der mindestens drei Fremdspra-
chen beherrscht und den akademischen Grad einer Exzellenz-
Universität erworben hat. Nähme man das niedersächsische 
Anforderungsprofil für den richterlichen Nachwuchs ernst, 
müssten auch Bewerberinnen und Bewerber mit ordentlichen 
Staatsexamen an ihrer Eignung für das Richteramt zweifeln. 
Bekanntlich ist aber niemand perfekt. Superman und Super-
woman werden sich aller Wahrscheinlichkeit nach nicht bei der 
niedersächsischen Justiz bewerben. 

Die mit großem Mut zur Kleinteiligkeit gegliederten Profil-
merkmale suggerieren, dass die Eignung eines Bewerbers damit 
präzise ermittelt werden kann. Ein Personal-Auswahlverfahren 
ist jedoch keine Mathematikaufgabe. Menschliche Fähigkeiten, 
etwa die „Sozialkompetenz“, die heute alle Berufstätigen – von 
Nachtwächtern einmal abgesehen – haben müssen, lassen sich 
weder exakt messen, noch in aussagekräftigen Punkte-Skalen 
darstellen. Es ist wie bei der Bewertung von Klausuren: Letzt-
lich bestimmt nicht ein fein ziseliertes Bewertungsschema (an 
das sich in der Regel nur Berufsanfänger und unheilbar Zahlen-
gläubige klammern) die Note, sondern der – zugegebenermaßen 
subjektive – Gesamteindruck. 

Personalchefs konnten auch in der „unstrukturierten“ Zeit an-
hand der Zeugnisse und aufgrund eines persönlichen Gesprächs 
beurteilen, ob eine Bewerberin oder ein Bewerber den Anforde-
rungen entsprach. 
Menschenkenntnis, Intuition und berufliche Erfahrung zählen 
vielleicht doch mehr als ein am Reißbrett ausgeklügeltes Aus-
wahlverfahrenskonzept!

� Prof. Dr. J. Vahle, Bielefeld
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Kommunen
			   a) 	� Grundsätzliche Nichteinbeziehung der Kommunen in die 

Schuldenbremse
			   b) 	� Negative Auswirkungen auf die Verschuldung der Kommu-

nen
					     (1) �Aufgaben- und Kostenverlagerung der Länder an die 

Kommunen
					     (2) �Einschränkung der Finanzmittel für die Kommunen – 

kommunaler Finanzausgleich
					     (3) �Einschätzung der stärkeren finanziellen Belastung der 

Kommunen
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staaten der Europäischen Union im Jahre 2012 geschlossen wurde, hat 
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	 1. 	Ausgestaltung des Fiskalpakts
	 2. 	� Auswirkungen des Fiskalpakts auf die Verschuldung der Kom-

munen
			   a) 	 Einbeziehung der Verschuldung der Kommunen
			   b) 	� Kurzfristig zu erwartender Anstieg der kommunalen Ver-

schuldung – Langfristziel der Senkung der kommunalen 
Verschuldung
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I.	 Einführung

Auch bei den Kommunen als der Gebietskörperschaften letztes 
Glied1 ist das Problem der Verschuldung angekommen. Bei vielen 
Kommunen ist ein finanzieller Zustand eingetreten, der als nicht 
mehr akzeptabel zu bezeichnen sein dürfte.2 Zumindest besteht 
Grund zur Sorge.3 Das Verschuldungsniveau ist hoch.4 Es sind sig-
nifikante Verschlechterungen zu verzeichnen.5 Die Kommunen ha-
ben mit dem hohen Schuldenbestand erhebliche Gefahren, für die 
zukünftige Fähigkeit leistungsfähig zu sein, zu tragen.6 Das Problem 
der Haushaltsschieflage ist bekannt7 und in der Kommunalpolitik 
ein stetiges Thema8. Die primäre Problematik vieler Kommunen ist 
deren defizitäre Haushaltslage.9 Dabei stellt die Leistungsfähigkeit 
für die Kommunen eine zentrale Bedeutung dar.10 Viele Kommunen 
sind verarmt.11 Es liegt eine Finanzkrise der Kommunen vor,12 wo-
bei sich regional erhebliche Unterschiede ergeben. Das Problem der 
kommunalen Verschuldung spiegelt sich in den Zahlen der Haus-
haltspläne nur zum Teil wieder, da viele Kommunen Teilbereiche 
ausgelagert haben.13 Die stetig steigende Verschuldung hat sich zum 
Problem entwickelt.14 
Vielerorts sind die Kommunen der Handlungsunfähigkeit nahe.15 
Kredite stellen Einnahmen dar, die nur vorläufig sind.16 Die Ver-
schuldung der Kommunen begründet sich in der Kreditaufnahme, die 
den Haushalt als Einnahme ergänzen und damit die Gesamteinnah-
men erhöhen.17 Hintergrund der Verschuldung der Kommunen sind 
die zur Erfüllung der kommunalen Aufgaben benötigten finanziellen 

*	 Dr. iur. Stefan Lorenz, LL.M. oec., Mag. rer. publ., Dipl. Finanzwirt (FH).
1	 Vgl. Lenk/Kuntze, http://www.wegweiser-kommune.de/themenkonzepte/finan

zen/download/pdf/Lenk_Finanzverfassung_2012.pdf, 13 (Abruf 12.12.2012).
2	 Etwa zur Verschuldung der Gemeinden in Nordrhein-Westfalen: Abruszat/Bro-

cke, der gemeindehaushalt, 10/2012, 227 (227 ff.); Blasweiler, der gemeindehaus-
halt, 10/2012, 231 (231 ff.).

3	 Hibst/Storms, der gemeindehaushalt, 8/2012, 185(185).
4	 Commerzbank AG, http://www.wifa.uni-leipzig.de/fileadmin/user_upload/

KOZE/Downloads/Studie_Auswirkungen_der_Schuldenbremse_auf_die_
kommunale_ Ebene.pdf, 4 (Abruf 03.01.2013).

5	 Hartisch, der gemeindehaushalt, 4/2008, 85 (85).
6	 Vgl. Katz, der gemeindehaushalt, 12/2012, 265 (265).
7	 Vgl. noch zur Uneinheitlichkeit der Aussagefähigkeit der Haushalte: Thormann, 

KommJur 2005, 281 (291); Vgl. den Bericht von Dittrich, DÖV 2012, 69 (69 ff.); 
Spiller, 7 f.; Selke, 147.

8	 Geißler, 5.
9	 Hecht, 50.
10 	Pawelka, 4.
11	 Alisch/Dangschat, 109.
12 	Dies steht bereits seit vielen Jahren in Rede: Vgl. bereits: Hill, BB 1997, 425 (426); 

Wagner, BB 1997, 1666 (1666 ff.); Püttner, in: Isensee/Kirchhof, § 144, Rz. 94; 
Zu den Indikatoren einer Haushaltsnotlage der Kommunen: Duve, DÖV 2008, 
22 (22 ff.); Hansmann, 87.

13	 Vgl. Bertelsmann Stiftung, http://www.wegweiser-kommune.de/themenkon-
zepte/finanzen/download/pdf/Thesenpapier_Finanzverfassung_2012.pdf, 22, 
(Abruf 09.12.2012).

14	 Weinzen, DÖV 2009, 454 (454).
15	 Behrens/Zempel, 17; Von eingeschränkten Spielräumen ausgehend: Spiller, 8.
16	 Vgl. Brümmerhoff, 636.
17	 http://www.staatsverschuldung.de/einnahmen.htm (Abruf 30.11.2012).

Mittel, die erforderlich sind, um die Ausgaben zu decken.18 Verschul-
dete Kommunen sind zumeist nicht in der Lage, ihre Aufgaben mit 
den zur Verfügung stehenden Einnahmen, ohne zusätzliche Kredi-
te, zu erfüllen. Die Konsequenz sind stetig anwachsende Schulden. 
Andererseits lösen diese Schulden erneute Zahlungsverpflichtungen 
aus, welche in den einzugehenden Zinsverbindlichkeiten begründet 
sind19 und erfordern eine Tilgung, die wiederum von den Einnahmen 
der Kommunen zu bedienen sind oder erneut durch Kredite finan-
ziert werden müssen. Positiv auf die Zinsbelastung wirken sich die 
momentan niedrigen Kreditzinsen aus.
Sodann kam es begründet durch die knappen Kassen in den Kom-
munen auch bereits zu gerichtlichen Auseinandersetzungen zwi-
schen Kommunen und den Ländern um die Angemessenheit der 
Finanzausstattung durch die Länder.20 In einer Zeit, in der die finan-
ziellen Mittel der öffentlichen Kassen knapp sind, ist die Verteilung 
hart umkämpft.21 Für die Kommunen gibt es durchaus Erfolge zu 
verzeichnen, die eine Erhöhung der Zahlungen durch die Länder 
nach sich zieht und in einem aktuellen Urteil das Land Rheinland-
Pfalz zur Neuregelung des kommunalen Finanzausgleichs bis zum 
Jahr 2014 verpflichtete.22 Derartige Rechtsprechung zu Gunsten der 
Kommunen findet sich indes nicht in allen Ländern23.
Die Folgen der kommunalen Verschuldung stellen sich als enorm 
dar. Konsequenz des stetigen Schuldenwachstums ist, dass künftige 
Generationen trotz Rückgang der Geburtenraten immer höhere Be-
lastungen in Folge der Kreditverbindlichkeiten zu bewältigen haben, 
Generationengerechtigkeit24 kann hierin nicht erblickt werden.25 
Die Kommunen werden nicht anders reagieren können, als die Auf-
gaben im Rahmen der freiwilligen Selbstverwaltung, die Ausdruck 
der kommunalen Selbstverwaltung sind,26 drastisch zu reduzieren, 
gar gänzlich einzustellen27.
Die Entwicklung des Schuldenstandes der öffentlichen Kassen in den 
letzten Jahrzenten verdeutlicht, dass die Gesamtkreditverbindlich-

18	 Vgl. http://www.staatsverschuldung.de/ausgaben.htm (Abruf 30.11.2012).
19	 Vgl. http://www.staatsverschuldung.de/hoehe.htm (Abruf 30.11.2012).
20	 Vgl. zu den Rahmenumständen: Wieland, Legal Tribune online, http://www.

lto.de/recht/hintergruende/h/kommunaler-finanzausgleich-gekippt/ (Abruf 
18.12.2012).

21	 Vgl. Gundlach, LKV 2000, 7 (7); Dass die Länder bei der Finanzausstattung der 
Kommunen teils sehr restriktiv vorgehen und die Kommunen mit ungenügen-
den finanziellen Mitteln ausstatten, zeigt auch etwa der Beschluss des OVG 
Rheinland-Pfalz vom 15.12.2010, 2 A 10738/09.OVG, hierzu: Beucher, der ge-
meindehaushalt 5/2011, 102 (106 ff).

22	 Vgl. VGH Rheinland-Pfalz vom 14.02.2012, VGH N 3/11, LKRZ 2012, 136, 
juris.

23	 Ritgen, DVBl 2012, 1151 (1154).
24	 Die Generationengerechtigkeit stellt ein wichtiges Kriterium der Finanzpolitik 

dar: Kevenhörster, in: Robert/Kevenhörster, 23.
25	 http://www.staatsverschuldung.de/generat.htm (Abruf 30.11.2012).
26	 Schwarz, KommJur 2010, 45 (47).
27	 Vgl. Santek, NVwZ 2012, 1086 (1087) zu Ausführungen von Prof. Dr. Hans-

Günter Henneke auf der Tagung am 18.05.2012 des Instituts für Gesetzgebung 
und Verfassung e. V. (IGV); So bereits durch die Kommunen umgesetzt: Dahme, 
in: Dahme/Wohlfahrt115.

Stefan Lorenz*

Auswirkungen von Schuldenbremse und Fiskalpakt auf die 
Verschuldung der Kommunen
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Auswirkungen von Schuldenbremse und Fiskalpakt auf die Verschuldung der Kommunen� Stefan Lorenz

keiten stetig angestiegen sind.28 Die Finanzkrise hebt die Brisanz der 
Überschuldung eines Staates hervor. Es bedarf einer zielorientierten 
und klar geregelten Ausweglösung aus dem Desaster der enormen 
Schuldenstände der Kommunen. Die stets anwachsende Verschuldung 
birgt die Gefahr der Einschränkung der Leistungsfähigkeit des Sozial-
staats in sich, es droht ein Verstoß gegen Art. 20 Abs. 1 GG.29

Die Auswirkungen von Schuldenbremse und Fiskalpakt auf die Ver-
schuldung der Kommunen werden in dem Beitrag aufgezeigt und 
bewertet.

II.	 Schuldenbremse 

Zur Begrenzung der öffentlichen Verschuldung wurde im Grund-
gesetz eine Schuldenbremse installiert.30 Es handelt sich hierbei um 
eine nationale Regelung.31

1.	 Ausgestaltung der Schuldenbremse

Nach Art. 109 Abs. 3 S. 1 GG sind die Haushalte der Länder und des 
Bundes grundsätzlich auszugleichen, ohne auf Kredite zurückzugrei-
fen. Für den Bund ist gemäß Art. 115 Abs. 2 S. 1 GG der Vorgabe des 
ausgeglichenen Haushalts und des Verbots der Nettokreditaufnahme 
genüge getan, sofern die Nettoneuverschuldung nicht über 0,35 % des 
nominalen Bruttoinlandsprodukts beträgt. Gemäß Art. 115 Abs. 2 
S. 1 GG trifft den Bund grundsätzlich eine erforderliche Begren-
zung des Jahresdefizits auf 0,35 % des Bruttoinlandsprodukts. Bund 
und Ländern ist es grundsätzlich von der Verfassung untersagt, die 
Nettoneuverschuldung zu erhöhen. Ausnahmen hiervon sind jedoch 
möglich. Ziel ist es, die Jahreshaushaltsgesetze so auszugestalten, dass 
die Grenzen der Schuldenbremse eingehalten werden. Die Länder 
können jedoch von den Ausnahmen nur dann Gebrauch machen, 
wenn sie ihre eigenen Schuldenregeln anpassen, womit bereits vor 
Ablauf der Übergangsphase, bis Ende 2019, zu rechnen ist.32

2.	 Auswirkungen der Schuldenbremse auf die Verschuldung 
der Kommunen

a)	 Grundsätzliche Nichteinbeziehung der Kommunen in die 
Schuldenbremse
Die Schuldenbremse führt nicht zu einer Konsolidierung der kom-
munalen Haushalte mit denen von Bund und Ländern.33 Unstrittig 
ist, dass die Schuldenbremse sich auf die Haushalte der Länder und 
des Bundes auswirken.34 Von der Schuldenbremse des Art. 109 Abs. 3 
S. 1 GG ergibt sich aber auf die Kommunen keine direkte Auswir-
kung.35 Die Verschuldung der Kommunen unterfällt nicht der Schul-

28	 Vgl. http://www.staatsverschuldung.de/ausweg1.htm (Abruf 30.11.2012).
29	 Vgl. Lenz/Burgbacher, NJW 2009, 2561 (2561).
30	 Vgl. Häde, LKV 2011, 97 (99).
31 	Vgl. Lenk/Kuntze, http://www.wegweiser-kommune.de/themenkonzepte/finan-

zen/download/pdf/Lenk_Finanzverfassung_2012.pdf, 6 f. (Abruf 12.12.2012).
32 	Wieland, http://www.wegweiser-kommune.de/themenkonzepte/finanzen/

download/pdf/Wieland_Finanzverfassung_2012.pdf, 29 (Abruf 11.12.2012).
33	 Vgl. zur Diskussion: http://www.dgb.de/themen/++co++7b0629fe-ab13-11e1-

47ad-00188b4dc422 (Abruf 07.12.2012).
34 	Vgl. nur: Leutner, 16; Dräger, 2.
35	 Vgl. auch: Santek, NVwZ 2012, 1086 (1087) zu Ausführungen von Prof. Dr. 

Hans-Günter Henneke auf der Tagung am 18.05.2012 des Instituts für Gesetzge-
bung und Verfassung e. V. (IGV); Von einem Bezug er Schuldenbremse nur auf 
Bund und Länder ausgehend: Vgl. Bertelsmann Stiftung, http://www.wegwei-
ser-kommune.de/themenkonzepte/finanzen/download/pdf/Thesenpapier_Fi-
nanzverfassung_2012.pdf, 11 (Abruf 09.12.2012).

denbremse.36 Begründet hat der Gesetzgeber dies mit der Unmög-
lichkeit der Erfüllung unzugänglicher Informationsflüsse seitens der 
Kommunen im Zusammenhang mit den Haushaltsplänen der Län-
der und des Bundes.37 Die Außerachtlassung der Verschuldung der 
Kommunen erscheint aus dem Blickwinkel des Gesetzgebers auch 
als zutreffend, denn in der Konsequenz bestünde ein erheblicher Ein-
griff in das Selbstverwaltungsrecht der Kommunen.38 Die Verfassung 
bietet also mit der Schuldenbremse keine Grenze der Verschuldung 
für die Kommunen. Im Gegenteil, genau dieser Umstand gereicht für 
die Verschuldung der Kommunen zum Nachteil.
Der Ansicht, die Schuldenbremse beziehe die Verschuldung der 
Kommunen mit ein39, kann nicht gefolgt werden. Dieser Meinungs-
stand wird mit einer historischen Auslegung versucht herzuleiten, 
letztlich seien es die besseren Gründe, die für eine Einbeziehung der 
Verschuldung der Kommunen sprächen, auch zum Schutz derer.40 
Dies ist jedoch unter Einbeziehung des Wortlauts und des Willens 
des Gesetzgebers nicht haltbar. Die Schulden der Kommunen wer-
den ganz klar nicht in die Kontrollrechnung der grundgesetzlichen 
Schuldenbremse einbezogen. 

b)	 Negative Auswirkungen auf die Verschuldung der Kommunen 
Dennoch entfaltet die Schuldenbremse Wirkung auf die Kommu-
nen41 mit drastischen Gefahren42. Die Ausstrahlungswirkung der 
Schuldenbremse auf die Kommunen steht fest.43 Mit der Druck-
wirkung der Schuldenbremse auf die Haushalte der Länder44 mit 
dem Ergebnis notweniger Einsparungen45 ist ein „Druck von oben 
nach unten“46 gegeben. Die Schuldenbremse bringt es mit sich, dass 
mit den Ausgaben sensibel und einschränkend umgegangen werden 
muss, um die verfassungsrechtlichen Vorgaben zur Ausbremsung der 
Neuverschuldung einhalten zu können.47 Es sind gravierende Fol-
ge zu befürchten.48 Zu erwarten sind negative Wirkungen auf die 
Kommunen.49 Es könnte eine missbräuchliche Abwälzung auf die 
Kommunen erfolgen.50 
Es besteht die Gefahr, dass die Normadressaten der Schuldenbremse, 
die Vorgaben der Schuldenbremse zu Lasten der nicht von der Kon-

36	 Kube, in: Maunz/Dürig, Art. 109 GG, Rz. 119; Ritgen, DVBl 2012, 1151 (1153); 
Lenk/Kuntze, http://www.wegweiser-kommune.de/themenkonzepte/finanzen/
download/pdf/Lenk_Finanzverfassung_2012.pdf, 61 (Abruf 12.12.2012); 
Dedy/Dahlke, der gemeindehaushalt, 1/2011, 1 (1); Schwarz, NWVBl. 7/2012, 
245 (247); Commerzbank AG, http://www.wifa.uni-leipzig.de/fileadmin/
user_upload/KOZE/Downloads/Studie_Auswirkungen_der_Schuldenbrem-
se_auf_die_kommunale_Ebene.pdf, 4 (Abruf 03.01.2013).

37	 BT-Drs. 16/12410, 10 f.; Ablehnend: Reimer, in: Beck‘scher Online-Kommen-
tar, Art. 109 GG, Rz. 7.

38	 Lenk/Kuntze, http://www.wegweiser-kommune.de/themenkonzepte/finanzen/
download/pdf/Lenk_Finanzverfassung_2012.pdf, 61 (Abruf 12.12.2012).

39 	Reimer, in: Beck‘scher Online-Kommentar, Art. 109 GG, Rz. 7.
40	 Reimer, in: Beck‘scher Online-Kommentar, Art. 109 GG, Rz. 7.
41	 Lenk/Kuntze, http://www.wegweiser-kommune.de/themenkonzepte/finanzen/

download/pdf/Lenk_Finanzverfassung_2012.pdf, 6, 61 (Abruf 12.12.2012); 
Hanesch, 17; Weiblen, in: Frech/Weber, 171.

42	 Dedy/Dahlke, der gemeindehaushalt, 1/2011, 1 (1).
43	 Lenk/Kuntze, http://www.wegweiser-kommune.de/themenkonzepte/finanzen/

download/pdf/Lenk_Finanzverfassung_2012.pdf, 61 (Abruf 12.12.2012).
44	 Luft, in: Schomaker/Müller/Knorr, 136.
45	 Vgl. imposant: Kammer, in: Neumann, 234.
46	 Arning, der Wieland zitiert in: Frankfurter Rundschau vom 08.07.2009, http://

www.fr-online.de/rhein-main/wirtschaftskrise-verschaerfte-verteilungska-
empfe,1472796,3085248.html (Abruf 18.12.2012).

47 	Schliemann, ZRP 2009, 193 (193).
48 	Groh, LKV 2010, 1 (2).
49 	Vgl. Bericht von Dittrich, DÖV 2012, 69 (71).
50	 Schwarz, NVwZ 2011, 1501 (1501).
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trolle umfassten Kommunen versuchen zu erfüllen.51 Es besteht die 
Gefahr, dass die Schuldenbremse unter Einbeziehung der Kommu-
nen bei der tatsächlichen Gestaltung der Länder umgangen wird.52 
Die Schuldenbremse, die für die jedenfalls auch auf die Haushalte 
der Länder gemäß Art. 109 Abs. 3 S. 1 GG unmittelbare Wirkung 
entfaltet, lässt erwarten, dass die Länder ihre Kosten weiter senken 
müssen und absenken werden. Die grundsätzliche Abschaffung der 
Möglichkeiten für die Länder, neue Kredite aufzunehmen, wird durch 
die Schuldenbremse gesetzlich in Art. 109 Abs. 3 GG normiert. Die 
stark eingeschränkte Möglichkeit, den Haushaltskassen mit Krediten 
zu einem Ausgleich zu verhelfen hat zur Folge, dass die fehlenden 
Einnahmen durch erhöhte Steuern und Abgaben ausgeglichen wer-
den müssen53 oder aber auch auf die Kommunen zu verlagern sind, 
bei mitunter zugleich erfolgender Verkürzung der finanziellen Zuwei-
sungen an die Kommunen54. Den Ländern kommt bei der Finanzaus-
stattung der Kommunen ein weites Ermessen zu.55 Völlig zutreffend 
ist, dass bei gleichbleibenden Umfang der staatlichen Aufgaben oder 
deren Ausweitung die vorhandenen Einnahmen nicht zur Deckung 
der Aufwendungen ausreichen, schon gar nicht, wenn diese Einnah-
men für den Bund nur noch sehr eingeschränkt, für die Länder grund-
sätzlich gar nicht mehr aus Krediten stammen dürfen.56 Die Aufga-
benerfüllung wird durch die Beschneidung der Einnahmeerzielung 
aus Krediten unter eine Herausforderung gestellt.57 Diese Situation 
ist für Bund und Länder dadurch korrigierbar, indem sie ihr eigenes 
staatliches Tätigwerden reduzieren und dadurch die Ausgaben sen-
ken.58 Doch zu wessen Lasten soll dies geschehen. Wer sind nun die 
Leidtragenden dieser Entwicklung. Stellt sich die Frage, wer Kost-
enträger dieser notwendig werdenden Einsparungsmaßnahmen sein 
werden.59 Für die Kommunen ergibt sich hierdurch ein Problem.60 

(1)		 Aufgaben- und Kostenverlagerung der Länder an die Kom-
munen
Mit einer Aufgabenverteilung an die Kommunen durch die Län-
der soll eine Sanierung der Landeshaushalte möglich erscheinen.61 
Die Schuldengrenze geht ganz klar zu Lasten der Kommunen, auf 
deren Schultern der Verschuldungsuntersagung der Länder ausge-
tragen wird.62 Es wird unzweifelhaft zu einer stärkeren finanziellen 
Beanspruchung der Kommunen kommen.63 In der Konsequenz ist 
zu prognostizieren, dass noch mehr Aufgaben von den Ländern auf 
die Kommunen übertragen werden, mit der Konsequenz, dass die 
Kommunen durch die mit diesen Aufgaben in Verbindung stehen-

51	 Lenk/Kuntze, http://www.wegweiser-kommune.de/themenkonzepte/finanzen/
download/pdf/Lenk_Finanzverfassung_2012.pdf, 6 f. (Abruf 12.12.2012).

52 	Frese, DVBl 2012, 153 (155).
53 	Lenz/Burgbacher, NJW 2009, 2561 (2562).
54	 Vgl. Lewinski, 390.
55	 Gundlach, LKV 2000, 7 (12 f.).
56 	Schliemann, ZRP 2009, 193 (193).
57	 Vgl. zur hieraus resultierenden Unflexibilität: Groh, LKV 2010, 1 (2).
58 	Vgl. zu dem Erfordernis der Aufgabenreduzierung: Schliemann, ZRP 2009, 193 

(193).
59 	Vgl. zu den Auswirkungen der Reduzierung der Verschuldung nebst Lösungsan-

satz: Schliemann, ZRP 2009, 193 (193, 195).
60	 Lenk/Kuntze, http://www.wegweiser-kommune.de/themenkonzepte/finanzen/ 

download/pdf/Lenk_Finanzverfassung_2012.pdf, 62 (Abruf 12.12.2012).
61	 Arning, der Wieland zitiert in: Frankfurter Rundschau vom 08.07.2009, http://

www.fr-online.de/rhein-main/wirtschaftskrise-verschaerfte-verteilungskaempfe, 
1472796,3085248.html (Abruf 18.12.2012); Mayer, Archiv des öffentlichen 
Rechts, Band 136, 2011, 266 (314).

62	 Lewinski, 390; Oberhofer/Sturm, 26.
63	 Lenk/Kuntze, http://www.wegweiser-kommune.de/themenkonzepte/finanzen/

download/pdf/Lenk_Finanzverfassung_2012.pdf, 61 (Abruf 12.12.2012).

den Kosten noch stärker belastet werden.64 Dabei wird es sich natür-
lich um kostenträchtige Aufgaben handeln.65 
Dabei können nicht nur neue Aufgaben auf die Kommunen über-
tragen werden, auch bereits übertragene Aufgaben können inhaltlich 
hinsichtlich der Art und Weise der Durchführung verändert wer-
den.66 Zwar sind die Länder bei der Übertragung von Aufgaben im 
Rahmen der Konnexität67 grundsätzlich zu einer Finanzierung dieser 
Ausgaben verpflichtet, was sich positiv auf die kommunale Verschul-
dung auswirke68, dieser Erwartung kommt jedoch nur augenscheinli-
che Bedeutung zu. Das Konnexitätsprinzip stellt für die Kommunen 
einen nur ungenügenden Schutz vor der Ausgabenzunahme dar.69 
Soweit nach Art. 107 Abs. 2 GG im Rahmen des Länderfinanzaus-
gleichs der finanzielle Bedarf und die Finanzkraft der Gemeinden zu 
berücksichtigen sind70, sollten sich auch die Länder der Verantwor-
tung ihrer Kommunen stärker bewusst werden. 
Das „süße Gift“71 der finanziellen Lastenverlagerung könnte sich für 
die Kommunen als tödliche Dosis darstellen, wohingegen die Verab-
reichung durch die Länder die zumindest billigende Inkaufnahme des 
negativen Einwirkens auf die Verschuldung der Kommunen bedeu-
tet. Durch diese Vorgehensweise versuchten die Länder, ihre eigene 
finanzielle Situation zu entspannen, indem vor allem Aufgaben in die 
Verantwortung der Kommunen gestellt wurden, die kostenträchtig 
sind.72 Die kommunalen Etats würden mit den Lasten der Länder 
belastet, eine Bedrohung für die Kommunen.73 Verbunden mit dem 
„Aufgabenexport“74 ist auch ein „Schuldenexport“75. Es erfolgt eine 
„Flucht in die Kassenkredite“76 und damit weitere Verschuldung.77

(2)		 Einschränkung der Finanzmittel für die Kommunen – kom-
munaler Finanzausgleich
Zudem besteht das Risiko, dass die Länder im Rahmen des kommu-
nalen Finanzausgleichs weniger finanzielle Mittel für die Kommu-
nen zur Verfügung stellen, um die Landeshaushalte zu entlasten.78 
Ein Szenario der Einflussnahme der Länder auf die Einschränkung 
der Finanzmittel für die Kommune findet ihre Quelle in Art. 106 

64	 Groh, LKV 2010, 1 (2); Lenk/Kuntze, http://www.wegweiser-kommune.de/
themenkonzepte/finanzen/download/pdf/Lenk_Finanzverfassung_2012.pdf, 
7, 61 (Abruf 12.12.2012); Dedy/Dahlke, der gemeindehaushalt, 1/2011, 1 (1); 
Lenk, http://www.derneuekaemmerer.de/veranstaltungen/pdf/odkt2012/06-
Auswirkungen-der-Schuldenbremse-auf-kommunale-Ebene.pdf, 13 f. (Abruf 
03.01.2013).

65 	Vgl. Ekardt/Buscher, Archiv des öffentlichen Rechts, Heft 1, März 2012, 42 (54).
66	 Dombert, LKV 2011, 353 354). 
67	 Vgl. Benzing/Knill/Bauer, DÖV 2007, 550 (550); Franz, 423; Dombert, LKV 

2011, 353 (353 ff.); Färber, der gemeindehaushalt, 5/2011, 97 (99); Zum Ein-
griff des Konnexitätsprinzips auch im Falle inhaltlicher Veränderungen bereits 
erfolgter Aufgabenzuweisungen der Länder an die Kommunen: Dombert, LKV 
2011, 353 (356 f.).

68	 Kube, in: Maunz/Dürig, Art. 109 GG, Rz. 120.
69	 Lewinski, 390.
70	 Vgl. Häde, LKV 2011, 1 (6 f.).
71	 Fromme, ZRP 2007, 263 (265).
72	 Groh, LKV 2012, 1 (2).
73	 Meyer, in: FS für Edzard Schmidt-Jortzig, 129.
74	 Mayer, Archiv des öffentlichen Rechts, Band 136, 2011, 266(314).
75 Mayer, Archiv des öffentlichen Rechts, Band 136, 2011, 266(314).
76	 Lenk, http://www.derneuekaemmerer.de/veranstaltungen/pdf/odkt2012/06-

Auswirkungen-der-Schuldenbremse-auf-kommunale-Ebene.pdf, 4 (Abruf 
03.01.2013).

77	 Lenk, http://www.derneuekaemmerer.de/veranstaltungen/pdf/odkt2012/06-
Auswirkungen-der-Schuldenbremse-auf-kommunale-Ebene.pdf, 4 (Abruf 
03.01.2013).

78	 Vgl. Wieland, http://www.wegweiser-kommune.de/themenkonzepte/finan-
zen/download/pdf/Wieland_Finanzverfassung_2012.pdf, 19, 22, 29 (Abruf 
10.12.2012).
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Abs. 7 GG. Da der kommunale Finanzausgleich einen ganz erhebli-
chen Ausgabeposten im Landeshaushalt darstellt, werden die Länder 
geneigt sein, diesen Landeszuweisungen mit Kürzungen zu begeg-
nen.79 Der Finanzausgleich zwischen den Ländern und den Kom-
munen hängt von der finanziellen Situation des jeweiligen Landes 
ab.80 Da die Länder in Folge der Schuldenbremse immer stärker zu 
Einsparungen gezwungen sind, um sich nicht strukturell neu zu ver-
schulden, lässt deren finanzielle Situation hinsichtlich der verfügba-
ren Mittel keine Besserung erwarten – mit negativem Einfluss auf die 
Finanzen der Kommunen. Die Einhaltung der Schuldenbremse geht 
einher mit Einsparungsdruck der Länder.81 Nicht vorhandene Mittel 
können nicht an die Kommunen ausgezahlt werden.82 Natürlich sind 
die Kommunen finanzschwacher Länder von dieser Gefahr stärker 
betroffen, als Kommunen finanziell besser aufgestellter Länder. Auch 
betrifft dies vor allem Kommunen finanzschwacher Konstitution, 
welche in stärkerer Abhängigkeit von der Höhe des Finanzausgleichs 
stehen, als finanziell gut situierte Kommunen.83 
Die Befürchtung, dass die Verschuldung der Kommunen hierdurch 
weiter droht anzusteigen84, besteht zu Recht. Eine Kosteneinsparung 
zu Gunsten der Länder ist auch zu befürchten, wenn die Länder 
eine Verminderung der Zuweisung an die Kommunen vornehmen85, 
die Ausgaben der Kommunen werden einer Absenkung unterliegen 
müssen86. Zwar sind die Kommunen grundsätzlich vor einer finan-
ziellen Überforderung durch den Anspruch auf eine angemessene 
Finanzausstattung geschützt, doch dieser Schutz verliert seine Wir-
kung durch die einschränkende Mittelzuweisung der Länder, wobei 
sich nur manche Kommunen auf eine Rechtsprechung ihres Landes-
verfassungsgerichts berufen können, die ihren Anspruch auf finanzi-
elle Ausstattung durch die Länder stärkt.87 

(3)		 Einschätzung der stärkeren finanziellen Belastung der Kom-
munen 
Ausgaben- und Kostenverlagerung sowie die Einschränkung der Fi-
nanzmittel für die Kommunen haben den Hintergrund einer mögli-
chen Sanierung der Landeshaushalte. Die Schuldenbremse wird gar 
als unumgänglicher Anreiz für die Länder bezeichnet, die kommu-
nalen Haushalte weiter durch Aufgaben- und Kostenverschiebungen 
zu belasten.88 Gleiches gilt für die Verkürzung von Zahlungen. Die 

79	 Lenk/Kuntze, http://www.wegweiser-kommune.de/themenkonzepte/finanzen/
download/pdf/Lenk_Finanzverfassung_2012.pdf, 61 (Abruf 12.12.2012); 
Rauber, 151.

80	 Vgl. Meyer, LKV 1997, 390 (391); NdsStGH vom 25.11.1997, StGH 14/95 u.a., 
NVwZ-RR 1998, 528 (528); Zu Entscheidungen der Länder: Korioth, LKV 1997, 
385 (390).

81	 Beucher, der gemeindehaushalt, 1/2012, 1 (4).
82	 Schwarz, NWVBl. 7/2012, 245 (248).
83	 Vgl. Groh, LKV 2010, 1 (8).
84  Groh, LKV 2010, 1 (8).
85	 Groh, LKV 2010, 1 (2); Lenk/Kuntze, http://www.wegweiser-kommune.de/the-

menkonzepte/finanzen/download/pdf/Lenk_Finanzverfassung_2012.pdf, 7, 12, 
61 (Abruf 12.12.2012); Dedy/Dahlke, der gemeindehaushalt, 1/2011, 1 (1); Lenk, 
http://www.derneuekaemmerer.de/veranstaltungen/pdf/odkt2012/06-Auswir-
kungen-der-Schuldenbremse-auf-kommunale-Ebene.pdf, 19 (Abruf 03.01.2013).

86	 Lenk/Kuntze, http://www.wegweiser-kommune.de/themenkonzepte/finanzen/
download/pdf/Lenk_Finanzverfassung_2012.pdf, 13 (Abruf 12.12.2012).

87 	Vgl. Ritgen, DVBl 2012, 1151 (1154).
88	 Vgl. Bertelsmann Stiftung, http://www.wegweiser-kommune.de/themenkon-

zepte/finanzen/download/pdf/Thesenpapier_Finanzverfassung_2012.pdf, 24, 
(Abruf 10.12.2012); Wieland, http://www.wegweiser-kommune.de/themen-
konzepte/finanzen/download/pdf/Wieland_Finanzverfassung_2012.pdf, 28 
(Abruf 11.12.2012); Lenk/Kuntze, http://www.wegweiser-kommune.de/the-
menkonzepte/finanzen/download/pdf/Lenk_Finanzverfassung_2012.pdf, 13 
(Abruf 12.12.2012).

Länder sind im Lichte der Schuldenbremse einem Handlungszwang 
ausgesetzt, die eigenen Haushalte einer Sanierung zu unterziehen 
und dem Grunde nach keine neuen Schulden aufzunehmen. Die 
notwendige Entlastung der Länderhaushalte ist dabei als Folge der 
Schuldenbremse zu Lasten der kommunalen Haushalte anzusehen,89 
stets von der verfassungsrechtlichen Vorgabe der Schuldenbremse, 
keine Neuverschuldung vorzunehmen. Eine stärkere Belastung der 
Kommunen hat zwar möglicherweise eine Erhöhung der Verschul-
dung der Kommunen zur Folge, die Länder können durch eine solche 
Abwälzung jedoch in die Lage versetzt werden, die Vorgaben der 
Schuldenbremse einzuhalten.90 Im Gegensatz zur Anwendung der 
schuldenbegrenzenden Regelung des Art. 109 Abs. 3 S. 1 GG auf die 
Länder gilt diese nicht für die Kommunen, auch eine vergleichba-
re Regelung ist nicht vorhanden. Es ist von einem „Schlupfloch der 
Lastenverschiebung“91 die Rede. Eine Erleichterung für die Länder 
steht in Rede.92 
Es besteht das Risiko, dass die Verschuldung nur auf die Kommunen 
umverteilt wird.93 Die Kommunen sind also in die Situation und 
bedenkliche Lage versetzt, immer mehr Aufgaben wahrnehmen zu 
müssen bzw. ohne zu erwartenden Ausgleich immer weniger finanzi-
elle Mittel zur Verfügung zu haben. Dieser einerseits erhöhten Auf-
gabenaufbürdung steht eine erhebliche finanzielle Mehrbelastung 
gegenüber, bei möglicherweise geringeren Einnahmen. Da der finan-
zielle Mehrbedarf nicht durch höhere Einnahmen der Kommunen 
gedeckt ist, was gerade in der Zeit einer Wirtschafts- und Finanzkrise 
ganz besonders ins Gewicht fällt und für die Kommunen einen ganz 
verheerenden Einschnitt darstellt, ist eine Mittelbeschaffung mittels 
neuer Kreditaufnahmen unumgänglich. Die Ausgabenlast führt bei 
den Kommunen zu dem Druck und der Notwendigkeit der weiteren 
Verschuldung.94 Die Verschuldung der Kommunen wächst weiter an, 
sie läuft gar Gefahr gänzlich auszuufern. Dies lässt völlig zutreffend 
an der Ernsthaftigkeit der Schuldenbremse zweifeln.95

Die Schuldenbremse hat mithin auf die Verschuldung der Kommu-
nen keine durchdringende positive Wirkung, vielmehr besteht die 
Gefahr der weiteren Anwachsung des Schuldenstandes. Gerade die 
Unbeachtlichkeit der Verschuldung der Kommunen im Rahmen der 
Schuldenbremse lässt befürchten, dass die Kommunen die Kommu-
nen ihre Verschuldungsstände weiter erhöhen müssen, wenn sie nicht 
ihre Selbstverwaltungsaufgaben weiter reduzieren wollen.96 Aber  
 

89	 Vgl. Commerzbank AG, http://www.wifa.uni-leipzig.de/fileadmin/user_up-
load/KOZE/Downloads/Studie_Auswirkungen_der_Schuldenbremse_auf_
die_kommunale_Ebene.pdf, 10 (Abruf 03.01.2013).

90	 Vgl. http://www.zeit.de/2012/20/Fiskalpakt-Auswirkungen-Staedte/seite-2 
(Abruf 07.12.2012).

91	 Vgl. Gemeindefinanzbericht 2010 des Städtetages Nordrhein-Westfalen, http://
www.staedtetag-nrw.de/imperia/md/content/stnrw/internet/3_veroeffentli-
chungen/2010/gfb_2010_stnrw_fin_20101018.pdf, 43 (Abruf 30.11.2012).

92	 Wieland, http://www.wegweiser-kommune.de/themenkonzepte/finanzen/
download/pdf/Wieland_Finanzverfassung_2012.pdf, 29 (Abruf 11.12.2012).

93	 Vgl. Gemeindefinanzbericht 2010 des Städtetages Nordrhein-Westfalen, http://
www.staedtetag-nrw.de/imperia/md/content/stnrw/internet/3_veroeffentli-
chungen/2010/gfb_2010_stnrw_fin_20101018.pdf, 43 (Abruf 30.11.2012); 
Wieland, http://www.wegweiser-kommune.de/themenkonzepte/finanzen/
download/pdf/Wieland_Finanzverfassung_2012.pdf, 14 (Abruf 11.12.2012).

94	 Scholl, DÖV 2010, 160 (165); Zur weiteren Verschuldung: Lenk, http://www.
derneuekaemmerer.de/veranstaltungen/pdf/odkt2012/06-Auswirkungen-der-
Schuldenbremse-auf-kommunale-Ebene.pdf, 16 (Abruf 03.01.2013).

95	 Vgl. Wieland, http://www.wegweiser-kommune.de/themenkonzepte/finanzen/
download/pdf/Wieland_Finanzverfassung_2012.pdf, 28 (Abruf 11.12.2012).

96 	Vgl. Bertelsmann Stiftung, http://www.wegweiser-kommune.de/themenkon-
zepte/finanzen/download/pdf/Thesenpapier_Finanzverfassung_2012.pdf, 32, 
(Abruf 10.12.2012).
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gerade für die Aufgaben der freiwilligen Selbstverwaltung werden 
in Folge der beschränkten Zuweisungen durch die Länder und den 
erheblichen Kosten für übertragene Aufgaben die Mittel fehlen.97 
Ohne die notwendige finanzielle Basis kann die Selbstverwaltung 
nicht effektiv laufen.98 Die Kommunen erfüllen eine Vielzahl von 
Aufgaben, auch im übertragenen Wirkungskreis, welche mit erheb-
lichen Kosten verbunden sind, die von den Ländern zumeist nicht in 
der erforderlichen Höhe ausgeglichen werden. Die Kommunen neh-
men also für die Länder Aufgaben wahr, welche sie aus ihrem eigenen 
Haushalt bestreiten müssen. Für die Länder eine äußerst bequeme 
Möglichkeit einerseits Aufgaben an die Gemeinden zu übertragen 
und hierdurch den eigenen Haushalt zu entlasten, was angesichts des 
grundsätzlichen Verbots der Neuverschuldung gemäß Art. 109 Abs. 
2 S. 1 GG auch erforderlich ist. Die Verpflichtung zur Erfüllung der 
übertragenen Aufgaben ließe die freiwilligen Aufgaben im Rahmen 
der kommunalen Selbstverwaltung notwendig zusammenschrump-
fen. Fehlen die Mittel zur Erfüllung der freiwilligen Selbstverwaltung 
ist die Garantie der Selbstverwaltung der Kommunen in Gefahr.99 
Auch kann die Möglichkeit, eine Verschiebung von Verbindlichkei-
ten auf öffentliche Einrichtungen, welche ausgelagert wurden,100 kei-
ne Lösung des Problems darstellen. Diese Vorgehensweise stelle sich 
auch als kontraproduktiv dar, denn die Folge könnten schlechtere 
Kreditkonditionen für die Kommunen sein101 mit der abermaligen 
Konsequenz der Erhöhung der Verschuldung für die Kommunen, 
bedingt durch höhere Zinsen. Die Kommunen könnten in der Fol-
ge der stetig ansteigenden Verschuldung geneigt sein, Teilbereiche 
in eigene Gesellschaften mit eigener Rechtspersönlichkeit auszula-
gern.102 Die Privatisierung im kommunalen Bereich ist zumindest 
eine vorstellbare Konsequenz der Verschuldung.103 
Eine Umverteilung des Schuldenberges auf die kommunale Ebene 
würde das Ziel einer wirkungsvollen Schuldenbegrenzung aushöhlen 
und ad absurdum führen. Insgesamt besteht die Befürchtung, dass die 
in der Verfassung verankerte Schuldenbremse in der Gesamtschau 
nicht die gewünschte Wirkung erzielt und sich nur als begrenzt ef-
fektiv darstellt.104 

97 	Groh, LKV 2010, 1 (2).
98 	Vgl. Erichsen, NWVBl 1990, 37 (39).
99 	Groh, LKV 2010, 1 (2); Vgl. zum Eingriff in die Garantie der kommunalen 

Selbstverwaltung: BVerfG vom 07.02.1991, 2 BvL 24/84, BVerfGE 83, 363, (385 
f.); Zum Schutz der kommunalen Selbstverwaltung: BVerfG vom 23.11.1988, 2 
BvR 1619, 1628/83, BVerfGE 79, 127 (155).

100 Lenk/Kuntze, http://www.wegweiser-kommune.de/themenkonzepte/finanzen/ 
download/pdf/Lenk_Finanzverfassung_2012.pdf, 13 (Abruf 12.12.2012).

101 Lenk/Kuntze, http://www.wegweiser-kommune.de/themenkonzepte/finanzen/
download/pdf/Lenk_Finanzverfassung_2012.pdf, 13 (Abruf 12.12.2012).

102 Lenk, http://www.derneuekaemmerer.de/veranstaltungen/pdf/odkt2012/06-
Auswirkungen-der-Schuldenbremse-auf-kommunale-Ebene.pdf, 4 (Abruf 
03.01.2013).

103 Vgl. Pitschas/Schoppa, in: Mann/Thomas, § 43, Rz. 63; Hill, BB 1997, 425 (425 
ff.); Kommunen unterfallen nicht dem Insolvenzverfahren: Rehm/Tholen, 84; 
Schliesky/Tallich/Classen, DVP 2012, 134 (135); Sich für kommunale Insolven-
zverfahren als sinnvolles Instrumentarium aussprechend: Niederste, DÖV 2007, 
636 (644); Niederste, DÖV 2008, 991 (996); Schliesky/Tallich/Classen, DVP 2012, 
134 (140); Zur kommunalen Insolvenz: Duve, DÖV 2009, 574 (574 ff.); Gegen 
die Insolvenz von Kommunen: Magin, 237; Ausführlich zu Public Private Part-
nerships im Zusammenhang mit öffentlicher Verschuldung: Gatzke; Zur Ver-
schuldung der eigenen Gesellschaften der Kommunen: Birkholz, in: Birkholz/
Maaß/Maravic/Siebart, 260 f.; Vgl. zu ausgelagerter Verschuldung: Meier, in: 
Bucher/Flöthmann, 42; Kommunen und PPP: Güb, 37; Zur Grenze der PPP bei 
vollkommener Überschuldung der Kommune: Lupp, in: Pechlaner/Holzschu-
her/Bachinger, 296.

104 Lenz/Burgbacher, NJW 2009, 2561 (2561).

III.	Fiskalpakt

Bei dem Fiskalpakt handelt es sich um den völkerrechtlichen Ver-
trag105 der Mitgliedsstaaten der Europäischen Union vom 2. März 
2012 über „Stabilität, Koordinierung und Steuerung in der Wirt-
schafts- und Währungsunion“106. Auch der Terminus des „Europä-
ischen Rettungsfonds“107 wird im Zusammenhang mit dem Fiskal-
pakt verwendet.108 Tschechien und Großbritannien gehören diesem 
Vertrag nicht an.109 Die Mitgliedstaaten, in denen der Euro als Wäh-
rung existiert, sollen einem Mechanismus zur Stabilität unterfallen. 
Das Gesetz zu dem Beschluss des Europäischen Rates vom 25. März 
2011 zur Änderung des Art. 136 des Vertrags über die Arbeitsweise 
der Europäischen Union hinsichtlich eines Stabilitätsmechanismus 
für die Mitgliedstaaten, deren Währung der Euro110 ist am 19. Sep-
tember 2012 in Kraft getreten111. Der Bundestag verabschiedete am 
20.11.2012 das Gesetz zur Umsetzung des Fiskalvertrages112, ein völ-
kerrechtlicher Vertrag113. 
Der Fiskalpakt ist Ausdruck der Krise auch in der Europäischen Uni-
on und verdeutlicht deren Reichweite.114 Der Fiskalpakt ist allgemein 
dazu geeignet, die durch die Schuldenbremse noch vorhandenen Frei-
räume einzugrenzen.115 Dies könnte einen positiven Effekt haben 
und dazu führen, dass die Nettoneuverschuldung von den Ländern 
bereits noch vor Ablauf der Übergangsphase der Schuldenbremse 
bis 2020 sinkt. Dies wiederum lässt befürchten, dass reflexartig auch 
Auswirkungen auf die Kommunen die Folge sind. Ob positiv oder 
negativ wird in der folgenden Bearbeitung noch ausgeführt. Es kann 
festgestellt werden, dass der Fiskalpakt äußerst umstritten ist.116

1.	 Ausgestaltung des Fiskalpakts

Nach dem Fiskalpakt117 darf ab dem Kalenderjahr 2014 das struktu-
relle Defizit des staatlichen Gesamthaushalts grundsätzlich 0,5 % des 
nominalen Bruttoinlandsprodukts nicht übersteigen.118 Eine Aus-
nahme gibt es, wenn die Verschuldung weniger als 60 % des Brutto-
inlandsprodukts liegt.119 Das gesamte staatliche Defizit muss im Jahr 

105 Vgl. zur rechtlichen Natur: Hofmann,/Konow, Zeitschrift für Gesetzgebung, 
2/2012, 138 (150).

106 http://european-council.europa.eu/media/639244/04_-_tscg.de.12.pdf (Abruf 
04.12.2012); BT-Drs. 17/9046, 6 ff.

107 Lindner, 10.
108 Vgl. Lindner, 10.
109 Vgl. zur Würdigung: Friederichs, 241.
110 Gesetzentwurf: BT-Drs. 17/9047 vom 20.03.2012; Verkündung am 13.09.2012, 

BGBl 2012, Teil II, Nr. 28, 978 ff. http://www.bgbl.de/Xaver/start.xav?startbk=Bun
desanzeiger_BGBl&start=//*[@attr_id=‘bgbl212s0978.pdf ‘] (Abruf 04.12.2012).

111 Nach summarischer Prüfung wurde mit Urteil vom 12.09.2012 durch das Bun-
desverfassungsgericht festgestellt, dass das Gesetz verfassungskonform ist: 
BVerfG vom 12.09.2012, 2 BvE 6/12, 2 BvR 1390/12, 2 BvR 1421/12, 2 BvR 
1438/12, 2 BvR 1439/12, 2 BvR 1440/12, DVBl 2012, 1370 ff., juris.

112 Vgl. BT-Drs. 17/10976 vom 15.10.2012, Beschlussempfehlung des Haushalts-
ausschusses BT-Drs. 17/11504 vom 19.11.2012; Vgl. zur Ratifikation: Wol-
lenschläger, NVwZ 2012, 713 (717); Zu den Mehrheitsanfordernissen für die 
Zustimmung zum Fiskalpakt: Lorz/Sauer, EuR 2012, 682 (686 ff.).

113 Hierzu: Hölscheidt, DVBl 2012, 806 (810).
114 Vgl. Schorkopf, NVwZ 2012, 1273 (1273); Ritgen, DVBl 2012, 1151 (1155).
115 Vgl. Santek, NVwZ 2012, 1086 (1087).
116 Vgl. http://www.dstgb.de/dstgb/Kommunalreport/EU-Fiskalpakt%3A%20Po

sitionen%20des%20Deutschen%20St%C3%A4dte-%20und%20Gemeindebun-
des/ (Abruf 05.12.2012).

117 Vgl. BT-Drs. 17/9046, 6 ff.
118 Art. 3 Abs. 1 Buchstabe a, b des Vertrages, BT-Drs. 17/9046, 10.
119 Art. 3 Abs. 1 Buchstabe d des Vertrages, BT-Drs. 17/9046, 11.
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2014 auf 13 Milliarden Euro beschränkt werden.120 Es liegt hier eine 
Steigerung in Bezug auf die Schuldenbegrenzung vor.121 Die Über-
prüfung der Einhaltung der Regelungen der Schuldenbremse obliegt 
dem Europäischen Gerichtshof. Dieser kann den Vertragsparteien 
auferlegen, erforderliche Maßnahmen zur Einhaltung der Vereinba-
rungen zu treffen, Art. 8 Abs. 1 des Fiskalpakts. Auch können Sank-
tionen verhängt werden, Art. 8 Abs. 2 des Fiskalpakts.
Insgesamt ist das Ziel des Fiskalpakts ähnlich dem der grundgesetz-
lichen Schuldenbremse, der steigenden Verschuldung entgegenzu-
wirken. Der Fiskalpakt geht jedoch weit über die Regelungen der 
Schuldenbremse hinaus, insbesondere was die direkten Auswirkun-
gen auf die Kommunen, den zeitlichen Anwendungsbereich und die 
Kompetenzen betrifft.122

2.	 Auswirkungen des Fiskalpakts auf die Verschuldung der 
Kommunen

a)	 Einbeziehung der Verschuldung der Kommunen 
Der Fiskalpakt stellt als europäische Ergänzung zu der grundgesetz-
lichen Schuldenbremse eine Maßnahme dar, welche die öffentlichen 
Haushalte zu einer noch kurzfristigeren Begrenzung sowie ggf. gar 
einem Abbau ihrer Verschuldung zwingt. Es handelt sich um eine 
Fortentwicklung der Schuldenbremse.123 Nicht mehr wie bei der 
Schuldenbremse werden im Rahmen des Fiskalpakts die Haushalte 
nicht nur von Bund und Ländern berücksichtigt, sondern die Schul-
den aller öffentlichen Haushalte, also auch der Kommunen, einbezo-
gen.124 Dem Fiskalpakt wird zu Recht unmittelbarer Einfluss auf die 
Kommunen zugesprochen.125 Der Fiskalpakt entfaltet dahingehend 
direkte Wirkung auf die Verschuldung der Kommunen, dass die Höhe 
des Schuldenstandes der Kommunen in die Höchstbetragsberech-
nung einzubeziehen und daher einer zahlenmäßigen Begrenzung zu 
unterwerfen ist. In der Kehrseite haben die kommunalen Haushalte 
einen entscheidenden Anteil an der Möglichkeit, die Forderungen des 
Fiskalpakts einzuhalten.126 Die Kommunen könnten, in ihrer Fähig-
keit handeln zu können, empfindlich eingeschränkt werden.127 
Auch die Schulden der Kommunen werden in den gesamtstaatlichen 
Schuldenstand einbezogen.128 Die Kommunen unterfallen dem Fis-

120 Vgl. zur Diskussion: http://www.dgb.de/themen/++co++7b0629fe-ab13-11e1-
47ad-00188b4dc422 (Abruf 07.12.2012).

121 Friederichs, 241 f.
122 Vgl. Bertelsmann Stiftung, http://www.wegweiser-kommune.de/themenkon-

zepte/finanzen/download/pdf/Thesenpapier_Finanzverfassung_2012.pdf, 20, 
(Abruf 09.12.2012).

123 Vgl. Vgl. http://www.dstgb.de/dstgb/Pressemeldungen/Vollbremsung%20darf% 
20nicht%20Handlungs-%20und%20Investitionsf%C3%A4higkeit%20der%20% 
C3%B6ffentlichen%20Hand%20gef%C3%A4hrden/ (Abruf 06.12.2012).

124 Vgl. Ritgen, DVBl 2012, 1151 (1155); Vgl. Katz, der gemeindehaushalt, 12/2012, 
265 (266).

125 Vgl. Santek, NVwZ 2012, 1086 (1087) zu Ausführungen von Prof. Dr. Hans-Günter 
Henneke auf der Tagung am 18.05.2012 des Instituts für Gesetzgebung und Verfassung 
e. V. (IGV); http://www.dstgb.de/dstgb/Pressemeldungen/ Vollbremsung%20
darf%20nicht%20Handlungs-%20und%20Investitionsf%C3%A4higkeit%20
der%20%C3%B6ffentlichen%20Hand%20gef%C3%A4hrden/(Abruf 07.12.2012); 
Pressemitteilung Bayerischer Städtetag vom 06.08.2012, http://www.bay-staed-
tetag.de/index.php?id=7559,123 (Abruf 14.12.2012).

126 Bt-Drs. 17/10976, 13.
127 Vgl. Naßmacher, 81.
128 Vgl. http://www.dstgb.de/dstgb/Pressemeldungen/Vollbremsung%20darf%20 

nicht%20Handlungs-%20und%20Investitionsf%C3%A4higkeit%20der%20% 
C3%B6ffentlichen%20Hand%20gef%C3%A4hrden/ (Abruf 07.12.2012); Vgl. 
Bertelsmann Stiftung, http://www.wegweiser-kommune.de/themenkonzepte/
finanzen/download/pdf/Thesenpapier_Finanzverfassung_2012.pdf, 11 (Abruf 
09.12.2012); Ritgen, DVBl 2012, 1151 (1153).

kalpakt als europäische Schuldenbremse, die den Gesamtstaat be-
trifft.129 In die Obergrenze der Verschuldung laut des Fiskalpakts 
werden die kommunalen Schulden ausdrücklich einbezogen.130 Die 
Verschuldung der Kommunen ist in dieser Gesamtrechnung in die 
Ermittlung des strukturellen Defizits der Vertragspartei Bundes-
republik Deutschland einzubeziehen, was sich insgesamt als große 
Herausforderung darstellt.131 Als Folge dessen wirkt sich die enorme 
Verschuldung der Kommunen negativ auf die Schuldenbilanz einer 
Gesamtbetrachtung der Bundesrepublik Deutschland aus. Die Län-
der sind der Situation ausgesetzt, dass sie von der Verschuldung der 
Kommunen unmittelbar betroffen sind.132 Die Konsolidierung der 
öffentlichen Haushalte hat insoweit einen unmittelbaren Einfluss 
auf die Haushalte der Kommunen. Es liegt insoweit im Vergleich zu 
der grundgesetzlichen Schuldenbremse eine Verschärfung vor, so der 
Fiskalpakt auch von den Kommunen einzuhalten ist.133 

b)	 Kurzfristig zu erwartender Anstieg der kommunalen Verschul-
dung – Langfristziel der Senkung der kommunalen Verschuldung 
Dem Fiskalpakt kommt in Bezug auf die Verschuldung der Kom-
munen eine Doppelwirkung zu. Einerseits besteht durch die Einbe-
ziehung der kommunalen Verschuldung in die Verschuldungsgren-
ze langfristig das Ziel, auch die Verschuldung der Kommunen zu 
senken. Kurzfristig wird jedoch das Streben nach der Senkung der 
Verschuldung auf allen Ebenen dazu führen, dass das untere Glied 
der Kommunen dazu genutzt wird, die Haushalte der Länder zu sta-
bilisieren, mit negativem Einfluss auf die kommunale Verschuldung.
Für die mögliche Neuverschuldung von Bund, Ländern und Gemein-
den ergibt sich eine kumulative Wirkung von Schuldenbremse und 
Fiskalpakt. Besteht für den Bund im Rahmen der Schuldenbremse 
gemäß Art. 115 Abs. 2 GG eine grundsätzliche Begrenzung der Ein-
nahmen aus Krediten auf 0,35 % des nominalen Bruttoinlandspro-
dukts, bedeutet dies, dass bei Ausschöpfung dieser Kreditaufnahme 
für die übrigen öffentlichen Haushalte, wozu auch die Kommunen 
gehören, zur Einhaltung des Fiskalpakts nur noch lediglich eine 
mögliche Einnahmeerzielung aus Krediten in Höhe von 0,15 % des 
nominalen Bruttoinlandsprodukts verbleibt.134 
Als Problem ist anzusehen, dass die Länder versuchen könnten, den 
Kommunen mit Blick auf die Regelungen des Fiskalpakts weitere 
Aufgaben zuweisen und damit die Ausgaben der Kommunen zu er-
höhen sowie die Zuweisungen finanzieller Mittel kürzen.135 Eine 
reine Verlagerung von Aufgaben von den Ländern auf die Kommu-
nen könne im Rahmen der Schuldenzusammenrechnung der öffent-
lichen Haushalte nicht mehr dazu führen, Verschiebungen von für 
die Begrenzung der Verschuldung relevanten Haushalten auf solche 
Haushalte vorzunehmen, die nicht in diese Berechnung einbezogen 

129 Vgl. bereits: Deutsche Städte gegen Fiskalpakt, http://nachrichten.rp-online.de 
/wirtschaft/deutsche-staedte-gegen-fiskalpakt-1.2825299 (Abruf 05.12.2012); 
http://www.bundesregierung.de/Content/DE/Pressemitteilungen/BPA/2012/ 
06/2012-06-24-fiskalvertrag.html (Abruf 25.12.2012).

130 http://www.bundesregierung.de/Content/DE/Pressemitteilungen/BPA/ 
2012/06/2012-06-24-fiskalvertrag.html (Abruf 09.12.2012).

131 http://www.dstgb.de/dstgb/Kommunalreport/EU-Fiskalpakt%3A%20Posi-
tionen%20des%20Deutschen%20St%C3%A4dte-%20und%20Gemeindebun-
des/ (Abruf 05.12.2012).

132 Lenk/Kuntze, http://www.wirtschaftsdienst.eu/archiv/jahr/2012/7/2806/ (Ab-
ruf 07.12.2012).

133 http://www.fiskalpakt-stoppen.de/aktuell/eurokrise/fiskalpakt/10-fragen/ 
(Abruf 07.12.2012).

134 Vgl. zur Diskussion: http://www.dgb.de/themen/++co++7b0629fe-ab13-11e1-
47ad-00188b4dc422 (Abruf 07.12.2012).

135 Vgl. Katz, der gemeindehaushalt, 12/2012, 265 (266).
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werden.136 Die Kommunen werden über weitere Aufgabenzuwei-
sungen der Länder mit schlagartigen Verkürzungen der Zahlungen 
durch die Länder umzugehen haben.
Die Kommunen stehen vor der Frage, wie ihre Aufgaben erfüllt 
werden können, auch wenn die Einnahmen ohne Kredite, die zur 
gesamtstaatlichen Erfüllung der Vorgaben des Fiskalpakts grund-
sätzlich nicht mehr aufgenommen werden sollen, hierfür nicht ge-
nügen. Die Lösung lautet: Die Kommunen müssen drastisch sparen 
und ihre Einnahmen erhöhen, soweit dies möglich ist. Anderenfalls 
sind negative Konsequenzen für die kommunale Leistungsfähig-
keit und damit für das Wohl der Kommunen zu befürchten. Auch 
die Kommunen sind zur Stärkung ihrer Haushalte aufgerufen, um 
ihre Verschuldung zu senken. Vor allem die Kommunen werden zu 
enormen Sparvorkehrungen gezwungen sein, und zwar ab sofort.137 
Diese Einsparungen lassen sich jedoch nicht spontan umsetzen. Als 
kurzfristige Konsequenz des Fiskalpakts ist daher ein Anstieg der 
Verschuldung der Kommunen zu erwarten.
Eine zuverlässige Einschätzung der tatsächlichen Auswirkungen des 
Fiskalpakts auf die Verschuldung der Kommunen kann zum derzeiti-
gen Zeitpunkt nicht getroffen werden,138 allenfalls ist eine Prognose 
über mögliche Entwicklungen möglich. In zeitlicher Hinsicht werden 
mit dem Fiskalpakt die durch die Schuldenbremse zur Einhaltung 
der Verschuldungsgrenzen geschaffenen Übergangsfristen, für den 
Bund bis 31.12.2015, für die Länder bis 31.12.2019, obsolet.139 Viel-
mehr macht es der Fiskalpakt bereits ab dem Jahr 2014 erforderlich, 
dass der deutsche Gesamthaushalt die Grenze der Nettoneuverschul-
dung von 0,5 % des nominalen Bruttoinlandsprodukts einhält. Dabei 
handelt es sich um eine Auswirkung des Fiskalpakts, die als äußerst 
kurzfristige Umsetzung anzusehen ist.140 Bis zum Jahr 2019 sind für 
die Länder und Kommunen keine strengeren Regeln anzuwenden, 
als sie die grundgesetzliche Schuldenbremse vorgibt, der Bund haftet 
im Außenverhältnis für etwaige Sanktionszahlungen.141 Ab dem Jahr 
2020 haben die Länder gemäß Art. 109 Abs. 3 S. 5 GG sicherzustel-
len, dass keine Neuverschuldung generiert wird. Eine vorherige Re-
aktion der Länder in Gestalt der Anpassung der Haushalte wird nicht 
umgänglich sein.142 Die Ausgaben werden langfristig spätestens bis 
Ende 2019 reduziert werden müssen, was entsprechenden Strategien 
bedarf.143 Die sich ergebenden Konsequenz für den Bund und die 
Länder ist die im Vergleich zur Schuldenbremse dennoch schlagar-
tig notwendige Umsetzung der Neuverschuldungsgrenzwerte. Ohne 
Erhöhung der Einnahmen bzw. Senkung der Ausgaben kann dies 
nicht gelingen. Da in der Krise nicht mit einer Zunahme der Einnah-
men zu rechnen ist bzw. dies nur sehr eingeschränkt möglich ist, steht 
in dieser Hinsicht eine Kürzung der Ausgaben jeweils auf der eige-

136 Vgl. zum Verlust des ausgleichenden Ventils der Kommunen durch den Fiskal-
pakt: http://www.zeit.de/2012/20/Fiskalpakt-Auswirkungen-Staedte/seite-2 
(Abruf 07.12.2012).

137 Lindner, 10.
138 Vgl. Bertelsmann Stiftung, http://www.wegweiser-kommune.de/themenkon-

zepte/finanzen/download/pdf/Thesenpapier_Finanzverfassung_2012.pdf, 11 
(Abruf 09.12.2012).

139 Vgl. http://www.dgb.de/themen/++co++7b0629fe-ab13-11e1-47ad-00188b4dc422 
(Abruf 07.12.2012).

140 Vgl. http://www.dgb.de/themen/++co++7b0629fe-ab13-11e1-47ad-00188b4dc422 
(Abruf 07.12.2012).

141 BT-Drs. 17/11504, 9; http://www.bundesregierung.de/Content/DE/Pressemittei-
lungen/BPA/2012/06/2012-06-24-fiskalvertrag.html (Abruf 09.12.2012).

142 Bertelsmann Stiftung, http://www.wegweiser-kommune.de/themenkonzepte/
finanzen/download/pdf/Thesenpapier_Finanzverfassung_2012.pdf, 18, (Ab-
ruf 09.12.2012).

143 Vgl. Gumboldt, LKV 2010, 56 (56).

nen Ebene in Aussicht. Die Auswirkungen auf die Schulden durch 
den Fiskalpakt werden mithin bereits ab dem Jahr 2014 als deutlich 
erkennbar erwartet.144 Die grundgesetzliche Schuldenbremse greift 
für die Länder zwar grundsätzlich erst ab dem Jahr 2020 ein, es sind 
bereits langfristig Einsparungen erforderlich, so dass also hier für die 
Kommunen ein Gleichlauf mit den Auswirkungen des Fiskalpakts 
zu erwarten ist. Jedoch führt der Fiskalpakt erweiternd dazu, dass die 
Schulden zu reduzieren sind. Auch die Kommunen sind gefragt, was 
zu einer positiven Verschuldungstendenz führen kann. Was zu einem 
weiteren notwendigen Einsparungserfordernis oder der Realisierung 
weiterer Einnahmen führt, kann sich auf die Verschuldung nur in 
Form einer Reduzierung auswirken. Eine so rasche und kurzfristi-
ge Umsetzung der europäischen Schuldenbremse, die noch vor der 
Schuldenbremse des Grundgesetzes greift, lässt zutreffend an der re-
alistischen Umsetzung zweifeln, ohne negative und verheerende Fol-
gen in Bezug auf die Handlungsfähigkeit des Staates zu gefährden.145 
Der Fiskalpakt bedeutet für die Kommunen nicht nur ein erhöhtes 
Erfordernis zu Einsparungen, sondern auch ein in zeitlicher Hinsicht 
sehr kurzfristig zu realisierendes Nahziel der Beteiligung am Abbau 
der Verschuldung des Gesamtstaates. In der praktischen Umsetzung 
bedeute dies, die Kommunen dürften sich bereits ab dem Jahr 2013 
nicht neu verschulden.146 Dass dies auf Grund der dargelegten Auf-
gaben- und Ausgabenverlagerungen der Länder auf die Kommunen 
nicht gelingen kann, ist selbstredend.

IV.	Zusammenfassung und Ausblick

Insgesamt ist zu erwarten, dass durch die Einhaltung der Vorgaben 
der Schuldenbremse und des Fiskalpakts zwar die staatliche Gesamt-
verschuldung eingedämmt und abgebaut wird, dies jedoch insgesamt 
zu Lasten der Kommunen geschieht. Dabei entfaltet die Schulden-
bremse indirekte Wirkungen auf die Verschuldung der Kommunen, 
wohingegen die Kommunen durch den Fiskalpakt als Mitadressat 
der Verschuldungsbegrenzungsregel direkt betroffen sind. Schulden-
bremse und Fiskalpakt lassen befürchten, dass die Länder zum Schul-
denabbau zu Lasten der Kommunen tätig werden, um ihre Haushalte 
zu sanieren. Dies zieht es nach sich, dass die kommunalen Haushalte, 
die nach der grundgesetzlichen Schuldenbremse nicht dem Verbot 
unterliegen, ihre Haushalte durch Kredite auszugleichen, durch zu 
befürchtende Übertragung insbesondere kostenträchtiger Aufgaben 
und verminderter Zuweisung finanzieller Mittel, in der gefährlichen 
Lage der weiter ansteigenden Verschuldung sind. Auch werden die 
Länder dies unter Anwendung des Fiskalpakts präferieren. Bund und 
Länder sind gezwungen ihre eigenen Haushalte so zu gestalten, dass 
Einnahmen und Ausgaben großteils ausgewogen sind. Ein Entge-
genkommen bei der Erhöhung der Mittel für die Kommunen ist 
unwahrscheinlich.147

Der Fiskalpakt erscheint, im Gegensatz zu der grundgesetzlichen 
Schuldenbremse, dabei eher als ein Mittel, das langfristig auch positi-
ve Wirkungen auf die Verschuldung der Kommunen mit sich bringen 

144 http://www.dstgb.de/dstgb/Kommunalreport/EU-Fiskalpakt%3A%20Positio
nen%20des%20Deutschen%20St%C3%A4dte-%20und%20Gemeindebundes/ 
(Abruf 05.12.2012).

145 Vgl. http://www.dstgb.de/dstgb/Pressemeldungen/Vollbremsung%20darf%20 
nicht%20Handlungs-%20und%20Investitionsf%C3%A4higkeit%20der%20% 
C3%B6ffentlichen%20Hand%20gef%C3%A4hrden/ (Abruf 06.12.2012).

146 Nürnberger Zeitung vom 14.07.2012, http://www.nordbayern.de/nuernberger-
zeitung/fiskalpakt-trifft-auch-kommunen-1.2206419 (Abruf 14.12.2012).

147 Vgl. auch: Hanesch, 17.
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könnte. Der Fiskalpakt kann die Quelle einer verantwortungsvollen 
Finanzpolitik auch auf kommunaler Ebene sein. Diese Vermutung 
lässt sich zumindest ab dem Jahr 2020 äußern, wenn nämlich der 
Bund nicht mehr für Verstöße gegen den Fiskalpakt haftet und die 
Einzelhaushalte sich verantwortlich zeigen müssen. Bis dahin muss 
mit Nachdruck auf eine positive Haushaltslage der Kommunen hin-
gewirkt werden. Dies kann durch Sparmaßnahmen und Erhöhung 
der Einnahmen gelingen. Es bedarf des Abbaus der Altschulden, um 
zukünftige Zinsbelastungen der Kommunen zu umgehen. 
Es besteht die Gefahr, dass Einsparungen in Bereichen wie Infra-
struktur und Bildung vorgenommen werden, was jedoch zu vermei-
den sei.148 Insbesondere die Reform der Finanzverfassung kann einen 
wertvollen Beitrag leisten. Es wurde zur langfristigen Lösung des 
Problems bereits der Bedarf nach einer Agenda 2020 geäußert, die zu 
einer Steigerung der Einnahmen sowie Verminderung der Ausgaben 
führen soll.149 Neben dem bundesstaatlichen Finanzausgleich wird 
als erforderlich angesehen, die Verteilung der Aufgaben und Ausga-
ben zwischen dem Bund, den Ländern und den Kommunen neu zu 
organisieren.150 Eine Föderalismuskommission III solle sich der Fi-
nanzreform der Gemeinden annehmen.151 Die Föderalismusreform 
III sei nach der Bundestagswahl geplant.152 Das bestehende System 
des Föderalismus zeichne sich durch fehlende Kontrollmechanismen 
aus, was Fehlausgaben in den Kommunen zur Folge habe.153 Die stets 
steigenden Sozialausgaben seien im Rahmen einer Reform zu be-
grenzen, indem die Vorsorge eigenverantwortlicher gestaltet und die 
demographische Entwicklung steigender Lebenserwartungen154 und 
der immer älteren Bevölkerung155 einbezogen werde.156 Die hohe Al-
tersrate in der Bevölkerung zieht notwendig erhöhte Sozialausgaben 
nach sich, verbunden mit sinkenden Steuereinnahmen.157 Politische 
Entscheidungen, welche die Ausgaben weiter erhöhen, wie etwa in 

148 http://www.dstgb.de/dstgb/Pressemeldungen/Ausweg%20aus%20dem%20
Schuldenstaat%20-%20Agenda%202020%20notwendig/ (Abruf 05.12.2012).

149 http://www.dstgb.de/dstgb/Pressemeldungen/Ausweg%20aus%20dem%20
Schuldenstaat%20-%20Agenda%202020%20notwendig/ (Abruf 05.12.2012).

150 Vgl. Beschluss der Konferenz der haushalts- und finanzpolitischen Sprecher 
der CDU/CSU-Fraktionen der Länder vom 22.-23. Oktober 2012 in Potsdam 
unter Punkt 7: http://www.dstgb.de/dstgb/Schwerpunkte/Gemeindefinanzen/
Aktuelles/Eckpunktepapier%20der%20CDU-CSU-Landtagsfraktionen%20
zum%20L%C3%A4nderfinanzausgleich/Eckpunktepapier%20der%20CDU_
CSU_Landtagsfraktionen%20Beschluss.pdf (Abruf 06.12.2012).

151 http://www.dstgb.de/dstgb/Schwerpunkte/Gemeindefinanzen/Aktuelles/
Eckpunktepapier%20der%20CDU-CSU-Landtagsfraktionen%20zum%20
L% C3%A4nderfinanzausgleich/ (Abruf 06.12.2012); Vgl. auch Beschluss 
der Konferenz der haushalts- und finanzpolitischen Sprecher der CDU/CSU-
Fraktionen der Länder vom 22.-23. Oktober 2012 in Potsdam unter Punkt 10: 
http://www.dstgb.de/dstgb/Schwerpunkte/Gemeindefinanzen/Aktuelles/
Eckpunktepapier%20der%20CDU-CSU-Landtagsfraktionen%20zum%20
L%C3%A4nderfinanzausgleich/Eckpunktepapier%20der%20CDU_CSU_
Landtagsfraktionen%20Beschluss.pdf (Abruf 06.12.2012).

152 Handelsblatt vom 27.12.2012, 10 unter dem Titel „Kostspielige Überweisungen 
des Bundes an die Länder“.

153 Handelsblatt vom 27.12.2012, 10 unter dem Titel „Kostspielige Überweisungen 
des Bundes an die Länder“.

154 Zur Alterungsprognose: Wieland, http://www.wegweiser-kommune.de/themen
konzepte/finanzen/download/pdf/Wieland_Finanzverfassung_2012.pdf, 32 f. 
(Abruf 12.12.2012).

155 Lenk/Kuntze, http://www.wegweiser-kommune.de/themenkonzepte/finanzen/
download/pdf/Lenk_Finanzverfassung_2012.pdf, 61 (Abruf 12.12.2012); Bo-
the, 14.

156 Vgl. http://www.dstgb.de/dstgb/Pressemeldungen/Vollbremsung%20darf% 
20nicht%20Handlungs-%20und%20Investitionsf%C3%A4higkeit%20der%20 
%C3%B6ffentlichen%20Hand%20gef%C3%A4hrden/ (Abruf 07.12.2012).

157 Vgl. Bertelsmann Stiftung, http://www.wegweiser-kommune.de/themenkon-
zepte/finanzen/download/pdf/Thesenpapier_Finanzverfassung_2012.pdf, 22, 
(Abruf 09.12.2012).

Folge des beschlossenen Betreuungsgeldes, seien vor diesem Hin-
tergrund nicht nachvollziehbar und stünden den Maßnahmen zur 
Schuldenbegrenzung entgegen.158 Auch wird als für die Verschul-
dung negativ angesehen, dass häufig politische Entscheidungen ge-
troffen werden, die in der Konsequenz häufig erhebliche Kosten nach 
sich ziehen, jedoch nicht mit Ausgleichszahlungen einhergehen.159 
Unter Einbeziehung des derzeitigen Erkenntnisstandes in Bezug auf 
die enorme Verschuldung der Kommunen, die Schuldenbremse, die 
über eine Folgewirkung für die Kommunen noch eine stärkere Be-
lastung mit der Konsequenz des weiteren Anstiegs der Verschuldung 
der Kommunen befürchten lässt sowie des Fiskalpakts, der kurzfris-
tig einen nicht standhaltbaren Druck zur Verringerung der Verschul-
dung auch für die Kommunen auslöst, sollte langfristig die Prob-
lematik des Abbaus des Schuldenstandes einer Lösung zugeführt 
werden. Insgesamt bleibt zu hoffen, dass die Regularien der Schul-
denbremse und des Fiskalpakts in rechtlicher und tatsächlicher Form 
umgesetzt und nicht umgangen werden.160 Es ist davon auszugehen, 
dass die Ziele von Schuldenbremse und Fiskalpakt zwar wirkungs-
volle Mechanismen sein könnten, die jedoch durch die vorhandene 
Altverschuldung und die damit verbundenen Zinsen161 sowie der 
Entwicklung der sozialen Strukturen nicht werden die gewünschten 
Ziele erreichen lassen. Insbesondere die unter Umständen greifenden 
Sanktionszahlungen in Folge der Verletzung der Vorgaben des Fis-
kalpakts lassen erwarten, dass der finanzielle Druck letztlich auch auf 
die Kommunen weiter wächst. Sie werden Wege suchen müssen, ihre 
Verschuldung abseits der Schuldenbremse und des Fiskalpakts zu be-
grenzen und abzubauen.162 Die hinderliche Problematik mangelnder 
Umsetzung und Steuerung163 muss gelöst werden. Dies wird auch 
Veränderungen innerhalb der Verwaltungen zur Folge haben müs-
sen.164 Ohne eine sensible positive Beeinflussung der Verschuldung 
der Kommunen können die Schuldenbremsen keine durchdringende 
Wirkung entfalten und gehen am Ziel vorbei. Für die Kommunen 
sind kurzfristig eine Verfestigung der Defizitarität ihrer Haushalte 
und ein Anstieg der Verschuldung zu erwarten. Langfristig ist durch 
den europäischen Fiskalpakt mit einem Rückgang der Verschuldung 
zu rechnen. Dies gelingt durchdringend jedoch nur mit ergänzen-
den wirksamen Regularien auf kommunaler Ebene. “Kommunale 
Schuldenbremsen“165 werden herbeiempfohlen.
Die rechtlichen Vorgaben sehen sich hier den tatsächlichen Regeln 
der Finanzwirtschaft gegenüber.166 Für die Kommunen besteht zu-
mindest bis zum Jahr 2020 noch die Hoffnung, dass der finanzielle 
Druck durch weitere Aufgabenzuweisungen durch die Länder so-
wie Kürzungen von Mitteln durch die Länder durch die Zusage des 

158 Vgl. http://www.dstgb.de/dstgb/Pressemeldungen/Vollbremsung%20darf% 
20nicht%20Handlungs-%20und%20Investitionsf%C3%A4higkeit%20der%20 
%C3%B6ffentlichen%20Hand%20gef%C3%A4hrden/ (Abruf 07.12.2012).

159 Vgl. http://www.dstgb.de/dstgb/Pressemeldungen/Vollbremsung%20darf% 
20nicht%20Handlungs-%20und%20Investitionsf%C3%A4higkeit%20der%20 
%C3%B6ffentlichen%20Hand%20gef%C3%A4hrden/ (Abruf 07.12.2012).

160 Zu dieser Befürchtung hinsichtlich der Schuldenbremse: becklink 1000459 
(Abruf 20.12.2012) unter dem Titel „Rechnungshöfe von Bund und Ländern 
warnen vor Umgehung des verfassungsrechtlichen Schuldenverbots“.

161 Vgl. Bertelsmann Stiftung, http://www.wegweiser-kommune.de/themenkon-
zepte/finanzen/download/pdf/Thesenpapier_Finanzverfassung_2012.pdf, 19, 
(Abruf 09.12.2012).

162 Vgl. etwa zum Immobilienverkauf: Reinold, 5 ff.
163 Geißler, 5.
164 Vgl. sehr instruktiv: Hill, VerwArch 2012, 475 (475 ff.); Zum Beitrag der Ver-

waltungen: Pünder, Die Verwaltung 45. Band 2012, Heft 1, 1 (3).
165 Katz, der gemeindehaushalt, 12/2012, 265 (273, 274).
166 Vgl. Wieland, http://www.wegweiser-kommune.de/themenkonzepte/finanzen/ 

download/pdf/Wieland_Finanzverfassung_2012.pdf, 35 (Abruf 12.12.2012).
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Bundes, bis 2020 für Verletzungen des Fiskalpakts zu haften, abge-
mildert werden. Doch da sich auch die Länder bereits vor dem Jahr 
2020 langfristig werden mit den Vorgaben der Schuldenbremse und 
des Fiskalpakts auseinanderzusetzen haben, sind die Wirkungen auf 
die Kommunen bereits in naher Zukunft zu erwarten167. Das Ziel, 
in guten Zeiten nicht alle Einnahmen auszugeben168, wird von den 
Kommunen wegen der Anzahl der zu erfüllenden Aufgaben nicht 
umgesetzt werden können. Jedenfalls wird die Auswirkung auf finan-
ziell schlecht situierte Kommunen stärker sein als auf finanzstarke 
Kommunen. Die Lebensverhältnisse werden auseinander fallen.169

Die Zukunft wird zeigen, ob die Vorgaben von Schuldenbremse und 
Fiskalpakt national und europäisch eingehalten werden können und 

167 Zur vorverlagerten Wirkung: Schwarz, NWVBl. 7/2012, 245 (247).
168 Vgl. Fromme, ZRP 2007, 263 (265).
169 Groh, LKV 2010, 1 (8).

welche tatsächlichen Wirkungen von ihnen ausgehen170. Für die 
Kommunen bedeutet dies ein Bangen um möglicherweise erhöh-
te Aufgabenzuweisungen sowie die zukünftigen finanziellen Mittel 
von den Ländern und ggf. auch dem Bund. Schuldenbremse und 
Fiskalpakt lassen offen, wie mit der seit Jahren angewachsenen Ver-
schuldung umzugehen ist mit dem Ziel, diese abzubauen. Es besteht 
zumindest die Hoffnung, dass der Fiskalpakt langfristig als Teil eines 
Instrumentariums zur Bewältigung der Verschuldungsproblematik 
angesehen werden kann, was den zuvor bestehenden Instrumentarien 
zu Recht abgesprochen wurde171. Dennoch wird dies ganz sicher viele 
Jahre benötigen.172 

170 Zu der Frage kontraproduktiver Wirkung unter Darstellung der Schuldenbrem-
sen: Leisner, DÖV 2012, 533 (533 ff.); Zum Zweifel der langfristigen Problemlö-
sung durch den Fiskalpakt: Weber, DVBl 2012, 801 (805).

171 Vgl. Duve, DÖV 2009, 574 (574).
172 Zeiser, der gemeindehaushalt, 1/2012, 16 (19).

Einführende Bemerkungen

Die Zahl „7“ ist eine magische Zahl. Es gibt 7 Weltwunder und 7 
Todsünden, 7 Berge und ebenso viele Zwerge. Eine Woche hat 7 
Tage, ein Mensch 7 Sinne, eine Katze 7 Leben und schließlich gibt 
es in den meisten Haushalten um 7 Uhr Abendbrot. In Religion und 
Mythologie steht die Zahl 7 allgemein für Veränderung, den Neube-
ginn oder die Überwindung eines Problems. Zudem muss man nach 
der Bedeutung des Popsongs „Über sieben Brücken musst du gehen“ 
viele Prüfungen bestehen, um zur Vollendung zu gelangen. Was also 
lag näher, als sich der Mystifizierung dieser Zahl zu bedienen, um ein 
Punkte-Programm zu entwickeln, mit dessen Hilfe elementare Re-
geln für die Bearbeitung einer Verwaltungsrechtsklausur aufgestellt 
werden sollen. 
Gerichtet an die Adresse der Auszubildenden, Studenten und Teil-
nehmer von Aus- und Fortbildungslehrgängen und eingekleidet in 
„7 magische Regeln“ zeigt der nachfolgende Artikel aus Sicht eines 
Klausurerstellers und -korrektors auf, in welchen Arbeitsschritten 
und mit welchen Arbeitstechniken an eine Klausurbearbeitung he-
rangegangen werden sollte.
Im didaktischen Konzept baut die Abhandlung auf den 2012 in der 
DVP erschienenen Artikel „Effektives Lernen in der Aus- und Fort-
bildung“ auf1. Während es im ersten Artikel um das Erlernen und 
Behalten von Wissen geht, steht hier die Anwendung des Wissens 
im Vordergrund.

*	 Regierungsdirektor Reiner Stein ist Leiter des Ausbildungsinstituts an der Fach-
hochschule für öffentliche Verwaltung, Polizei und Rechtspf lege des Landes 
Mecklenburg-Vorpommern und Dozent für Allgemeines und Besonderes Ver-
waltungsrecht am Fachbereich Allgemeine Verwaltung an selbiger Fachhoch-
schule. 

1	 Vgl. Stein, Effektives Lernen in der Aus- und Fortbildung – ein Beitrag über 
Methoden und Techniken zum Aneignen und Behalten von Wissen, DVP 2012, 
317 ff.

Das Ausgangsproblem

Bei der Bearbeitung einer Verwaltungsrechtsklausur müssen die 
erworbenen Rechtskenntnisse umgesetzt werden. Erfahrene Kor-
rektoren beklagen regelmäßig, dass es hinsichtlich dieser Fähigkeit 
bei vielen Klausurkandidaten erheblichen Nachholbedarf gibt. Die 
unzulängliche Erfassung der Aufgabenstellung und der Bearbei-
tungshinweise, eine verfehlte Gewichtung der Fallprobleme und eine 
unzureichende Schwerpunktsetzung sowie planloses Vorgehen und 
verfehltes Zeitmanagement tragen nicht selten dazu bei, dass zahl-
reiche Klausurbearbeiter mit ihrem Wissen in der Klausur nicht viel 
anfangen können. Wer die elementaren Klausurtechniken nicht be-
herrscht und nicht weiß, wie er eine Klausur anpacken muss, wird re-
gelmäßig hinter seinen Möglichkeiten zurückbleiben. Insoweit ist es 
ratsam, bereits im Vorfeld einer Klausurbearbeitung eine individuell 
maßgeschneiderte Klausurtechnik bzw. Klausurtaktik zu entwickeln, 
auf die man in der Klausursituation zurückgreifen und vertrauen 
kann. Dazu will der nachfolgende Beitrag einige Anregungen bieten.

Regel Nr. 1: Stellen Sie die richtigen Weichen

Im Vorfeld einer Klausurbearbeitung werden die „Weichen gestellt“. 
Wenn Sie sichergehen wollen, dass Ihr „Zug im richtigen Bahnhof“ 
ankommt, müssen Sie einige zielführende Vorbereitungsmaßnah-
men treffen.

•	 Ohne Fleiß kein Preis

Solide Rechtskenntnisse sind zum Bestehen einer Verwaltungsrechts-
klausur unabdingbar, denn eine juristische Arbeit kann ohne Rechts-
kenntnisse nicht gelingen. Lernen und wiederhohen Sie deshalb den 
klausurrelevanten Unterrichtsstoff und arbeiten Sie Ihre individu-
ellen Wissenslücken auf. Denken Sie daran, dass Rechtskenntnisse 

Reiner Stein*

Die Klausur im Verwaltungsrecht 
– 7 „magische Regeln“ für eine erfolgreiche Bearbeitung – 
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und Klausurtechnik zusammengehören und fangen Sie rechtzeitig 
mit dem Lernen an2. Wer eine gute Lerntechnik entwickelt hat und 
regelmäßig den Stoff wiederholt, sorgt dafür, dass das für die Klausur 
erforderliche materielle Wissen dauerhaft abrufbar bleibt.
Vor bloßem Auswendiglernen sei an dieser Stelle ausdrücklich ge-
warnt. Diese „Technik“ ist nicht einmal ansatzweise in der Lage, 
Wissenselemente zu vernetzen und damit zum erfolgreichen Lernen 
beizutragen, denn durch Auswendiglernen wird Wissen nur ober-
flächlich, quasi als isolierter Block, ins Gedächtnis gelegt3. Insoweit 
ist Auswendiglernen ein Lernen ohne Verständnis. Anwendungsfä-
hig ist erlerntes Wissen aber erst dann, wenn es verstanden und ver-
innerlicht wurde. 

• 	 Der Nutzen von Übungsklausuren

Wissen kann man erlernen. Für die Klausurtechnik gilt das nur 
bedingt. Selbst wenn man über solide Rechtskenntnisse verfügt, 
so heißt das noch lange nicht, dass man in einer Klausursituation 
unter Zeitdruck ein bestmögliches Ergebnis zustande bringt. Nach 
den Erfahrungen von Dozenten und Korrektoren zählen mangelnde 
Übung und mangelnde Gelegenheit zum Klausurschreiben zu den 
Hauptursachen für schlechte Klausurergebnisse. Insoweit sollte man 
jede sich bietende Gelegenheit nutzen, Übungsklausuren zu schrei-
ben. Durch Übungsklausuren lernt man, in kurzer Zeit eine verlangte 
Arbeitsleistung zu erbringen, d.h. die zur Verfügung stehende Zeit 
ökonomisch auszuschöpfen. Die Bearbeitung von möglichst vielen 
Übungsfällen schult das Problembewusstsein und trägt dazu bei, pro-
blemorientierte Denkstrukturen zu entwickeln. Zudem kann man 
sich im Gutachtenstil üben und das Ausdrucksvermögen trainieren, 
was in juristischen Arbeiten eine große Rolle spielt. Schließlich ver-
mittelt das Training in einer (simulierten) Stresssituation Sicherheit 
für den „Ernstfall“.
Sofern Ihnen in Ihrer Universität/Schuleinrichtung keine Gelegen-
heit zum Schreiben von Übungsklausuren geboten wird, sollten Sie 
Übungsfälle aus Fallbearbeitungsbüchern und Fachzeitschriften 
bearbeiten4. Am besten ist es, wenn Sie die Fälle unter simulierten 
Klausurbedingungen schreiben, d.h. ohne unzulässige Hilfsmittel 
und in begrenzter Bearbeitungszeit. Sehen Sie sich auch erst nach 
der Bearbeitung die Lösungsskizze an. Dadurch lernen Sie aktiv und 
„konsumieren“ nicht bloß die Lösung. 
Sehr empfehlenswert ist die Besprechung von Fallbearbeitungen und 
Übungsklausuren in einer Lerngruppe, insbesondere für kommuni-
kative Lerntypen. In einer Lerngruppe kann man vom Wissen ande-
rer profitieren und sich auch gegenseitig motivieren und zum Lernen 
anspornen. Die Bearbeitung/Besprechung von Übungsfällen in einer 
Lerngruppe hat zudem den Vorteil, dass man in einer solchen Grup-
pe einen „Berichterstatter“ festlegen kann, der den zu besprechen-
den Fall näher kennt und die Besprechung/Auswertung „moderiert“ 
und damit quasi eine Dozentenrolle einnimmt. Ein solches „Lernen 
durch Lehren“ wird nicht zu Unrecht von vielen Lernpsychologen als 
höchste Stufe des Lernens ausgewiesen5.

2 	 Nähere Tipps zum effektiven Lernen finden Sie in der Abhandlung „Effektives 
Lernen in der Aus- und Fortbildung“ (Fn. 1). Dort ist u.a. ein „Wochenlernplan“ 
abgedruckt, in dem unter Berücksichtigung eines effektiven Zeitmanagements 
exemplarisch konkrete Übungsaufgaben aufgelistet sind.

3	 Näher dazu bei Litzcke/Linssen, Studieren lernen (Schriftenreihe der FH Bund), 
2. Aufl., 2008, 65 f.

4	 Zum Nutzen von Fallbearbeitungen siehe bei Stein (Fn. 1), 319.
5	 Näher zum Lernen in Lerngruppen bei Stein (Fn. 1), 319, m.w.N.

•	� Der Nutzen von Klausurbesprechungen und Korrekturhin-
weisen

Nach einer Klausurbearbeitung werden oftmals Klausurbesprechungen 
durch den Klausurersteller bzw. den Korrektor angeboten. Gehen Sie 
unbedingt zu solchen Besprechungen, denn dabei wird neben der Er-
örterung der materiell-rechtlichen Probleme in aller Regel auch Klau-
surtechnik vermittelt, also wie und in welcher Reihenfolge die Klausur 
aufgebaut werden sollte, warum und wie bestimmte Probleme zu erör-
tern waren und was man als „Nebenschauplatz“ vernachlässigen konnte. 
Sofern Sie eine geschriebene Klausur korrigiert zurückerhalten, sollten 
Sie als „Nacharbeit“ die Korrekturhinweise sorgfältig durcharbeiten. Je 
näher Sie Ihre Fehler kennen und verstehen, umso gezielter können 
Sie daran arbeiten. Oftmals werden bei Klausurbesprechungen auch 
Lösungsskizzen oder gar Musterlösungen verteilt. Diese sind von un-
schätzbarem Wert für eine effektive Nachbereitung. Arbeiten Sie die 
Lösungen also sorgfältig durch und ziehen Sie die Lösung auch zum 
näheren Verständnis der Korrekturanmerkungen heran.

• 	 Das Bereitstellen des „Klausurkoffers“ 

Stellen Sie die erforderlichen Hilfsmittel für die Klausurbearbeitung 
frühzeitig zusammen (eine Uhr, das zu Ihrem Schreibstil passende und 
zuvor erprobte Schreibwerkzeug und die erforderlichen und zulässigen 
Gesetzestexte)6. Denken Sie auch an Getränke und Snacks. Packen 
Sie unmittelbar vor dem Klausurtermin all diese Sachen in Ihren 
„Klausurkoffer“, das schafft Planungssicherheit. Falls Sie zur Klausur 
anreisen müssen, sollten Sie sich rechtzeitig die erforderlichen Fahr-
karten besorgen bzw. Ihr Auto vorher durchchecken. 

• 	 Das Verstecken der Lehrbücher und Skripte 

Unverständlicherweise verbringen zahlreiche Klausurkandidaten am 
Tag vor der Klausur die halbe Nacht mit einem Skript oder Lehrbuch. 
Dies führt unweigerlich dazu, dass vorhandene Wissenslücken erbar-
mungslos aufgespürt werden und dadurch die Nervosität steigt. Im 
Hinblick auf den bevorstehenden Klausurtermin ist dies absolut kont-
raproduktiv. Was bis jetzt noch nicht sitzt, wird sich am letzten Abend 
nicht mehr einprägen. Wem es schwer fällt, „abzuschalten“, der sollte zu 
folgendem Trick greifen: Bitten Sie einen Freund oder eine Freundin, 
spätestens zwei Tage vor dem Klausurtermin alle Lehrbücher, Skripte 
und Aufbauschemata vor Ihnen zu verstecken. Zugegeben, dies ist ein 
unkonventioneller Ratschlag, aber probieren Sie es!
Am besten ist es, wenn Sie vor dem Klausurtermin einen „Ruhetag“ 
einlegen und am Abend in ein gutes Restaurant oder ins Kino gehen. 
Dadurch „schalten Sie ab“ und tanken Energie. Dies ist die beste 
Voraussetzung, um ausgeruht und gut motiviert zum Klausurtermin 
zu erscheinen7.

6 	 Bereits bei der Wahl der Schreibwerkzeuge kann man sich gut auf die Klausursi-
tuation vorbereiten und seinen individuellen Problemen Rechnung tragen. Wer 
Probleme mit dem Schriftbild hat, sollte einen Stift wählen, mit dessen Hilfe eine 
leserliche Schrift in höherem Schreibtempo erzielt werden kann. Ein kratzender 
Füllfederhalter ist für solche Kandidaten nicht immer die beste Wahl. Bei Ge-
setzestexten empfiehlt sich eine Markierung der wichtigsten Gesetze durch von 
außen sichtbare (farbige) Aufkleber. Das erleichtert das Auffinden der Gesetze 
in Stresssituationen.

7 	 Näher zur mentalen Vorbereitung auf die Klausur (insbes. zum Umgang mit 
Prüfungsangst, zur Selbstmotivation und zum Ausschalten von Störfaktoren) 
bei Stein, Klausurenkurs im Allgemeinen Verwaltungsrecht und Verwaltungs-
prozessrecht, 2013, 57 f.
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Regel Nr. 2: Entwerfen Sie vorab Ihren individuellen „Master-
plan“ 

Enorm wichtig für eine gelungene Klausurbearbeitung ist es, dass 
Sie eine Strategie entwickeln, die aufzeigt, wie und in welcher Rei-
henfolge Sie an die Bearbeitung herangehen. Wer planlos anfängt zu 
schreiben, arbeitet ohne System und läuft Gefahr, eine unvollstän-
dige Arbeit ohne „roten Faden“ zu verfassen. Ratsam ist es, einen 
„Arbeitsplan“ aufzustellen, in dem die einzelnen Arbeitsschritte im 
Zusammenspiel mit der Bearbeitungszeit aufgelistet werden. Mit-
hilfe eines solchen Plans können Sie den Klausurablauf in Ihrem 
„mentalen Klausurenkino“ durchspielen. Dies gibt Sicherheit für den 
„Tag X“ und beugt Nervenflattern vor.

•	 Die Planung der einzelnen Bearbeitungsschritte 

Eine genaue Vorstellung von der Vorgehensweise bei einer Klausur-
bearbeitung vermittelt eine enorme Sicherheit. Das Unbehagen, das 
sich unweigerlich beim ersten Lesen des Klausurtextes bemerkbar 
macht, lässt sich beseitigen, wenn man genau weiß, wie man eine 
Klausur – besser gesagt „jede Klausur“ – anpacken kann. Dafür ist es 
wichtig, sich zu verinnerlichen, welche Phasen automatisch nachei-
nander ablaufen müssen, damit man seine „klausurtechnische Ideal-
linie“ findet.
Zunächst sollte man überlegen, welche „Vorbereitungsarbeiten“ er-
forderlich sind, bevor die Lösung zu Papier gebracht wird. An erster 
Stelle muss die Auswertung von Sachverhalt und Aufgabenstellung 
stehen. Da eine unzulängliche Erfassung und Auswertung von Sach-
verhalt und Aufgabenstellung (einschl. der Bearbeitungshinweise) gra-
vierende negative Folgen haben kann, darf dieser Bearbeitungsschritt 
keinesfalls vernachlässigt werden. 
Im nächsten Schritt sollte man sich mit inhaltlichen Vorüberle-
gungen beschäftigen. Mit diesem Zwischenschritt steigt man in der 
Klausurbearbeitung quasi in die Erfassung der rechtlichen Probleme 
ein. Idealerweise sollten diese Überlegungen mit der Suche nach den 
einschlägigen Rechtsvorschriften beginnen und mit dem Auffinden 
der konkreten Fallprobleme enden. Bei dieser wichtigen Aufgabe 
muss man sich Zeit lassen. Insbesondere sollte man jede Vorschrift 
vollständig lesen und auch die nachfolgenden Vorschriften beachten, 
was nicht in wenigen Minuten zu schaffen ist. 
Empfehlenswert ist es schließlich, vor der Niederschrift der Lösung 
eine knappe Lösungsskizze („Arbeitsgliederung“) zu erstellen. Mit-
hilfe eines solchen „Arbeitsgerüsts“ können die einzelnen Gedan-
kengänge, Subsumtionsschritte sowie Zwischenergebnisse fixiert 
werden. Zudem trägt eine Lösungsskizze dazu bei, die anschließende 
Lösungsniederschrift geordnet, klar, zielgerichtet und insbesonde-
re zügig vornehmen zu können, da zentrale Sachverhaltsdetails und 
Vorschriften nicht mehr nachgeschlagen werden müssen. Letztlich 
kann sie eine enorme Sicherheit geben, wenn bei der Niederschrift 
die Zeit knapp wird und sich Nervosität breit macht8. Denken Sie 
also daran: Eine gut gegliederte und fall- und problembezogen er-
stellte Lösungsskizze ist bereits die „halbe Miete“.

8 	 Näher zu Sinn und Zweck einer Lösungsskizze bei Schwacke, Juristische Metho-
dik, 5. Aufl., 2011, 170, Möllers, Juristische Arbeitstechnik und wissenschaftli-
ches Arbeiten, 6. Aufl., 2012, Rdn. 103 f. sowie Stein (Fn. 1), 31 f.

•	� Die Verteilung der Bearbeitungszeit auf die einzelnen Bear-
beitungsschritte 

Die Verteilung der Bearbeitungszeit auf die einzelnen Bearbeitungs-
schritte lässt sich schwer vorgeben, zumal die Zeiteinteilung von in-
dividuellen Faktoren wie Schreibgeschwindigkeit des Klausurbear-
beiters sowie dem Umfang der Vorbereitungsarbeiten abhängig ist9. 
Als „Faustformel“ sollte man sollten 1/3 der Bearbeitungszeit für 
die Vorbereitungsarbeiten und 2/3 der Bearbeitungszeit für die Nie-
derschrift der Lösung einplanen10. Ausgehend von einer Gesamt-
bearbeitungszeit von 4 Zeitstunden (240 Minuten) und den oben 
beschriebenen Vorarbeiten kann folgende Verteilung empfohlen 
werden:

Empfohlene Bearbeitungsschritte bei einer 
Gesamtbearbeitungszeit von 240 Minuten

Zeiteinteilung

I.	� Vorbereitungsarbeiten (die Arbeitsschritte bis zur 
Niederschrift der Lösung)

1/3 (= 80 Minuten)

1.	� Erfassung und Auswertung von Sachverhalt und 
Aufgabenstellung 

	 •	 Lesen und Markieren des Sachverhalts
	 •	 Erstellung einer chronologischen Zeittabelle
	 •	� Erstellung einer Handlungsskizze, Erfassung von 

Aufgabenstellung ggf. Bearbeitungshinweisen

20 Minuten

2.	 Inhaltliche Vorüberlegungen 
	 •	 Suche nach den einschlägigen Rechtsvorschriften
	 •	 Erkennen der Fallprobleme/richtige Schwerpunktsetzung 
	 •	� Aufbau der Tatbestandsprüfung (insbes. Auslegung 

unbestimmter Rechtsbegriffe) 
	 •	 Beachtung der Rechtsfolgenseite der EGL/AGL 

40 Minuten

3. 	 Anfertigung einer Lösungsskizze („Arbeitsgliederung“)
	 •	� Strukturierte Gliederung (angelehnt an passendes 

Aufbauschema)
	 •	 Subsumtions- und Zwischenergebnisse vermerken 
	 •	 Kennzeichnung der Fallprobleme/Schwerpunkte

20 Minuten

II.	 Niederschrift der Lösung
1.	 Inhaltliche Aspekte bei der Lösungsniederschrift 
	 •	 Beachtung des Gutachtenstils
	 •	 Beachtung der Fallprobleme
	 •	 Richtige Schwerpunktsetzung 

2.	 Formale Aspekte bei der Lösungsniederschrift
	 •	 Gliederung
	 •	 Sprachliche Darstellung 
	 •	 Orthographie, Grammatik und Interpunktion 
	 •	 Korrekturrand/Nummerierung der Seiten 
	 •	 Korrektur lesen (Schlusskontrolle)

2/3 (=160 Minuten)

9 	 Die „richtige Zeiteinteilung“ kann man lernen. Hilfreich ist das Schreiben von 
Übungsklausuren (die sich auch gut zuhause oder in einer Arbeitsgruppe bear-
beiten lassen). Dadurch kann man seine individuelle Leistungsfähigkeit besser 
kennenlernen und herausfinden, wie viel Zeit man für bestimmte Arbeitsschritte 
benötigt.

10	 So auch bei Pietzner/Ronellenfitsch, Das Assessorexamen im Öffentlichen Recht, 
12. Aufl., 2010, Rdn. 24; anders Möllers, (Fn. 8), der „mindestens 50 %“ für die 
Reinschrift empfiehlt (Rdn. 146). 
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Regel Nr. 3: Steigen Sie behutsam in die Bearbeitung ein 

Liegt der zu bearbeitende Sachverhalt erst einmal auf dem Tisch der 
Klausurkandidaten, schleicht sich bei diesen nicht selten eine „Bearbei-
tungsblockade“ ein. Diese „Angst vor dem Anfangen“ lässt sich durch 
einfache Vorarbeiten, die nach einem immer wiederkehrenden Mus-
ter ablaufen, gut überwinden, insbesondere, wenn man auf eine vorher 
festgelegte Taktik und einen „Masterplan“ zurückgreifen kann.

•	 Der Einsatz eines Textmarkers 

Wenn man beim Lesen des Sachverhalts bestimmte Textstellen mar-
kiert, steigt man automatisch in die inhaltliche Bearbeitungsphase 
ein. Dieser unkomplizierte Arbeitsschritt ist eine enorme Hilfe, um 
„Bearbeitungs- bzw. Scheibblockaden“ zu überwinden. Zudem kön-
nen durch Unterstreichungen bestimmte Problemkreise und sponta-
ne Gedanken „gesichert“ werden. Schließlich ist die Kenntlichma-
chung wichtiger Textpassagen durch Unterstreichungen mit einem 
farbigen Textmarker (am besten beim zweiten Durchlesen) ein gutes 
Rezept zur Vermeidung einer oberflächlichen Sachverhaltserfassung. 
Allein die Anwendung dieser Technik „zwingt“ den Bearbeiter be-
reits zur sorgfältigen Durchsicht. Vom allzu eifrigen Einsatz eines 
Textmarkes sei allerdings abgeraten, da dies leicht zur Unkenntlich-
keit des Textes führen kann.

•	 Sinn und Nutzen einer Zeittabelle 

Die Anfertigung einer chronologischen Zeittabelle ist gut dafür ge-
eignet, einzelne Ereignisse bei komplexen Sachverhalten „auf den 
Punkt“ zu bringen und zu ordnen. Die chronologische Reihenfolge der 
Erfassung der entscheidungserheblichen Geschehnisse dient zudem 
den nicht selten in einer verwaltungsrechtlichen Klausur erforderli-
chen Fristberechnungen. Hat man die Ereignisse in einer Zeittabel-
le aufgelistet, so erübrigt sich in aller Regel bei der Niederschrift der 
Lösung ein ständiges Blättern und Suchen im Sachverhalt, denn die 
zentralen Ereignisse und Daten liegen dem Klausurbearbeiter auf ei-
nem Blatt „griffig“ vor. Dies ist ein unschätzbarer Vorteil insbesondere 
bei Aktenklausuren, also einem mehrseiteigen Sachverhalt, der sich aus 
verschiedenen Aktenstücken zusammensetzt. Schließlich wird durch 
diesen unkomplizierten Arbeitsschritt fast spielerisch der Weg in die 
Fallbearbeitung geebnet. Dies ist für viele Klausurbearbeiter eine enor-
me Hilfe, um die „Bearbeitungsblockade“ zu überwinden11.
Sollten im Sachverhalt mehrere Personen und/oder mehrere be-
hördliche Anordnungen erwähnt werden, kann die Anfertigung ei-
ner Handlungsskizze ratsam sein. In einer Handlungsskizze werden 
Ereignisse bzw. Sachverhaltsumstände visualisiert, was neben der 
Erfassung und Aufbereitung des Sachverhalts auch für die Merkfä-
higkeit sehr dienlich sein kann12. Wer in einer Klausurbearbeitung 
Zeittabellen oder Handlungsskizzen fertigt, sollte beachten, dass 
diese nicht Bestandteil der Lösungsniederschrift sind und nicht be-
wertet werden. Insoweit müssen sie nicht vorzeigbar, bzw. schön sein, 
es sind schließlich nur Hilfsmittel des Klausurbearbeiters. Um keine 
wertvolle Bearbeitungszeit nutzlos zu opfern, empfiehlt sich die Ver-
wendung von Abkürzungen. 

11	 Ein Beispiel für eine chronologisch aufgebaute Zeittabelle findet sich bei Stein 
(Fn. 7), 6.

12	 Zur Vertiefung siehe bei Bringewat, Methodik der Fallbearbeitung, 2007, Rdn. 
111 ff., Möllers (Fn. 8), Rdn. 95. Ein Beispiel für eine chronologisch aufgebaute 
Zeittabelle findet sich bei Stein (Fn. 7), 7.

Regel Nr. 4: Erfassen Sie sorgfältig Sachverhalt, Aufgabenstel-
lung und Bearbeitungshinweise 

Die richtige Erfassung des Sachverhalts, der Aufgabenstellung sowie 
ggf. der Bearbeitungshinweise ist der „Schlüssel zum Erfolg“. Un-
zulänglichkeiten bei diesem wichtigen Arbeitsschritt führen nicht 
selten zur Themenverfehlung, zu erheblichem Zeitverlust und gele-
gentlich sogar zum vollständigen Scheitern der Arbeit. Die Ursachen 
für solche mangelhaften Vorbereitungsarbeiten sind vielfältiger Na-
tur. Neben der Außerachtlassung wichtiger Sachverhaltsschilderun-
gen beklagen Korrektoren nicht selten (bewusst oder unbewusst vorge-
nommene) Manipulationen am Sachverhalt oder gar die Verkennung 
der konkreten Aufgabenstellung.

•	 Das Phänomen der „Sachverhaltsverhaltsquetsche“

Viele Klausurkandidaten bearbeiten einen von Ihnen veränderten 
Sachverhalt13. Dieses häufig anzutreffende Phänomen wird als sog. 
„Sachverhaltsquetsche“ bezeichnet. Darunter versteht man ein „Zu-
rechtschneidern“ des Sachverhalts bis er „passt“ oder für den Klau-
surbearbeiter lösbar erscheint14. Beobachtungen von erfahrenen 
Korrektoren legen die Vermutung nahe, dass Klausurbearbeiter den 
Sachverhalt „umbiegen“, um ein bestimmtes Rechtsproblem anbrin-
gen bzw. umgehen zu können15. Derlei Manipulationen am Sachver-
halt tragen nicht selten zum völligen Misslingen einer Klausur bei, 
denn durch die „Sachverhaltsquetsche“ wird zwar möglicherweise 
ein Fall bearbeitet und gelöst, aber mit Gewissheit nicht der in der 
Klausur zu bearbeitende konkrete Fall. Biegen Sie also keinesfalls den 
Sachverhalt zurecht, damit Sie Probleme umgehen oder ein bekann-
tes Problem unterbringen können. Dies käme einer Todsünde gleich.

•	 „Trau, schau, wem“16 

Gewarnt werden soll hier ausdrücklich auch vor vermeintlich be-
kannten Fällen oder Fallproblemen. Die Freude, einen „alten Be-
kannten“ wiederzutreffen kann blind machen und von dem ablenken, 
was man in der Klausur erkennen soll17. Ein auf den ersten Blick 
„bekannter Fall“ kann in der konkreten Klausuraufgabe eine ganz 
andere Ausrichtung erfahren haben. Seien Sie also vorsichtig bei ver-
meintlich bekannten Sachverhalten bzw. ähnlichen Fällen.

•	 „Der Sachverhalt ist heilig“

Der Sachverhalt ist Dreh- und Angelpunkt jeder Klausurbearbeitung. 
Da eine unzureichende Erfassung, Deutung oder Auslegung des Sach-

13	 So auch die Erkenntnisse von Forster, Fragen der Klausurtechnik, JuS 1992, 234 
(237).

14	 Näher zur „Sachverhaltsquetsche“ bei Bringewat (Fn. 12), Rdn. 102 f., der diesen 
Bearbeitungsfehler zu den „Todsünden“ der juristischen Fallbearbeitung zählt; 
Butzner/Epping, Arbeitstechnik im Öffentlichen Recht, 3. Aufl., 2006, 12; Möllers 
(Fn. 8), Rdn. 101. Vgl. auch die Beispielsfälle zur „Sachverhaltsquetsche“ bei Schwer-
dtfeger, Öffentliches Recht in der Fallbearbeitung, 13. Aufl., 2008, Rdn. 794 f.

15	 Siehe auch bei Vahle, Hinweise zur Abfassung von Klausuren in Rechtsfächern, 
DVP 2004, 142 (151).

16	 Die Redewendung „Trau, schau, wem“ bedeutet nach allgemeiner Auffassung, 
dass man sich denjenigen, dem man vertrauen will, genau ansehen sollte. Siehe 
auch Duden Band 11, Redewendungen und sprichwörtliche Redensarten (Du-
denverlag 1998) wo diese Redewendung mit „Vertraue anderen nicht leichtfertig“ 
erläutert wird.

17	 Siehe dazu auch Meder, Klausurtechnik, Prüfungstraining und richtiges Lernen, 
apf, 1993, B 66 (B 67).
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verhalts unmittelbare Auswirkungen auf die rechtliche Prüfung hat, ist 
es von größter Bedeutung, den Sachverhalt mit all seinen Besonder-
heiten zutreffend zu erfassen und etwaige Unklarheiten zu beseitigen. 
Kein Klausurersteller wird den Sachverhalt mit überflüssigen Details 
belasten. Auch „falsche“ Rechtsansichten können andeuten, welche 
Rechtsfragen bei der Klausurbearbeitung zu bearbeiten sind.
Als Klausurbearbeiter können Sie regelmäßig davon ausgehen, dass 
der Sachverhalt alle erforderlichen Angaben, Daten und Hinweise 
für die Bearbeitung enthält. Insoweit ist in einer Klausurbearbeitung 
jede Person, jedes Datum und jeder Satz im Sachverhalt wichtig und 
soll in der Regel den Bearbeiter auf bestimmte rechtliche Probleme 
aufmerksam machen18. In diesem Zusammenhang wird oft die Re-
dewendung „Der Sachverhalt ist heilig“ bemüht oder gar der biblische 
Satz aus dem Johannes-Evangelium „Im Anfang war das Wort – und 
das Wort war bei Gott“19. Damit soll zum Ausdruck gebracht werden, 
dass der vom Klausurersteller entworfene Sachverhalt als Grundla-
ge für die Fallbearbeitung verbindlich ist und vom Bearbeiter nicht 
angetastet werden darf. Dies gilt insbesondere dann, wenn die im 
Sachverhalt geschilderte „Geschichte“ etwas lebensfremd erscheinen 
mag20. In Aktenauszugsklausuren ist regelmäßig davon auszugehen, 
dass der Fall entscheidungsreif ist, also keiner weiteren Beweiserhe-
bung und Beweiswürdigung mehr bedarf. Akzeptieren Sie also den 
Sachverhalt, insbesondere seine Daten und Hinweise. 

Regel Nr. 5: Erfassen Sie die Fallprobleme und setzen Sie Schwer-
punkte

Das Erkennen der Fallprobleme und deren Gewichtung ist mit Si-
cherheit die größte inhaltliche Herausforderung bei einer Klausurbe-
arbeitung. Unzählige Klausurbearbeitungen bleiben weit hinter ihren 
Möglichkeiten zurück, weil entweder die zentralen Fallprobleme nicht 
erkannt wurden oder der Klausurbearbeiter diesen bei der Ausarbeitung 
zu wenig Raum gewährt hat. Ärgerlich für Korrektoren ist insbeson-
dere, wenn der Klausurbearbeiter Nebensächlichkeiten überstrapaziert 
und die offensichtlichen Fallprobleme nur am Rande im „Telegramm-
stil“ abhandelt oder schlimmstenfalls gar nicht berücksichtigt.
Zu warnen ist an dieser Stelle auch vor dem vielfach zu beobachten-
den sturen „Abklappern“ von Prüfungsschemata21. Ein Aufbausche-
ma ist keine Garantie für ein gutes Klausurergebnis, insbesondere 
vermag es dem Klausurbearbeiter nicht zu verraten, hinter welchen 
„Schemapunkten“ sich die zentralen Fallprobleme verbergen. Leider 
verführen solche Schemata die Bearbeiter gelegentlich dazu, in aller 
Breite Punkt für Punkt abzuhandeln und damit den Blick für eine 
fall- und problembezogene Fallbearbeitung zu verlieren. Vergessen 
Sie deshalb nie, dass die eigentlichen Fallprobleme auch einmal au-
ßerhalb der schematisch aufgelisteten (Regel-)Prüfungspunkte lie-
gen können und setzen Sie Schemata sinnvoll und fallbezogen ein.
Auch die Wiedergabe nichtrelevanten Wissens (gelegentlich als „Wis-
sensprostitution“ bezeichnet) ist einer guten Klausurbearbeitung ab-
träglich und wird regelmäßig vom Korrektor negativ verzeichnet. 

18	 Vgl. Möllers (Fn. 8), Rdn. 98.
19	 So etwa bei Dyrchs, Briefe an Passionara (Juristische Entdeckungen – Band I), 

2006, 371. Der aus der Bibel zitierte Satz „Im Anfang war das Wort – und das 
Wort war bei Gott“ soll Klausurbearbeiter in der Klausursituation daran erin-
nern, dass das „Wort“ der Sachverhalt ist und der „Gott“ der Klausurersteller.

20	 Insoweit sollte man im Sachverhalt auch einen 7 ½-Zylinder-Dieselmotor nicht 
in Frage stellen.

21	 Siehe dazu auch Vahle (Fn. 15), 151, der von „Schema-Manie“ und „Klipp-Klapp-
Arbeiten“ spricht.

•	 „Der Sachverhalt ist Ihr Freund“

Bei der Suche nach den Fallproblemen ist zunächst höchstes Augen-
merk auf den Sachverhalt zu richten, denn hier hat der Klausurer-
steller die großen und kleinen Fallprobleme „versteckt“. Geschickte 
und erfahrene Klausurbearbeiter sind oftmals in der Lage, durch die 
Auswertung des Sachverhalts das „Ideengebäude“ des Klausurerstel-
lers zu erkennen, was eine wesentliche Hilfe bei der Klausurbewäl-
tigung sein kann. Mit etwas Problemgespür und Intuition lässt sich 
unschwer der „rote Faden“, den der Klausurersteller gelegt hat, erken-
nen und für die Bearbeitung nutzbar machen. 

•	 Gehen Sie auf „Schnitzeljagd“

Bildlich gesprochen ähnelt die Suche nach den Fallproblemen in ei-
ner Klausuraufgabe dem Ablauf einer „Schnitzeljagd“, bei der es gilt, 
als Sucher die ausgelegten „Sägespäne“ des Versteckers auf dem Weg 
zum Ziel aufzuspüren und zu finden. Dabei ist – wie oben bereits 
ausgeführt – der Sachverhalt Dreh- und Angelpunkt. 
Bevor man sich auf die Suche nach den entscheidungserheblichen 
Details begibt, sollte man sich nachfolgende Schlüsselfragen stellen: 
„Wohin will mich der Klausurersteller führen?“; „Welche Probleme gibt es auf 
diesem Weg zu erkennen?“. „Was darf ich keinesfalls außer Betracht lassen?“. 
Mit diesem Ansatz lassen sich die im Sachverhalt mehr oder weniger 
versteckten Hinweise sowie die verstreuten Tipps des Klausurerstellers 
leichter auffinden und für die Klausurbearbeitung positiv verwerten.
In vielen Sachverhaltsschilderungen entpuppen sich mitgeteilte 
Rechtsansichten der Beteiligten als wahre „Goldgrube“. Wird im Sach-
verhalt beispielsweise vom Widerspruchsführer ausgeführt, er hätte vor 
Erlass des Bescheides von der Behörde „nach seiner Sicht der Dinge“ 
gefragt werden müssen, so soll der Klausurbearbeiter durch diesen 
Hinweis auf die Anhörungsproblematik (§ 28 VwVfG) aufmerksam 
gemacht werden. Lässt der Klausurersteller einen Widerspruchsführer 
oder Kläger im Sachverhalt behaupten, die streitgegenständliche Be-
hördenentscheidung „verletze ihn in seinem Grundrecht auf Berufsfrei-
heit“, so wird in der Bearbeitung mit Sicherheit eine Prüfung des Art. 
12 GG (im Rahmen der Verhältnismäßigkeitsprüfung) erwartet.

•	 Wo ist das „(Haupt-)Problem?“

Die meisten Klausuren haben ein „zentrales Fallproblem“, das es bei 
der Klausurbearbeitung zur erkennen und zu würdigen gilt. Oft-
mals führt bereits der Sachverhalt durch detaillierte Schilderungen 
deutlich darauf hin. In aller Regel wird die zentrale Fallproblematik 
im materiell-rechtlichen Teil zu finden sein, denn hier „schlägt das 
Herz“ der meisten Klausuren.
Das Suchen und Auffinden des zentralen Fallproblems in einer Klau-
suraufgabe kann man trainieren. In einigen Lehrbüchern und Fach-
aufsätzen finden sich spezielle Übungen, die man im Selbststudium 
oder auch in einer Lerngruppe durcharbeiten kann22. Letztlich muss 

22	 Übungen dieser Art finden sich u.a. bei Stein (Fn. 7), 53 ff.; Nierderlag/Rope-
ter, Juristische Fallbearbeitung in sieben Schritten, DVP 2005, 100 ff., 183 ff. 
(Übungen mit Arbeitsaufträgen zum Herausarbeiten der einschl. Rechtsgrund-
lagen, Tatbestandsvoraussetzungen usw.). Wer sich weiter in dieser Disziplin 
üben will, dem sei der Exkurs von Schimmel („Vernünftige Schwerpunktbil-
dung“), Juristische Klausuren und Hausarbeiten richtig formulieren, 10. Aufl., 
2012, Rdn. 227 ff. empfohlen. Darin findet sich ein aus 5 Stufen zusammenge-
stelltes Schema, in das der Klausurkandidat übungshalber Problematisches und 
Unproblematisches einordnen soll. Im Ausschlussverfahren kann man sich dabei 
systematisch zum „großen Fallproblem“ durcharbeiten.
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aber festgehalten werden, dass ein brauchbares Problemgespür neben 
Intuition auch eine gewisse Routine voraussetzt. Insoweit sollten Sie 
regelmäßig Übungsklausuren schreiben und Übungsfälle bearbeiten 
und dabei jeweils die „big points“ aufspüren.
Hat man die Fallprobleme oder das zentrale Fallproblem erkannt, 
so geht es im nächsten Schritt um die richtige Umsetzung. Dabei 
ist es wichtig, dass man vor der Problemerörterung den gesamten 
Lösungsweg bereits überblicken kann, was erneut die Vorteile der 
oben empfohlenen Lösungsskizze unterstreicht. Eine ausgewoge-
ne Schwerpunktbildung bei einer Klausurbearbeitung muss sich 
also an der Gesamtlösung orientieren. In diesem Kontext muss der 
Klausurbearbeiter nun beherzt entscheiden, an welchen Stellen 
es geboten ist, der Darstellung Raum und Tiefe zu geben und an 
welchen (unproblematischen) Stellen knappe Ausführungen ange-
bracht sind.

•	 Mit Argumentationskunst überzeugen

Die Argumentationskunst ist unbestritten die hohe Schule der Ju-
risterei. Insbesondere bei zentralen Fallproblemen in einer Klausur-
bearbeitung müssen Sie mit schlüssigen Argumenten überzeugen. 
Durch gute Argumentation können Sie „punkten“ und den Korrek-
tor positiv beeindrucken. Auch hier zahlt sich eine zuvor erstellte Lö-
sungsskizze aus. Wer die Fallprobleme und deren Lösung mit Blick 
auf das abschließende Ergebnis bereits vorgedacht hat, besitzt ein 
Blickfeld für mehr und tiefergreifende Argumente. Dies lässt sich 
nun gewinnbringend umsetzen, zumal ein hohes Argumentationsni-
veau bei den Fallproblemen vom Korrektor bei der Bewertung regel-
mäßig positiv berücksichtigt wird23.
Auch bei der Erörterung von Meinungsstreitigkeiten können Sie 
den Korrektor für sich gewinnen und wertvolle Bewertungspunkte 
sammeln, wenn Sie strukturiert und überzeugend an diese Aufgabe 
herangehen. Falls es in Ihrer Klausurlösung auf die Darstellung von 
Meinungsstreitigkeiten ankommt, sollten Sie zunächst die verschie-
denen Meinungen bzw. kontroversen Auffassungen knapp umreißen. 
Beginnen Sie bei der Darstellung grundsätzlich mit der abzulehnen-
den Meinung und zeigen Sie im Anschluss daran die zu überneh-
mende Meinung auf. Nach der Darstellung der unterschiedlichen 
Auffassungen ist eine eigene Stellungnahme erforderlich, die auch 
eine überzeugende Begründung enthalten muss, warum der einen 
oder der anderen Meinung gefolgt wird24.

Regel Nr. 6: Achten Sie auf den Gutachtenstil und eine klare Ge-
dankenführung

Die Nichtbeachtung des Gutachtenstils (bzw. bei Bescheiderstellungen, 
Beschlüssen oder Urteilen die Nichtbeachtung des Urteilsstils) ist ein häufig 
zu beklagender Mangel in Klausurbearbeitungen. Auch Anmerkungen 
des Klausurkorrektors wie: „Struktur“ oder „Aufbau!“ finden sich nicht 
selten am Rand einer Klausurbearbeitung. Eine unstrukturierte Tat-
bestandsprüfung, Gedankensprünge, fehlende Zwischenschritte und 
gar Widersprüche in den Argumentationen und Schlussfolgerungen 
stellen den Korrektor nicht selten vor erhebliche Verständnisprobleme.

23	 Vgl. Dyrcks (Fn. 19), 385.
24	 Zur entsprechenden Argumentationstechnik bei der Behandlung von Streitfra-

gen siehe Schwacke (Fn. 8), 179 f.; näher zur Vorgehensweise bei der Behandlung 
von Streitfragen bei Lemke, 1. Ansicht, 2. Ansicht, 3. Ansicht, Stellungnahme – 
Überlegungen zur Aufarbeitung von streitigen Fragen im öffentlichen Recht, JA 
2002, 509.

All diese Mängel sind vermeidbar, wenn man sich der Wichtigkeit 
einer gut strukturierten Lösung bewusst ist und sorgfältig die her-
ausgearbeiteten Fallprobleme in die Lösungsniederschrift überträgt.

•	 Die Existenzberechtigung des Gutachtenstils

Der Gutachtenstil ist eine juristische Prüfungsmethode, bei der der Be-
arbeiter von einer Fragestellung ausgehend den Leser in logischen und 
aufeinander aufbauenden Schritten zum Ergebnis hinführt. Auch wenn 
viele Studenten und Schüler erhebliche Annäherungsprobleme mit 
dem Gutachtenstil beklagen, so muss dennoch zu dessen Ehrenrettung 
herausgestellt werden, dass diese Methode den Anwender zu einer lo-
gischen Argumentationsweise anhält und ihm eine präzise Darstellung 
komplexer Sachverhalte abverlangt. Dies sind nicht zuletzt die elemen-
taren Eigenschaften, ohne die ein Jurist weder in der Ausbildung, noch 
im Beruf auskommen dürfte. Damit erhält der Gutachtenstil mit Fug 
und Recht seine Daseinsberechtigung und sollte trotz seiner sperrigen 
Sprache und Ausdrucksweise nicht verschmäht werden. Denken Sie 
daran, dass der richtig angewendete Gutachtenstil bei einer strukturier-
ten Lösung hilft und das Lesen für den Korrektor erleichtert. 

•	 Auf die richtige Dosierung kommt es an

Unstrittig muss bei den „big points“ in einer Klausur der Gutach-
tenstil lehrbuchmäßig angewendet werden; präzise Obersätze un-
ter Einsatz des Konjunktivs sind hier Programm. Gewarnt werden 
soll hier aber vor einer übereifrigen Anwendung des Gutachtenstils. 
Wenn jeder kleinste Prüfungsabschnitt mit der Formulierung be-
gonnen wird: „Es ist zu prüfen, ob …“, dann kann dies schnell zur 
„Übersättigung“ des Lesers (bzw. Klausurkorrektors) führen. Als 
Klausurbearbeiter sollte man deshalb sprachlich beweglich sein. For-
mulierungen wie: „A könnte einen Anspruch haben, wenn …“ lockern 
die Darstellung auf. Zudem ist es nicht empfehlenswert, jede kleine 
Unterprüfung sklavisch im Gutachtenstil durchzuführen. In einer 
zeitlich begrenzten Klausurbearbeitung müssen im Hinblick auf ef-
fizientes Zeitmanagement Kompromisse gemacht werden. Insoweit 
ist es ratsam, bei unproblematischen (!) Prüfungspunkten von einer 
Darstellung im konsequenten Gutachtenstil Abstand zu nehmen 
und auf den Urteilsstil auszuweichen25. Denken Sie stets daran, dass 
die stilistische Form dem Grad der Wichtigkeit entsprechen soll26.

•	 Die Unerlässlichkeit klarer Gedankengänge

Eine unklare Gedankenführung bei der Darstellung des Lösungs-
weges ist nicht selten ein Grund dafür, dass bei der Bewertung der 
Arbeit trotz „richtiger Lösung“ erhebliche Abstriche gemacht wer-
den müssen. Achten Sie deshalb bei Ihrem Lösungsweg auf klare 
Begrifflichkeiten27, logisch korrekte Aussagen und einen klaren und 
nachvollziehbaren Gedankengang. Dies setzt insbesondere voraus, 
dass jeder Schritt anhand der einschlägigen Normen klar dargestellt 
und mit nachvollziehbaren Argumenten begründet wird. Nur so 
kann Ihnen der Korrektor mühelos folgen und Ihren „roten Faden“ 

25	 Siehe hierzu auch die Beispiele bei Stein (Fn. 7), 28 f.
26	 Zur Vertiefung siehe nur bei Möllers (Fn. 8), Rdn. 411.
27	 Nicht selten werden wichtige Rechtsbegriffe nicht präzise angewandt; so ist eine 

„Grundrechtseingriff “ nicht dasselbe wie eine „Grundrechtsverletzung“ – ein 
häufig anzutreffender Fehler bei Klausuren.
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erkennen28. Eine schlüssige Darstellung des Gedankengangs zeich-
net sich auch dadurch aus, dass man Unwichtiges nicht breittritt und 
zu Wichtigem nur das Überzeugende bringt29.

Regel Nr. 7: Achten Sie auf eine ansprechende äußere Form

Oftmals verzweifeln Korrektoren an der äußeren Form der Klausur. 
Eine unleserliche Schrift sowie Mängel in Rechtschreibung und Satz-
bau wirken sich (mehr oder weniger) negativ auf die Benotung aus30. 
Obwohl es bei der Bewertung juristischer Klausuren selbstverständlich 
in erster Linie um inhaltliche Aspekte geht, können formale Mängel 
die Bewertung bewusst oder unbewusst negativ beeinflussen. Nicht 
selten werden in Klausuren 5% der Bewertungspunkte (von 100) für 
eine ansprechende äußere Form vergeben, was teilweise auch aus-
drücklich als Anmerkung auf dem Aufgabenblatt ausgewiesen wird. 
Denken Sie daran, dass Sie die Klausur nicht für sich, sondern für den 
Korrektor schreiben. Ihre pragmatische Taktik sollte also darin beste-
hen, ihn durch eine ansprechende äußere Form aus seiner Korrektur-
Routine zu reißen und ihn für sich und Ihre Klausurbearbeitung einzu-
nehmen31. Das zahlt sich bei der Benotung für Sie aus. 

•	 Die Kunst der Satzkonstruktion

Die äußere Form einer Klausurbearbeitung verkörpert die „Visiten-
karte“, die der Klausurbearbeiter abgibt; sie ist der erste Eindruck, 
den der Korrektor von der Leistung des Klausurbearbeiters gewinnt 
und der die Überprüfung der Arbeit begleitet32. Denken Sie stets 
daran, dass eingeschobene Satzbausteine oder Verweisungen auf Prü-
fungskomplexe auf anderen Seiten schnell dazu führen, dass Logik 
und Sinnzusammenhang beeinträchtigt werden. Sprachlich sollte 
man Schachtelsätze und Fremdwörter weitgehend vermeiden. Auch 
zu lang geratene Sätze sind in aller Regel unangebracht denn sie er-
schweren das Lesen und lassen aus Sicht des Klausurkorrektors auf 
eine unzureichende gedankliche Strukturierung schließen33. Kreie-
ren Sie also keine „Satzmonster“ sondern formulieren Sie sprachlich 
knapp, einfach und klar und denken Sie an die bekannte Optimie-
rungsregel: „So kurz wie möglich, so lang wie nötig“!

•	 Der Ton macht die Musik

Unangebracht in juristischen Gutachten sind Darstellungen in der 
„Ich-Form“ (beispielsweise: „Ich bin der Ansicht …“; „Nach meiner Mei-
nung …), emotional gefärbte Ausdrücke (Ironie, Spott, Witz, Polemik) 
sowie Übertreibungsformeln (beispielsweise: „Der arme Gewerbetrei-
bende“). Auch sollte man die im Sachverhalt genannten Personen 
nicht mit „der“ oder „die“ bezeichnen (beispielsweise: „Der Meier wird 
von dem Schulz auf Einräumung eines Wegerechts verklagt“) Solche An-
reden sind heutzutage tunlichst zu vermeiden, denn sie stammen aus 

28	 Niemals sollte ein Satz zweimal gelesen werden müssen, damit er verstanden 
werden kann. Wer den Korrektor mit seinen Ausführungen überzeugen will, 
muss ihn „an die Hand nehmen“ und durch die Lösung „führen“.

29	 Vgl. auch bei Möllers (Fn. 8), Rdn. 385 unter Bezugnahme auf Diederichsen/Wagner.
30	 Vgl. Knödler, Formelle Fehler in öffentlich-rechtlichen Assessorklausuren, JA 

2003, 974 unter Hinweis auf Theuersbacher (vgl. Fn. 1); vgl. hierzu auch das Urteil 
des VGH Mannheim vom 27.01.1988, NJW 1988, 2633 (Schlechterbewertung 
einer Prüfungsarbeit wegen gehäufter sprachlicher und orthographischer Mängel).

31	 Vgl. Dyrcks (Fn. 19), 393.
32	 Vgl. Knödler, Zur Vermeidung von formalen Fehlern in Klausuren; JuS 2000, 

JuS-Lernbogen, L-65.
33 	Näher dazu bei Schimmel (Fn. 22), Rdn. 341 mit Beispielen.

einer Zeit, in denen die „Rechtsunterworfenen“ noch um ihre Sub-
jektsqualität zu kämpfen hatten34. 

•	 Die Klausursprache ist „Deutsch“

Bei einer Klausurbearbeitung wird erwartet, dass diese in einwand-
freiem Deutsch verfasst wird. Insoweit werden korrekte Rechtschrei-
bung, Grammatik und Interpunktion vorausgesetzt. Denken Sie 
stets daran, dass eine juristische Arbeit an Überzeugungskraft ver-
liert, wenn bereits orthographische oder grammatikalische Mängel 
Zweifel an den Fähigkeiten des Klausurerstellers aufkommen las-
sen35. Vermeiden Sie insoweit orthographische und grammatikali-
sche Fehler, insbesondere Fehler beim Konjunktiv36. 

•	 Die Beachtung sonstiger Formalien

Selbstverständlich sollte sich der Klausurbearbeiter um eine leser-
liche Schrift bemühen37. Denken Sie stets daran, dass unleserliche 
Passagen im Zweifel vom Korrektor nicht bzw. nicht vollumfänglich 
berücksichtigt werden können, was sich negativ auf die Bewertung 
auswirken kann. Mühsam für Korrektoren ist auch das Lesen eng 
vollgeschriebener Seiten ohne Absätze im Text. Lassen Sie also zwi-
schen den verschiedenen Prüfungspunkten einige Zeilen frei (Ab-
sätze). Eine durch Absätze aufgelockerte Seite lässt aus Sicht des 
Korrektors den Eindruck einer angemessenen Aufteilung und einer 
problemgerechten Proportionierung entstehen und lädt ihn zum Le-
sen ein38. Nummerieren Sie die Seiten39 der Bearbeitung mit arabi-
schen Ziffern durch und beachten Sie den vorgegebenen Korrek-
turrand (regelmäßig 5 cm bei einer DIN-A-4-Seite). Überprüfen Sie 
schließlich, ob Ihre Lösung im Aufbau systematisch gegliedert ist40 
und auch Zwischenergebnisse enthält41.
Die gesetzlichen Vorschriften müssen regelmäßig präzise mit Absatz, 
Satz, Alternative und Ziffer angegeben werden (beispielsweise: § 80 II 
1 Nr. 4 VwGO). Das Gesetz sollte man grundsätzlich nie abschreiben, 
es sei denn, es kommt auf den ganz genauen Wortlaut an. Gleiches 
gilt für den Sachverhalt.

34	 Vgl. Schimmel (Fn. 22), Rdn. 404.
35	 Vgl. Möllers (Fn. 8), Rdn. 394. 
36	 Gerade beim Einsatz des Konjunktivs sind die Fehlerquellen in Klausurbearbei-

tungen zahlreich (insbes. hins. der Abgrenzung zwischen Indikativ, Konjunktiv 
I und Konjunktiv II). Näher dazu mit Beispielen bei Schimmel (Fn. 22), Rdn. 55, 
377.

37 Wer Probleme mit dem Schriftbild hat, sollte versuchen groß zu schreiben und 
Abstände zu lassen. Dadurch kann zumindest eine Entlastung des Korrektors 
erreicht werden. Zudem wirkt der äußere Anschein bei einem großen Schriftbild 
ruhiger und ordentlicher.

38	 Auch auf den Klausurbearbeiter selbst wirkt sich die Absatztechnik positiv aus, 
denn er kann mit ihrer Hilfe zum Zwecke der Eigenkontrolle schnell und gezielt 
bestimmte Textstellen auffinden. Letztlich ist der psychologische Aspekt und 
der damit verbundene Eigengewinn der Absatztechnik für den Klausurbearbei-
ter nicht zu unterschätzen, denn Absätze wirken beruhigend und geben dem 
Klausurbearbeiter durch das schnellere Füllen der Seiten das Gefühl, etwas zu 
Papier gebracht zu haben. Näher dazu bei Knödler (Fn. 32), L-66.

39	 Oft ist eine unzulängliche Nummerierung der Seiten zu beanstanden. Dies ist 
insbesondere dann ärgerlich, wenn der Korrektor den Zusammenhang der Aus-
führungen selbst herstellen muss.

40	 Üblicherweise werden juristische Klausuren nach dem dezimalen Gliederungs-
system oder dem alphanumerischen Gliederungssystem aufgebaut. Näher dazu 
mit Beispielen bei Stein (Fn. 7), 38 f.

41	 Zwischenergebnisse sind insbesondere bei umfangreichen Prüfungskomplexen 
zu empfehlen (beispielsweise nach einer Zulässigkeitsprüfung, nach der Prüfung 
der formellen Rechtmäßigkeit eines VA usw.).
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Wer gegen Ende der Klausurbearbeitung noch etwas Zeit hat, sollte 
die Bearbeitung unter diesen Gesichtspunkten noch einmal kurz 
überprüfen („Korrektur lesen“). Denken Sie immer daran: „For-
melles Können ist nicht alles, aber ohne formelles Können ist alles 
nichts“42.

Schlussbemerkung

Das waren Sie nun, die 7 „magischen Regeln“ für die erfolgreiche Be-
arbeitung einer Verwaltungsrechtsklausur. Zu allerletzt bleibt festzu-
halten, dass Magie beileibe kein Hexenwerk ist. Die meisten Regeln 
der Magie beruhen auf logischen und durchaus simplen Anweisun-

42	 Vgl. Knödler (Fn. 30), 981.

gen, die jeder mit etwas Fleiß, Disziplin und regelmäßiger Übung 
erlernen kann. Schreiben Sie deshalb so oft wie möglich Übungs-
klausuren. 
Die hier dargestellten „magischen Regeln“ sollen Sie anhalten, eine 
Klausurtechnik bzw. Klausurtaktik zu entwickeln, um potentielle 
technische oder taktische Fehler in einer Bearbeitung zu vermeiden. 
Selbstverständlich gehört zu einer erfolgreichen Klausurbearbeitung 
neben den eingangs angesprochenen Rechtskenntnissen auch die Be-
herrschung der Auslegungs- und Subsumtionsregeln, auf die hier aus 
Platzgründen nicht eigegangen werden konnte. Insoweit möchte ich 
Ihnen die Anschaffung eines guten Methodik-Buches ans Herz legen.
Ich hoffe, dass meine 7 „magischen Regeln“ für Sie nützlich sein 
können und wünsche Ihnen viele erfolgreiche Klausuren im Verwal-
tungsrecht.

Als wir das Ziel aus den Augen verloren hatten,  
verdoppelten wir unsere Anstrengungen. � Mark Twain

A)	 Einführende Erläuterungen

1. Ausgangslage	

Am 20. Januar 2013 fanden im Land Niedersachsen Landtagswahlen 
statt, in deren folge es zu einem Wechsel der Regierungskoalition von 
CDU-FDP zu Rot-Grün kam. Die so gebildete sog. Regierung Weil 
brachte bereits keine zwei Monate nach der Wahl einen Gesetzent-
wurf in den Landtag ein,1 der die Wiedereinführung der Stichwahl 
bei Direktwahlen von Hauptverwaltungsbeamtinnen und -beamten2 
im Kommunalwahlrecht wieder vorsieht. 
Die Landesregierung begründet ihr Vorhaben als Maßnahme zur 
Stärkung der Demokratie, durch die die besagten Funktionsträgerin-
nen und -träger ihrer exponierten Stellung innerhalb der Niedersäch-
sischen Kommunalverfassung entsprechend durch ein Mehrheitsvo-
tum der Bürgerinnen und Bürger, die an ihrer Wahl teilnehmen, in 
das kommunalrechtlich herausragende Amt gelangen sollen.3 

*	 Dipl.-Pol. Claudia Röttger ist Verwaltungswissenschaftlerin in Braunschweig, 
Gleichstellungsbeauftragte der Samtgemeinde Sickte und Lehrbeauftragte für das 
Fach Kommunalrecht des Niedersächsischen Studieninstituts. Assessor jur. Ralf Ra-
min ist Wissenschaftlicher Mitarbeiter am Lehrstuhl Staats- und Verwaltungsrecht 
sowie Verwaltungswissenschaften an der Technischen Universität Braunschweig. 

1	 Siehe LT-Drs. 17/25. 
2	 Nach § 7 Abs. 2 NKomVG Bürgermeisterinnen und Bürgermeister der Gemein-

den, Oberbürgermeisterinnen und Oberbürgermeister der großen selbständigen 
und kreisfreien Städte, Samtgemeindebürgermeisterinnen und Samtgemeinde-
bürgermeister der Samtgemeinden, Landrätinnen und Landräte der Landkreise 
sowie der Regionspräsidentin oder des Regionspräsidenten der Region Hannover. 

3	 LT-Drs. 17/25, S. 4. 

Nach Beschluss durch den Landtag ist die Wiedereinführung mit 
Wirkung zum 22. September 2013 am 20. Juni 2013 in Kraft ge-
treten.4 
Ob und unter welchen Voraussetzungen die Wiedereinführung der 
Stichwahl für die Besetzung des Amtes eines Hauptverwaltungs
beamten – als ein monokratisches Spitzenamt auf kommunaler Ebe-
ne – das Präferenzgebot des Wahlrechts erfüllt, gilt es zu erörtern. 
Gleichzeitig gehen wir der eigentlichen Kernfrage nach, ob das in 
dem Zusammenhang bestehende, tatsächliche Problem der geringen 
Wahlbeteiligung5 durch die Wiedereinführung der relativen Mehr-
heitswahl im Kommunalrecht in Niedersachsen wirklich die richtige 
Polity ist. 
Gemeint ist damit die Möglichkeit der Legislative, ein politisches 
Ziel: beispielsweise regulativ zu verwirklichen. Sowohl aus politik-
wissenschaftlicher Sicht als auch aus der Verfassungsrechtsfrage6 
heraus, kann die Wiedereinführung einer alten Regelung nur dann 
eine innergesellschaftliche Veränderung bewirken, wenn die Fehler-
analyse nicht rein normativ vollzogen wird, sondern vielmehr der ge-
sellschaftliche Ist-Zustand mittels einer Policy so geändert wird, dass 
das erstrebte Ziel – also der Soll-Zustand – damit erreicht werden 
kann. Die Ausgestaltungsprärogative findet normativ ihre Grenzen 
im Demokratieprinzip aus Art. 20 Abs. 2 Satz 1 GG. Nur wenn die 
Wiedereinführung der Stichwahl eine deutlichere „repräsentative 
Mehrheit“ bei der Wahl des mit Herrschaft und Macht ausgestat-

4 	 GVBl. 2013, S. 160 f. 
5	 Siehe als jüngstes Beispiel die Landratswahlen in Goslar vom 2. Juni 2013, http://

formulare.landkreis-goslar.de/Wahlen2013LR/ (8.8.2013).
6	 Die Wahlausgestaltung als Verfassungsfrage gilt gemäß Art. 28 Abs. 1 Satz 1 

und 2 GG. Auch für das Kommunalwahlrecht gilt die Ausgestaltungsentschei-
dung als parlamentarische Gesetzgebung in eigener Sache; siehe auch Streit, Ent-
scheidung in eigener Sache, 2006, S. 179 ff.

Claudia Röttger/Ralf Ramin*

Die Bedeutung der Stichwahl zur Bestimmung der 
Hauptverwaltungsbeamten
– Repräsentativer Zugewinn des Wählerinnen- und Wählervotums auf kommunaler Ebene mit der 
Wiedereinführung der Stichwahl in Niedersachsen? –
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teten Amtes bewirken kann7, erfüllt sie das Verfassungsprinzip der 
ausreichenden demokratischen Legitimation durch den Souverän für 
eine hoheitliche Amtsträgerfunktion. Demzufolge müsste die inten-
dierte Antwort auf einen Lebenssachverhalt mittels der Ordnungs-
funktion, die dem Recht obliegt, Einfluss auf das Wahlverhalten der 
Bürgerinnen und Bürger ausüben. Das Verhalten ist letztendlich 
kausal für eine höhere Wahlbeteiligung. Bleibt aber das Wahlverhal-
ten der Bevölkerung von der Wiedereinführung der Stichwahl unbe-
eindruckt, so können der Gesetzgeber und damit einhergehend die 
politischen Eliten des jeweiligen Landes, nicht umher dem „lokalen 
Vetospieler“ andere Instrumente anzubieten. Anderenfalls strapazie-
ren die Herrschenden die Funktion des Rechts dahingehend, dass 
die eigentlich einer Norm unterworfene Klarheit an dem Willen des 
Souveräns vorbeiläuft8, da sie in ihrer Ausgestaltung ein untaugliches 
Mittel ist. Denn der Gesetzgeber sollte den Trialog zwischen Politik-, 
Recht- und Gesellschaft fördern und mit Blick auf die Ursache des 
Problems lösen. Daher könnte sich der niedersächsische Gesetzgeber 
bei der Wiedereinführung der Stichwahl ausschließlich der Funktion 
des Rechts bedient haben. 
Ohne Anspruch auf Vollständigkeit der rechts- und politikwissen-
schaftlichen Lösung des angesprochenen Problems, wollen wir uns 
in der Folge der Frage widmen, 

• 	� welche Folge hier die Abschaffung die Direktwahl der Hauptver-
waltungsbeamtinnen und -beamten insgesamt hätte;

• 	� ob die Modifizierung der Süddeutschen Ratverfassung nach dem 
Brandenburger Modell eine Alternative darstellt und 

• 	� ob nicht ein Alternativstimmenmodell – Einführung eines neuen 
Wahlrechts nach dem Single-Transfer-Vote-System – eigentlich 
die zielführende Lösung wäre.

Dementsprechend ist der Ansatz unseres Beitrags weniger der wis-
senschaftlichen Lösung, als vielmehr ein erster Ansatz zu einer politi-
schen, politikwissenschaftlichen und juristischen Diskussion.

2. 	Wahlbeteiligung 

Ob die Wiedereinführung der Stichwahl in Niedersachsen das kei-
neswegs regional beschränkte Phänomen der allzu geringen Wahl-
beteiligung auf kommunaler Ebene lösen kann, ist fraglich. Uns er-
scheint es nicht als das passgenaueste Instrument zur Lösung des 
Problems. Denn aus demokratiepolitischer Sichtweise mangelt es auf 
der kommunalen Ebene an einem konsequenten Mitgestaltungswil-
len – der letztendlich durch ein Wahlvotum zum Ausdruck gebracht 
werden muss – der lokalen Bürgerinnen und Bürger. 
Andererseits ist es möglich, dass die Vorstellung des niedersächsi-
schen Gesetzgebers von einer Vielfalt an Motiven getragen ist und 
die Intention unserer Fragestellung nicht gänzlich teilt. Gleichwohl 
kann das bisherige ziellos wirkende Ausprobieren („Gewurschtel“) 
zahlreicher Landesregierungen, die Stichwahl abzuschaffen, um sie 
dann wiedereinzuführen, primär als Ergebnis einer politischen Glau-
bensfrage bewertet werden, die es gilt am Demokratieprinzip und 
Partizipationsgedanken abzuarbeiten, 

7	 Siehe: BVerfGE 5, 85 (198). Das Bundesverfassungsgericht meint damit eine 
tatsächliche Mehrheit des Volkes.

8	 Siehe auch Gschiegl, „Politik und Recht“ oder über den Mut zur Institutionalisie-
rung, ÖZP 2013, S. 216. 

Trend der Länderverfassungen

Seit Jahren ist ein Trend der Länderverfassungen dahingehend zu 
verzeichnen, dass sie ein dualistisches Modell als Bürgermeisterver-
fassung vorsehen.9 Die Änderungen durch die entsprechenden Kom-
munalrechtsreformgesetze der Länder bewirkten auf der jeweiligen 
kommunalen Ebene in den letzten Jahren im Wesentlichen einen 
Wechsel zur sogenannten Süddeutschen Ratsverfassung. Dabei 
folgen nicht alle Länder der Süddeutschen Ratverfassung und las-
sen ihre monokratischen Spitzenämter durch den Souverän direkt 
wählen. So hat beispielsweise das Land Brandenburg das Modell in 
besonderer Weise modifiziert, worauf wir an späterer Stelle noch ein-
gehen werden (siehe unter B1). 
Auf der einen Seite bevorzugen zahlreiche Kommunalverfassungen 
das Personalplebiszit – als ein unmittelbares Instrument des De-
mokratieprinzips – und vergeben ihre monokratischen Spitzenäm-
ter durch Direktwahl. Auf der anderen Seite bewirkt die Stichwahl 
faktisch keinen Legitimationszuwachs für den Kandidaten, da die 
Wahlbeteiligung mit jedem weiteren Wahlurnengang in der Realität 
sinkt. Grundsätzlich ist eine Stichwahl dann notwendig, wenn kei-
ne Kandidatin bzw. kein Kandidat im ersten Wahlgang die absolute 
Mehrheit der Stimmen auf sich vereinen kann. Die Stichwahl wird 
dann in der Regel zwischen den beiden Kandidaten mit den meisten 
Stimmen ausgetragen. Es gibt auch Bundesländer, wie den Freistaaat 
Sachsen, die in Ermangelung einer Stimmenmehrheit für einen Kan-
didaten einen neuen zweiten Wahlgang vorsehen, bei dem dann die 
Kandidatin/der Kandidat gewählt ist, der die meisten Stimmen auf 
sich vereinen kann. 
Kritiker der Wiedereinführung der Stichwahl in Niedersachsen be-
gründen ihre Vorbehalte damit, dass durch die alleinige Wieder-
einführung der Stichwahl, der Mangel einer repräsentativen Legi-
timation für einen Kandidaten nicht per se gelöst sein wird. Nach 
der Argumentation des niedersächsischen Gesetzgebers würde die 
Wiedereinführung der Stichwahl sowohl mit einem plebiszitären 
Schub – d.h. Zunahme der Wahlbeteiligung – als auch mit einem 
Zugewinn für das Demokratieprinzip10, einhergehen. Denn gerade 
die Stichwahl fördert die Unterschiedlichkeit von Kandidatinnen 
und Kandidaten nebst ihrer politischen Ausrichtungen. Die politi-
sche Diversität- und Spezifität der Kandidatinnen und Kandidaten, 
ist ein Alleinsteinstellungsmerkmal der Akteure auf der kommunalen 
Ebene. Es ist mithin vom Verfassungsgeber ausdrücklich gewollt! Sie 
stellt demnach ein hohes Gut unserer Volksdemokratie auf der loka-
len Ebene dar. 

3. 	Die Mehrheitsregel

Die Abschaffung bzw. Wiedereinführung der Stichwahl muss einer-
seits den Demokratiegrundsätzen wie der Gleichheit der Stimmen-
gewichtung und der Unterschiede der Parteien auf lokaler Ebene 
gerecht werden. Darüber hinaus gewährleistet die bloße Herstellung 
eines Verhältniswahlrechts dann keine verfassungsrechtlich egalitäre 
Teilhabe, wenn eine Minderheit über die Besetzung eines monokra-

9	 Knemeyer, Die duale Rat-Bürgermeister-Verfassung als Leitverfassung nach den 
Kommunalverfassungsreformen, JuS 1998, S. 193 ff.

10	 Siehe Krogmann in seiner Rede im Niedersächsischen Landtag zum Entwurf 
eines Gesetztes zur Wiedereinführung der Stichwahl bei Direktwahlen, Ste-
nographischer Bericht 17/4 vom 14.03.2013, S. 195 ff.; siehe auch unter http://
www.spd-fraktion-niedersachsen.de/unsere-arbeit/reden-und-antraege/re-
den/362811.php (8.8.2013).
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tischen Amtes bestimmt.11 Nichtdestotrotz verschwindet bei einer 
Verhältnis- oder Proportionalwahl der Gegensatz von Majorität und 
Minorität, da das Wahlergebnis jede an der Wahl beteiligte Gruppe 
bzw. Partei im Verhältnis zu ihrer Stärke, gemeint sind die abgegebe-
nen Stimmen die auf eine Kandidatin/einen Kandidaten entfallen, 
berücksichtigt. Da das Wahlvotum aber möglichst ein deutliches Bild 
über den politischen Willen der Bürgerinnen und Bürger herausbil-
den sollte, muss ein gewählter Hauptverwaltungsbeamter12 sich auf 
die Majoritätsbildung des lokalen Souveräns stützen können. Nur 
dann ist der Interaktionsprozess zwischen Amtsinhaber und Volk 
gewährleistet. Denn die Mehrheitsregelung entspricht dem Grund-
satz der Volkssouveränität. Die „Staatsgewalt“ muss demnach in einer 
Weise vom Volk ausgehen, die gleichermaßen erfahrbar wie praktisch 
wirksam ist.13 Wird demnach eine Hauptverwaltungsbeamtin oder 
ein Hauptverwaltungsbeamter gewählt, gilt die Wahl als gewonnen, 
wenn ein Kandidat die absolute Mehrheit der Stimmen auf sich ver-
einen kann. Erreicht kein Bewerber die Mehrheit, findet ein erneuter 
Gang an die Wahlurne statt. Dann kommt es zu einer Stichwahl 
zwischen den beiden Kandidaten, die auf sich die meisten Stimmen 
vereinen konnten. Bei der Reduzierung auf zwei Wahlalternativen 
kann sich der Wahlsieger dann auf die Zustimmung der absoluten 
Mehrheit der abgegebenen und gültigen Stimmen stützen. 
Die durch den zweiten Wahlgang (Stichwahl) erfolgte Zustimmung 
legitimiert den Sieger, da nunmehr die absolute Stimmenmehrheit 
auf einen Bewerber gefallen ist und somit die größtmögliche Legiti-
mation durch das Votum der Wählerinnen und Wähler erreicht wur-
de. Durch die Stichwahl wird der Zugewinn einer demokratischen 
Legitimation aber nur formal erreicht. Tatsächlich nimmt die Wahl-
beteiligung auf kommunaler Ebene mit jedem weiteren Urnengang 
in der Realität ab.14

Daher stellen sich folgende Fragen: 
• 	 Mit welcher Policy kann ein kommunaler Spitzenkandidat eine 
höhere Anzahl von Wählerinnen und Wählern auf sich vereinen? 
• 	� Erfüllt ein monokratisches Spitzenamt auf kommunaler Ebe-

ne das Gebot der Präferenzaffinität, wenn eine geringe relative 
Mehrheit das Amt legitimiert? 

Die Abschaffung der Stichwahl in Bundesländern wie Nordrhein-
Westfalen, Bayern oder Niedersachsen, hatte keine Auswirkung auf 
die Direktwahl monokratischer politischer Akteure. Vielmehr wurde 
festgelegt, dass Direktwahlen in einem politischen Wahlgang durch-
geführt werden sollen und durch diesen Verzicht der Stichwahl zur 

11	 Siehe auch Krüper, Kommunale Stichwahlen als demokratisches Wettbewerbs-
verbot, DÖV 2009, S. 758 (760).

12	 Termini „Hauptverwaltungsbeamte“, „kommunales Vertretungsorgan“ und 
„Hauptausschuss“ in Anlehnung an die Legaldefinition der Oberbegriffe nach 
dem Niedersächsischen Kommunalverfassungsgesetz (NKomVG), siehe § 7 
Abs. 1 NKomVG. 

13	 BVerfGE 107, 59 (91); siehe auch VerfGH NRW, Urt. v. 26.5.2009 – VerfGH 
2/09, NVwZ 2009, 1096 (1097). Kelsen äußert sich in diesem Zusammenhang 
wie folgt: „… Denn wenn dem nach Millionen zählenden Volke der Wähler nur 
ein einziger als Gewählter gegenübersteht, dann muss der Gedanke einer Reprä-
sentation des Volkes den letzten Schein von Berechtigung verlieren …“, Kelsen, 
Vom Wesen und Wert der Demokratie, 1920, S. 16. Repräsentanz bedeutet für 
Kelsen, dass eine Mehrheit möglichst viele Menschen sind. Denn im Umkehr-
schluss sollen möglichst wenige Menschen mit dem Willen der Allgemeinheit 
im Widerspruch zu den Regeln der sozialen Ordnung stehen; siehe Kelsen, Vom 
Wesen und Wert der Demokratie 1929, S. 5.

14	 Exemplarisch siehe hierzu für Nordrhein-Westfahlen, LT-Drs. NRW 14/568 
vom 27.10.2005.

relativen Mehrheitswahl übergegangen wird15. Bei der Mehrheits-
wahl ist die Kandidatin oder der Kandidat gewählt, der in einem 
einzigen Wahlgang die meisten der abgegebenen Stimmen auf sich 
vereinen kann. Das Prinzip kann mithin den Willen des Souveräns 
durchbrechen, wenn eine Minderheit eine Person zum Amtsinhaber 
wählt16 oder die Mehrheit des Souveräns nicht wählt und damit von 
ihrem Recht der Passivwahl gebrauch macht. Die Minorität wird 
dann in die Lage versetzt, den quasi nichtgebildeten Willen der Ma-
jorität zu dominieren. 

4. 	Demokratischer Zugewinn 

Die Länder scheinen ratlos, wie sie mit dem Dilemma der geringen 
Wahlteilnahme sämtlicher Wahlen auf kommunaler Ebene umgehen 
sollen.17 Einerseits bauen sie die Direktwahl auf kommunaler Ebene 
aus, andererseits wählen sie eine Mischform jener Verfassung, die den 
monokratischen Akteur auf kommunaler Eben direkt gewählt haben 
will. Holste nennt es im Land Brandenburg „roll-back“18. 
In Niedersachsen wurde 2010 – gegen das Votum der Kommunalen 
Spitzenverbände19- die Stichwahl abgeschafft. Ob das Wahlsystem 
ohne Stichwahl den erforderlichen Grad an demokratischer Legiti-
mation erfüllt, wurde daraufhin kontrovers diskutiert.20 
Wir beschäftigen uns im nächsten Schritt kurz mit der Besonder-
heit des Brandenburger Modells (1), als mögliche Alternative bei zu 
geringer Wahlbeteiligung. Danach (2) widmen wir uns der Frage, 
ob nicht doch die Abschaffung der Direktwahl angezeigt ist. In der 
Schlussbetrachtung (3) unseres Beitrags stellen wir dann pro und 
contra der unterschiedlichen Lösungen gegenüber und sprechen eine 
Entscheidungsempfehlung aus, die letztendlich das Ergebnis einer 
interdisziplinären Betrachtung unter dem in der Einleitung formu-
lierten Aspekten sein soll.

15	 CDU/FDP, Nordrhein-Westfalen – Land der neuen Chancen, Koalitionsverein-
barung, 2005, S. 50; siehe auch Hannoversche Allgemeine Zeitung v. 25.9.2006, 
S. 11.

16	 Siehe das gut nachvollziehbare Beispiel bei Ehrich, Wahlen? – Anmerkungen zur 
bevorstehenden Wahlrechtsreform, 2011, S. 10, bei dem bei sechs Kandidaten, 
der der C-Partei 37,2 %, der der S-Partei 32,6 %, der der G-Partei 13,3 %, der der 
F-Partei 5,2 %, der der L-Patei 6,0 % und der einer Wählergemeinschaft 5,7 % 
der Stimmen erhielten.

17	 Charlotte Frank titelte in ihrem Artikel anlässlich der Kommunalwahlen in 
Schleswig-Holstein am 28.05.2013 in der Süddeutschen Zeitung: “Der Sieg des 
Goldhamsters“ … Gerade mal 46,7 Prozent der Wähler haben sich die Mühe 
gemacht, zur Urne zu gehen. Bei den Kommunalwahlen vor zehn Jahren waren es 
noch 54,4 %. „Goldhamster“ war ein Kandidat der als Goldhamster verkleidet vor 
dem Holsten Tor in Lübeck damit warb: “Wege aus der Krise? Wir zeigen ihnen 
diese.“

18	 Holste, Alternativ-Stimme statt Stichwahl, ZRP, 2007, S. 95.
19	 Siehe nur die Stellungnahme des Niedersächsischen Landkreistag (NLT), in: 

LT-Drs. 16/2510, S. 130. Der NLT bewertet die Wiedereinführung der Stich-
wahl dementsprechend jetzt auch als richtigen Schritt, siehe NLT-Information 
2013, S. 36, http://www.nlt.de/pics/medien/1_1368779212/Heft_2-3_2013.
pdf (8.8.2013).

20	 Siehe nur Schliesky/Luch/Neidert, Die Rückkehr zur mittelbaren Wahl der Land-
räte in Schleswig-Holstein, Die Gemeinde SH 2009, S. 62 ff.; Busch, Sollen in 
Schleswig-Holstein künftig die Landräte wieder von den Kreistagen gewählt 
werden?, Die Gemeinde SH 2009, S. 68 ff.; Henneke/Ritgen, Die Direktwahl 
der Landräte, DÖV 2010, S. 665 ff. und Ramin/Röttger, Der Landrat nach der 
Modernisierung des niedersächsischen Kommunalverfassungsrechts, VR 2013, 
S. 1 (5 ff.). Ein pro und contra der Wiedereinführung der Stichwahl ist auf der 
Polity-Ebene unter dem Aspekt des Demokratieprinzips gemäß Art. 20 Abs. 2 
Satz 1 GG zu erläutern, denn der Grundsatz der Volkssouveränität fußt auf der 
Idee einer repräsentativen Mehrheit, d.h. sie inkludiert die Idee eines mehrheit-
lichen Ausdrucks der partizipatorischen Teilhabe durch Wahl. 
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B) 	Alternativen zur Stichwahl nach dem Niedersächsischen Mo-
dell von 2013

1. 	Brandenburger Modell 

Typisch für die Süddeutsche Ratsverfassung ist einerseits die unmit-
telbare Wahl der Hauptverwaltungsbeamtinnen und -beamte und 
auf der anderen Seite die dualistische Ausprägung des Modells: Die 
Funktionsträgerin bzw. der Funktionsträger steht dem kommunalen 
Vertretungsorgan sowie dem Hauptausschuss vor. In Brandenburg 
trifft das nicht zu. Damit hat das Land Brandenburg das dualistische 
Prinzip durchbrochen. Die zweitere Besonderheit besteht darin, dass 
bei einem zu niedrigen Quorum das Personalplebiszit durch das Re-
präsentationsprinzip ersetzt wird. In den Fällen wird der zukünftige 
Hauptverwaltungsbeamte durch das Vertretungsorgan gewählt. 

a) Die Direktwahl und das Zustimmungsquorum
Seit dem 1. Januar 2010 wird die Hauptverwaltungsbeamtin oder 
der Hauptverwaltungsbeamte im Land Brandenburg gemäß § 126 
BbgKVerf in allgemeiner, unmittelbarer, freier und geheimer Wahl 
direkt durch die Bürgerinnen und Bürger der jeweiligen kommuna-
len Gebietskörperschaft gewählt. Sollte die Wahl, bestehend aus der 
„Hauptwahl“ und der gegebenenfalls erforderlichen Stichwahl – sie 
wird erforderlich, wenn zum einen an dem ersten Wahltermin kei-
ner der Bewerber mehr als 50 % der abgegebenen Stimmen auf sich 
vereinigen kann oder wenn die Mehrheit der erstplazierten Bewer-
ber nicht mindestens 15 % der Wahlberechtigten repräsentiert – (vgl. 
§ 72 Abs. 2 Satz 1 BbgKWahlG). Sollte bei der Wahl die Mehrheit, 
die den Hauptverwaltungsbeamten gewählt hat, nicht mindestens 
15 % der Wahlberechtigten umfassen, nehmen die Bürger der jewei-
ligen kommunalen Gebietskörperschaft gemäß § 72 Abs. 2 Satz 1 
und 4 BbgKWahlG das ihnen gewährte Wahlrecht des Landes nicht 
in ausreichendem Umfang wahr. Dann wird der Hauptverwaltungs-
beamte gemäß § 72 Abs. 2 Satz 5 BbgKWahlG vom kommunalen 
Vertretungsorgan gewählt.21 Durch jenen Übergang des Wahlrechts 
an den Kreistag wird der Besorgnis einer zu geringen Legitimati-
on des Hauptverwaltungsbeamten durch die Wahl aufgrund eines 
geringen Quorums der Bürger entgegengewirkt.22 Die Brandenbur-
ger Kommunalverfassung ist wie die Landesverfassung ein moder-
nes Gesetz, die einhergeht mit zahlreichen plebiszitären Elementen. 
Nicht zuletzt auch aufgrund der negativen Erfahrungen der DDR-
Zeit und den Erfahrungen aus der friedlichen Revolution im No-
vember 198923. Gleichwohl hat der Brandenburger Gesetzgeber das 
kommunale, repräsentative Vertretungsorgan in den Fällen für die ein 
Quorum von 15 % der Wahlberechtigten bei der Wahl des monokra-
tischen Spitzenvertreter nicht erreicht wird, bemächtigt den Haupt-
verwaltungsbeamten – ähnlich der Beigeordneten – durch Wahl im 
Vertretungsorgan zu bestimmen. 
Durch die Direktwahl für den Hauptverwaltungsbeamten schuf der 
Brandenburger Gesetzgeber eine einheitliche Form der Wahl für die 
Oberbürgermeister, Bürgermeister und Landräte. Sie sind allesamt 
Akteure mit repräsentativen, aber auch kommunalpolitischen Aufga-
ben auf der kommunalen Ebene. Mithin ist bei diesen Ämtern stets 

21	 Siehe hierzu ausführlich Ramin/Röttger, Der direkt gewählte Landrat im Land 
Brandenburg, DVP 2012, S. 17 (20 f.) mit anschaulicher Grafik zur Süddeut-
schen Ratsverfassung nach dem Brandenburger Modell, a.a.O. S. 18.

22	 So aus LT-Drs. Bbg. 4/5056, S. 301.
23	 Siehe Lieber/Iwers/Ernst, Verfassung des Landes Brandenburg Kommentar, 

2012, Art. 22 Erl. 1. 

das „Gebot der Präferenzaffinität des Wahlrechts“ zu beachten.24 Das 
Gebot verlangt, dass das Amt durch eine absolute Stimmenmehrheit 
des Wahlsiegers ausreichend legitimiert wird. Ob eine solche Wahl 
direkt durch den Souverän oder das kommunale Vertretungsorgan 
erfolgt, ist irrelevant, womit letzteres Votum zugunsten von Haupt-
verwaltungsbeamten keinen Wahlgrundsatz verletzt.25 

b) Modifizierungen des Wahlrechts
Da jeder Landesgesetzgeber bei der Ausgestaltung des Wahlsystems 
der kommunalen Spitzenämter über einen eigenen Gestaltungsspiel-
raum verfügt,26 muss dieser auch ausgefüllt werden. Allerdings dür-
fen keine systemwidrigen Elemente eingeführt werden. 
Das Ausnutzen von Gestaltungsspielräumen durch den Gesetzge-
ber ist nur daran gebunden, dass die letztendlich gewählte regulative 
Maßnahme aus nachvollziehbaren sachlichen Gründen erfolgt; ob 
eine etwaige Änderung des Wahlsystems eine zweckmäßige oder 
rechtspolitisch vorzugswürdige Lösung darstellt, ist irrelevant.27 Da-
bei darf der Gesetzgeber nicht nur neue Modelle entwickeln und 
erproben, sondern ist vielmehr sogar verpflichtet, bisherige Formen 
kritisch zu beobachten und zeitgemäß zu reformieren. Der Legislati-
ve stehen dabei hinsichtlich der Eignung neuer Formen der Wahl von 
kommunalen Spitzenpositionen sogar eine Einschätzungsprärogati-
ve und ein Prognosespielraum zu. 28 
Ein sachlicher Grund zu Gunsten des Gesetzgeber, sein Gestal-
tungsspielraum zur Veränderung des Wahlrechts wahrzunehmen, 
kann dabei u.a. angenommen werden, 
• 	� wenn insgesamt weniger als 15 % der Wahlberechtigten einen 

Mandatsträger in sein Amt wählen, 
• 	� hinsichtlich der Bestimmung der Anzahl der zu vergebenden 

Ämter und
• 	 bezüglich der Besoldung der zu vergebenden Ämter. 

Im Land Brandenburg gibt es so ein Zustimmungsquorum durch 
das Vertretungsorgan, wenn der gewählte Mandatsträger nicht min-
destens 15 % aller abgegebenen Stimmen auf sich vereinen kann. In 
der Vergangenheit erreichten ein halbes Dutzend der Kandidaten für 
kommunale Spitzenämter das Quorum nicht. So wählten letztend-
lich die entsprechenden kommunalen Vertretungsorgane die Spit-
zenkandidaten in ihre Ämter. In einem Fall musste in Brandenburg 
allerdings das Los entscheiden, da der Kreistag nicht mehrheitsfähig 
war. Wohl auch veranlasst durch diese Ereignisse beantrage die Frak-
tion der Grünen in der Aktuellen Stunde vom 25. April 2013, in der 
76. Sitzung des Brandenburger Landtags,29 das Quorum von 15 % 
bei der Direktwahl von Landräten abzuschaffen.30 Es könne nicht 

24	 So auch Krüper, (Fn. 11) DÖV 2009, S. 758.
25	 Siehe Lieber/Iwers/Ernst, (Fn. 23), 2012, Art. 22 Erl. 4.1. 
26	 So ist der Gesetzgeber aufgrund der kommunalen Selbstverwaltungsgarantie 

nach Art. 28 Abs. 2 GG gehindert, ein Listenprivileg, wie es für das Bundes- 
und Landeswahlrecht sowie für das Europawahlrecht existiert, einzufügen; siehe 
BVerfGE 11, 266 (273 ff.); 11, 351 (363 ff.).

27 	Siehe VerfGH NRW, (Fn. 13), NVwZ 2009, 1096 (1099 f.).
28 	So ausdrücklich für die Organisation und Organisationsstrukturen der Selbst-

verwaltung der Hochschulen, BVerfGE 111, 333 (356).
29 	Siehe LT-Drs. Bbg. 5/7140.
30	 Anlass des Antrags der Fraktion der Grünen ist die Tatsache, dass im Landkreis 

Teltow-Fläming die Stichwahl am 13. April 2013 keine Entscheidung über die 
Besetzung des Landratsposten gebracht hat, da die Kandidatin mit den meisten 
Stimmen das nötige Quorum nicht geschafft hat. Ihr fehlten 541 Stimmen. Das 
war bereits der siebte Landkreis, in dem die Direktwahl des Landrats fehlge-
schlagen war und der Kreistag letztendlich den Landrat zu bestimmen hatte. 
Siehe auch Berliner Zeitung vom 14.04.2013.
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sein, dass die Direktwahl de facto abgeschafft würde. Eher müsse das 
Zustimmungsquorum abgeschafft werden, denn auch die Landes-
verfassung schreibt ein Zustimmungsquorum bei Stichwahlen nicht 
vor. Darüber hinaus gäbe es keine Wahlpflicht.31 
Auffällig bei dem Brandenburger Modell ist: Die Bürgermeisterwah-
len – die unter den gleichen Voraussetzungen wie die Landratswahlen 
stattfinden – weisen nicht das Problem eines zu niedrigen Quorums 
auf. Gleichwohl kann es bedenklich erscheinen, wenn letztendlich ein 
mit der Mehrheit der abgegebenen Stimmen gewählter Kandidat oder 
eine gewählte Kandidatin durch das Zustimmungsquorum verhindert 
werden kann, nur weil das Votum nicht durch 15 % der Wahlberech-
tigten getragen wird. Das Brandenburger Modell ist widersprüchlich, 
wenn es einerseits ein monokratisches Spitzenamt durch den Souverän 
bestimmen lässt, jedoch den fehlenden demokratischen Zugewinn da-
hingehend ersetzt, dass es ein Zustimmungsquorum vorsieht, wenn ein 
bestimmtes Quorum nicht erreicht wird. Denn sowohl die Stichwahl, 
als auch das Zustimmungsquorum erhöhen nicht die Legitimation des 
gewählten Akteurs und lassen letztendlich die Einführung der Direkt-
wahl in Brandenburg als nicht konsequent glaubwürdig erscheinen. 
Ein repräsentativer Zugewinn ist hier weder die Stichwahl noch das 
Zustimmungsquorum. Demnach kann das Brandenburger Modell als 
wenig tauglich für andere Bundesländer gesehen werden.
Folgt man den Motiven der Gesetzgebung der Landesregierung in 
Brandenburg, begründete sie seinerzeit die Einführung der Volks-
wahl des Landrats damit, dass in erster Linie das bürgerschaftliche 
Engagement damit auch gestärkt werden würde.

„Die direkte Einflussnahme auf diese Personalentscheidung vermittelt 
dem Landrat eine starke Bindung an die Bürgerinnen und Bürger des 
Landkreises. Die Bürgerinnen und Bürger wiederum bekommen ein we-
sentliches Mitgestaltungsmerkmal bei der zukünftigen Ausrichtung des 
Landkreises. Die Beziehung der Bürgerinnen und Bürger zu ihrem Land-
kreis und die Identif ikation wird über die unmittelbare Wahl des Landrats 
gestärkt.“ (siehe LT- Drs. 4/5056, S. 113).

Aufgrund der geringen Wahlbeteiligung bei Wahlen für Hauptverwal-
tungsbeamte könnte das Repräsentationsprinzip an Bedeutung gewon-
nen haben, da sie ein allgemeines länderspezifisches Problem ist. Was 
müssen die Kommunen ändern, damit ihre Bürgerakzeptanz steigt? 
Ein möglicher Ansatz in diesem Zusammenhang wäre die Zusam-
menlegung von Wahlterminen. Dann kann aber bei der Stichwahl 
ein Aufmerksamkeitsverlust eintreten, und die Wahlbeteiligung ab-
nehmen.32 
Aus demokratischen Erwägungen muss man sich jedoch im kla-
ren sein, dass niedrige Wahlbeteiligungen an den Stichwahlen von 
Hauptverwaltungsbeamten grundsätzlich keinen Grund bieten, 
gänzlich zu Mehrheitswahlen oder zur Abschaffung von Direktwah-
len überzugehen. Vielmehr sollte der Gesetzgeber sich aufgefordert 
fühlen Instrumente zu entwickeln und Modelle einzuführen, die so 
ausgestaltet sind, dass sich möglichst viele Wahlbürgerinnen und 
Wahlbürger aufgefordert fühlen, sich an den Wahlen zu beteiligen.
Wird einerseits der Ansicht gefolgt, dass die Direktwahl des Haupt-
verwaltungsbeamten aufgrund der stärkeren Bindung zu den Bür-
gerinnen und Bürgern und somit zur Stärkung der Identifikation 

31	 So Ursula Nonnemacher (Fraktion Bündnis 90/Die Grünen) zur Begründung 
des Antrags in der Sitzung am 25.04.2013, siehe Plenarprotokoll LT Bbg. 5/76, 
S. 6117 f. 

32	 So Holste, (Fn. 18) ZRP 2007, S. 95 (96). 

des kommunalen Spitzenbeamten sinnvoll ist, aber ein mehrfacher 
Gang zu den Wahlurnen zu vermeiden ist und auf der anderen Seite 
die Kandidatin bzw. der Kandidat eines Votums bedarf, welches der 
Mehrheit der abgegebenen Stimmen auf sich vereinen sollen, kommt 
als „Ausweg aus dem kommunalen Direktwahl-Dilemma“, wie bei-
spielsweise von Heiko Holste bereits 2007 propagiert,33 nur eine 
Wahl mit Alternativ-Stimme (anstatt einer Stichwahl) in Betracht.

2. 	Ausgestaltung eines neuen Wahlrechts mit Alternativ-Stimme

Ein Instrument zur Vermeidung eines zweiten Wahlgangs könnte die 
Einführung eines Alternativ-Stimmen-Wahlrechts sein. 
Ein Prototyp für ein solches Modell existiert in dem in angelsächsi-
schen Rechtssystemen vielfach angewandten sog. Single Transferable 
Vote-System34 (STV). Im deutschen Sprachgebrauch wird es meist 
als „übertragbare Einzelstimmengebung“ bezeichnet35. Es beschreibt 
ein Personenstimmgebungsverfahren bei dem jede Wählerin und je-
der Wähler statt einer Stimme – die für eine Kandidatur abzugeben 
ist – eine persönliche Reihenfolge der zur Wahl stehenden Perso-
nen abgibt. Nach jedem Auszählungsdurchgang fällt die jeweils am 
schlechtesten votierte Person bei der folgenden nächsten Auszählung 
weg. Bei diesem Verfahren werden die auf diese Person abgegebenen 
Stimmen auf die in der Rangfolge auf den Stimmzettel nächste noch 
im Auszählungsprozess befindende Person übertragen. 
Hat nach einem Auszählungsdurchgang so eine der verbleibenden 
Kandidatinnen oder Kandidaten mehr als die Hälfte36 der abgegebe-
nen Stimmen, ist sie bei der Bestimmung nur eines Postens, wie bei 
den Hauptverwaltungsbeamtinnen und -beamten, gewählt.
Hierdurch wäre ein Verfahren, bei dem jede Wählerin und jeder Wäh-
ler innerhalb eines Wahlgangs durch Festlegung der persönlichen Rei-
henfolge der zur Wahl stehenden Kandidatinnen und Kandidaten ihre 
bzw. seine Wahl so treffen kann, dass am Ende eine Person gewählt ist, 
die die Mehrheit der abgegebenen Stimmen auf sich vereinigen kann.
Eine entsprechende Änderung des Kommunalwahlrechts könnte 
lauten:

§ … Stimmabgabe bei mehr als zwei kandidierenden Personen

(1)		� Die Wahl erfolgt durch Festlegung der Reihenfolge der zur 
Wahl stehenden Kandidatinnen und Kandidaten.

(2)		� Gewählt ist, wer nach der Auszählung mehr als die Hälfte der 
abgegebenen, gültigen Stimmen auf sich vereinen kann.

(3)		� Ergibt die Auszählung, dass keine der zur Kandidatur stehenden 
Personen die Mehrheit der abgegebenen Stimmen auf sich ver-
einigen kann, hat nach folgender Maßgabe eine weitere Auszäh-
lung stattzufinden:

		  a.	  �Die Kandidatin/der Kandidat, die/der im letzten Auszähl-
gang am schlechtesten votiert wurde, fällt ab der nächsten 
Auszählung weg.

33 	So Holste, (Fn. 18) ZRP 2007, S. 95 ff. mit dem aussagekräftigen, alles sagenden 
Titel „Alternativ-Stimme statt Stichwahl! Ein Ausweg aus dem kommunalen 
Direktwahl-Dilemma“

34	 Ausführlich zum Single Transferable Vote, siehe u.a. Tideman, The Single 
Transferable Vote, Journal of Economic Perspectives 9/1 (1995), S. 27 ff.

35	 So u.a. Poier, Minderheitenfreundliches Mehrheitswahlrecht, 2001, S. 101; 
Krumm/Noetzel, Das Regierungssystem Großbritanniens, 2006, S. 111.

36	 Die sog. Droop-Quote des Single Transferable Vote-Systems bestimmt sich aus 
der Formel [gültige Stimmenzahl : (Mandate + 1)] +1, siehe u.a. Krumm/Noetzel, 
(Fn. 35) S. 112, Fn. 49, womit bei einem Kandidaten mindestens eine Stimme 
mehr als die Hälfte der abgegebenen Stimmen notwendig wird.
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Der Verwaltungssprache ergeht es wie anderen Fachsprachen: sie unter-
liegt einem ständigen Wandel. Neue Fragestellungen, Gegenstände, 
Sachverhalte, Methoden, Erfahrungen und Erkenntnisse bringen neue 
Begriffe hervor oder nutzen vorhandene Begriffe. Alte Fachausdrücke ver-
schwinden. Die neuen oder mit verändertem Inhalt verwendeten Begriffe 
entstehen in Deutschland oder entstammen europarechtlichen Vorgaben. 
Sie gehen in die Gesetzgebung und in das Verwaltungshandeln ein und 
machen auch nicht vor angelsächsischen Termini halt. Das hier und in den 
folgenden Heften abgedruckte Glossar will dem Leser aktuelle und bedeut-
same neue Wortprägungen erklären.

Behördengröße

Die Größe von Unternehmen misst man nach der Zahl der Beschäf-
tigten, der Höhe der Umsatzerlöse oder nach dem Bilanzvolumen. 
Maßstäbe bilden auch Gewinne, Renditen, Marktanteile, Steuerzah-
lungen, Wachstum und Marktkapitalisierung. In einzelnen Branchen 
werden Leistungsmengen angegeben wie beispielsweise produzierte 
Kilowattstunden, beförderte Passagiere, Zahl der Übernachtungs-
gäste oder Auslastungsquoten. Stets schließt man daraus auf die 
Wirtschaftskraft im Markt. 
Für die Behördengröße gelten andere Bedingungen. Die Verwal-
tungskraft bemisst sich vornehmlich nach der Qualität der staatli-

chen oder städtischen Ordnungs-, Sicherheits-, Auswertungs- und 
Informationsleistungen und weiterer Dienstleistungen. Die Mess-
latte dafür sind Rechtstaatlichkeit, Verständlichkeit, Verhältnismä-
ßigkeit, Bearbeitungsgüte, Bedienungskomfort, Gerichtsfestigkeit, 
Wirtschaftlichkeit usw. Es ist abwegig, von der Größe einer Ver-
waltung regelmäßig auf die Güte der Leistungen für die einzelnen 
Bürger und die Gesellschaft zu schließen. In Ausnahmefällen mag 
das erlaubt sein, etwa bei der Personalstärke von Schulen (mit vielen 
Lehrern und geringer Schülerzahl) oder bei Polizeieinsätzen für gro-
ße Sportveranstaltungen.
Angenommen zwei benachbarte Städte mit jeweils rund 50.000 Ein-
wohnern beschäftigen in ihren Stadtverwaltungen (ohne Stadtwerke, 
Krankenhäuser und andere kommunale Unternehmen) 600 und 900 
Mitarbeiter (als Vollzeitkräfte ohne Kita-Personal). Mit diesen Zah-
len allein lässt sich wenig aussagen. Sie weisen lediglich nach, dass die 
Steuereinnahmen in beiden Städten offenbar ausreichen. Es scheint, 
als arbeitete die Stadt mit der kleineren Zahl an Bediensteten effi-
zienter bzw. wäre leistungskräftiger. Diese Schlussfolgerung ist aber 
voreilig. Man muss für die Optimierung der Behördengröße näm-
lich zahlreiche Komponenten berücksichtigen: unter anderem die 
Dauer der Erledigung von Pflichtaufgaben, das Angebot an freiwil-
ligen Leistungen, geborene oder erkorene zentralörtliche Funktio
nen, Investitionsquoten in die kommunale Infrastruktur, räumliche 
Ausdehnung und Bebauung des Gemeindegebiets, Zusammenset-
zung der Bevölkerung (z.B. Altersstruktur, viele oder wenige Sozial
hilfeempfänger, Anteil an Immigranten mit Sprach- und Integra
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		  b.	� Die Stimmen, die für die Kandidatin/den Kandidat nach a 
gezählt wurden, werden jeweils für die nächst beste, noch in 
der Auszählung befindende Person auf dem Abstimmzettel 
gewertet.

		  c.	� Stimmzettel, die keine bzw. keine weiteren Alternativkandi-
datinnen und Alternativkandidaten festlegen, gelten als un-
gültig. 

(4)		� Das Verfahren nach Absatz 3 wiederholt sich solange, bis ein 
Ergebnis nach Absatz 2 erzielt wurde.

Schlussbemerkung 

Der Hauptverwaltungsbeamte ist im Idealfall eine charismatisch-ei-
genverantwortliche handelnde Führungspersönlichkeit und Oberhaupt 
der betreffenden kommunalen Gebietskörperschaft. Sie besitzt aus ih-
rer Funktion heraus eine herausragende Stellung in der durch sie ver-
tretenen Gemeinde, Samtgemeinde, dem betreffenden Landkreis oder 
in der Region. Auf der einen Seite sollte der gewählte Amtsträger durch 
ein hohes Quorum in die Funktion gewählt werden. Die Legitimation 
in das Amt sollte durch mehr als die Hälfte der Wählenden legitimiert 
werden. Auf der anderen Seite sind Aufgaben der Funktionsträger auch 
mit Aufopferungen verbunden, die der Unterstützung einer absoluten 
Mehrheit durch die Wählenden getragen werden sollte.37 
Demzufolge gibt es gute Gründe, bei mehr als zwei Kandidatinnen 
und Kandidaten für das jeweilige Amt eine Stichwahl vorzusehen, 

37 	Siehe hierzu auch Ramin/Röttger, (Fn. 20) VR 2013, S. 1 (7 f.).

wenn in einem ersten Wahlgang nicht das Quorum einer absoluten 
Mehrheit für eine zur Wahl stehende Person erreicht wird.38 
Doch der Gesetzgeber sollte nicht je nach politischer „Couleur“ aus 
guten Gründen die Stichwahl einführen oder abschaffen. 
Die Stichwahl ist sinnvoll, aber die geringe Wahlbeteiligung bei einer 
zweiten entscheidenden Wahl schwächt die Legitimation des dann 
gewählten Amtsinhabers. Dem gilt es entgegenzuwirken. Wir haben 
einige Punkte aufgeführt, die unseres Erachtens sinnvoll wären, um 
Kommunalwahlen in einen immanenten Focus der Bevölkerung zu 
rücken. Es gilt die Kandidatenwahl attraktiver zu machen und den 
Menschen die Bedeutung der Kommunalwahl stärker zu vermitteln. 
Das ist sowohl die Aufgabe des Gesetzgebers, aber auch die der zahl-
reicher Bildungseinrichtungen. Insbesondere hier muss der Trialog 
zwischen Bürger, Politik und Gesetzgeber in einer Parteiendemokra-
tie aktiv geführt werden. Die Motive der „Passivwahl“ sollten ernster 
genommen werden. Auch alternative Wahlsysteme gehören dabei in 
den öffentlichen Dialog und das Single Transferable Vote-System 
könnte eine Lösung zur Durchsetzung der Erfordernisse sein. Denn 
die Amtsträger benötigen eine ausreichende Legitimation durch ei-
nen Urnengang des Wahlvolks. Dann ist der Kandidat auch aus recht-
lichen und demokratischen Erwägungen in der Amtsführung – die 
oftmals immerhin acht Jahre beträgt – gestärkt und gesichert. Mehr 
Kreativität und mehr interdisziplinäre Herangehensweise bei der 
Weiterentwicklung von Wahlsystemen auf kommunaler Ebene wären 
begrüßenswert. 

38 	So wohl auch Niedersächsischer Landkreistag, LT-Drs. 16/2510, S. 130. 

Peter Eichhorn*
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*	 Prof. Dr. Dr. h.c. mult. Peter Eichhorn, Emeritus der Universität Mannheim, ist 
Präsident der SRH Hochschule Berlin.
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tionsproblemen), Industriebesatz und nicht zuletzt das Ausmaß von 
Do-it-yourself-Mentalität bei den Bürgern.
Will man die optimale Behördengröße ökonomisch erfassen, hat man 
von quantitativ und qualitativ festzulegenden Leistungen auszugehen. 
Das Einwohner-, Finanz-, Ordnungs- oder Sozialamt erweist sich zu-
nächst als wirtschaftlich optimal, bei dem die durchschnittlichen Ver-
waltungskosten pro Fall langfristig minimiert werden. Es kann aber 
auch daran liegen, dass man Kosten auf die Bürger überwälzt – zum 
einen durch ein einziges zentrales Amtsgebäude mit weiten Wegen 
für die Bürger, zum anderen durch die Forderung nach aufwändiger 
Selbstdokumentation und Recherche. Einer verwaltungskostenmi-
nimierenden Zentralisation stehen bei Behörden mit Publikumsver-
kehr also Kostensteigerungen bei den Bürgern gegenüber. So gesehen 
kommt es auf die Gesamtkostenminimierung an. Ergo: es kann sich 
eine bürgernahe Dezentralisation der Behörde empfehlen. Aber: aus 
Gründen einer schematisierten und routinisierten Informationsverar-
beitung und -auswertung der bürgerlichen Zuarbeit spricht viel für 
eine behördliche Konzentration. Konsequenz: Behörden mit Publi-
kumsverkehr sind zweizuteilen in dezentrale Außenstellen (Front-
offices) und in Aufgaben bündelnde Zentralabteilungen ohne Kun-
denkontakt (Backoffices). Die Gesamtkosten ergeben sich aus den 
Verwaltungskosten für die Außenstellen und die Zentrale und aus den 
Kosten für die Bürger.
Bei Behörden ohne Publikumsverkehr sollte man im Hinblick auf 
deren Größe unterscheiden zwischen Behörden mit und ohne Mas-
senarbeit. Für erstere ist an das Bundesamt für Finanzen in Bonn, 
das Kraftfahrt-Bundesamt in Flensburg oder an Chemische Unter-
suchungsämter zu denken, wohingegen von Ministerien und Rech-
nungshöfen oder vom Eisenbahn-Bundesamt in Bonn eher Einzel-
fälle bearbeitet werden. Auch hier ist es vorschnell, das Gesetz der 
Kostendegression bei Massenproduktion ins Feld zu führen. Das zur 
industriellen Fertigung passende Gesetz würde als Richtschnur von 
Behörden monopolistische Mammutämter hervorbringen. Übergro-
ße Bürokratien leiden aber an relativ hohen Gemeinkosten für Len-
kung und Kontrolle (im Volksmund „Wasserkopf“ genannt). Bei ei-
ner Leitungsspanne (engl. span of control) von hoch gerechnet zehn 
Personen für eine oft ziemlich gleichförmige Arbeit entstehen gern 
Instanzen über Instanzen. In solchen Verwaltungsapparaten wird 
aus dem Mitarbeiter ein Rädchen im Getriebe – anonym und ohne 
Identifikation und Motivation. Die Situation entkrampft sich, wenn 
man aus dem großen bürokratischen Monopol einige arbeitsteilig 
strukturierte Verwaltungen mittlerer Größe – gewissermaßen Oligo-
pole – ausgliedert und sie räumlich verteilt. Den Verwaltungskosten 
stehen dann Nutzen in Form von Beschäftigung und Einkommen in 
den Regionen gegenüber.
Was öffentliche Verwaltungen ohne Massenarbeit anbelangt, stellt 
sich die Frage nach der Behördengröße wieder anders. Nimmt man 
sich exemplarisch ein Bundes- oder Landesministerium vor, sind für 
dessen Größe Macht, Einfluss, Ansehen und Durchsetzungskraft 
ausschlaggebend. Dafür benötigt man einen Personalstamm, der 
sich kennt und vertrauensvoll zusammenarbeitet; umgekehrt gesagt: 
keine egoistischen Abteilungs- und Referatsmauern hochzieht. Für 
vertrauensvolle Kooperation gibt es Begrenzungen in Bezug auf Ar-
beitszeit und Arbeitsintensität. Unterstellt man eine Leitungsspanne 
von sieben Personen für den anspruchsvollen ministeriellen Dienst, 
bei der der Vorgesetzte also gerade noch seine unmittelbaren Mit-
arbeiter wirksam anzuleiten und zu überwachen vermag, käme man 
(abgesehen vom Minister) mit einem beamteten Staatssekretär an 
der Spitze auf sieben Abteilungen mit jeweils sieben Referaten mit 

sieben Referatsmitgliedern auf insgesamt rund 350 Beschäftigte. Ein 
solcher Verwaltungskörper lässt sich noch überschauen und steuern. 
Die Einrichtung weiterer Organisationsbereiche und -stufen dürf-
te die Leistungsfähigkeit eher mindern. Man müsste prüfen, welche 
Aufgaben zum Kern eines Ministeriums gehören und welche auf 
nachgeordnete Oberbehörden verlagert werden können.

Hochschulmanagement

In Anbetracht der Dimension des Hochschulsektors und der Kom-
plexität der Hochschulen wundert es nicht, wenn sowohl in der Öf-
fentlichkeit als auch in den Universitäten, Fachhochschulen, Kunst- 
und Musikhochschulen überkommene Grundsätze der Leitung, 
Organisation, Mittelbewirtschaftung und Rechenschaftslegung kri-
tisch beurteilt werden. In Deutschland gibt es gemäß Hochschulrek-
torenkonferenz 239 staatliche, 113 private und 40 kirchliche Hoch-
schulen mit 16.144 Studiengängen. Das Statistische Bundesamt 
zählt rund 2,5 Millionen Studierende (11 Prozent aus dem Ausland), 
knapp 340.000 wissenschaftliches und künstlerisches Personal und 
über 280.000 Beschäftigte im Bereich Verwaltung, Technik und Ser-
vice. Die beträchtliche Dimension verdeutlichen auch die folgenden 
gerundeten Finanzkennzahlen: Volumen der jährlichen Ausgaben 
und Einnahmen aller Hochschulen (ohne Hochschulkliniken) über 
20  Mrd. Euro, und für die Studierenden werden durchschnittlich 
7.200 Euro per anno und für deren gesamtes Studium pro Kopf 
31.000 Euro aus Haushaltsmitteln der Länder zur Verfügung gestellt.
Die staatlichen Hochschulen in Deutschland befinden sich seit den 
teils begrüßten, teils berüchtigten 1968er Jahren in einem andau-
ernden Veränderungsprozess von ungeahntem Ausmaß. Was ist aus 
der vom „Landesherrn“ in Gestalt des Kultus-, Wissenschafts- und 
Finanzministeriums beaufsichtigten und gelenkten Mittelbehörde 
Hochschule geworden? Wie haben sich die Rahmenbedingungen 
hinsichtlich Wissenschaft und Forschung, Studium und Wirtschaft 
im EU-Hochschulraum und weltweit entwickelt? Welchem Wandel 
sind Leitung, Organisation, Personal (insbesondere die Professoren 
als Hauptakteure) und die Finanzen unterworfen? Kurz: Was kann 
Hochschulmanagement leisten? Existiert ein solches überhaupt? 
Welche Eigenschaften muss es aufweisen?
Die Umbrüche lassen sich pointiert etikettieren: Die „Hochschul-
landschaft“ wurde pluralistisch. Private Hochschulen – hierzulande 
früher undenkbar – breiten sich als konkurrierende Unternehmen 
aus, treiben Innovationen voran in puncto Studienberatung, Studie-
rendenbetreuung, Campusinformationssysteme, neue Studiengänge 
(auch englischsprachig), digitalisierte Lehre, Schwachstellenanalyse, 
Selbstbewertung (veranlasst durch happige (Re-)Akkreditierungs-
verfahren zur Erlangung der staatlichen Anerkennung), Erfolgs- und 
Finanzplanung, Kostenrechnung und kaufmännische Rechnungsle-
gung. Die staatlichen Hochschulen mutieren zu Dienstleistern unter 
dem Druck des Rankings – sind aber wegen ihrer auskömmlichen 
Finanzierung und weitreichenden Entlastung durch Landesämter 
für Besoldung und Versorgung, Planung, Bau und Technik bis hin 
zu Vermögensämtern, Zentren für Hochschuldidaktik und für Ma-
nagementsoftware samt IT-Leistungen noch weit davon entfernt, 
sich als Dienstleistungsunternehmen im Wettbewerb zu profilieren. 
Die Entwicklung verläuft rasant: ungehemmtes Wachstum in Mas-
senfächern, europaweit harmonisierte Bachelor- und Masterstudi-
engänge mit modularen Strukturen, lehrbegleitenden Prüfungen, 
standardisierten Leistungspunkten und Qualifikationsdokumenta-
tion, steigende Anforderungen an „blended learning“ (Mischung aus 
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Vollzeit- und Teilzeitstudium) und „mobile learning“ (Aufteilung in 
Präsenz- und Fernstudium), Sicherung und Verbesserung der Qua-
lität in der Lehre (bekanntlich scheitern fast 30 Prozent der Studie-
renden an Universitäten), ebenso in der Forschung (zur Erhöhung 
eingeworbener Drittmittel), exorbitante Ansprüche an Hochschul-
leitung und Hochschulverwaltung.
Diese beiden Bereiche durchlaufen derzeit eine Art Runderneu-
erung. Einerseits sind sie eingezwängt in staatliche Vorgaben mit 
rechtlichen und finanziellen Restriktionen, andererseits pochen 
sie auf die individuelle Wissenschaftsfreiheit der Forscher und die 
institutionelle Autonomie in akademischen Angelegenheiten (z.B. 
bei der Auswahl der Studierenden und der Festlegung der Curri-
cula). Hochschulmanagement erfasst als funktionaler Begriff die an 
maßgeblichen Hochschulentscheidungen beteiligten Personen und 
Gremien. In einigen Bundesländern wuchsen den Rektoren bzw. 
Präsidenten Dienstherreneigenschaften zu (selbst Berufungen von 
Professoren und deren Dienstverträge erfolgen durch sie nach ge-
setzlich festgelegten Berufungsverfahren) und werden die Haus-
haltspläne global genehmigt (nach mit den Ministerien abgestimm-
ten mittelfristigen Struktur- und Entwicklungsplänen). Die oberste 
Leitung der Hochschulen ist kollegial organisiert, Prorektoren bzw. 
Vizepräsidenten sind für Forschung, Lehre und „International Af-
fairs“ zuständig, Kanzler zeichnen verantwortlich für „Haushalts- 
und Wirtschaftsführung“, Personalverwaltung und weitere admi-
nistrative Aktivitäten (Akademisches Auslandsamt, Bibliothek, 
Archivierung, Haushaltverwaltung usw.). Neben die Senate aus der 
Mitte der Hochschule für die akademischen Angelegenheiten traten 
Universitäts- bzw. Hochschulräte mit externen Fachleuten für Stra-
tegieentwicklung (bezüglich Leitbild, Ziele, Profil und Grundord-
nung) und unternehmerisches Gebaren.
Die mit alledem einher gehende Professionalisierung des Hoch-
schulmanagements macht nicht vor Dekanen halt. Sie bilden die 
dezentrale Leitungsinstanz und erfüllen als Topmanager ihrer Fa-
kultät bzw. ihres Fachbereichs akademische und zunehmend kauf-
männische Aktivitäten, wenn man an Fundraising, Ausstattung der 
Institute und Lehrstühle/Professuren, Mittelbewirtschaftung, Con-
trolling, Benchmarking, Marketing und Reporting (gegebenenfalls 
einschließlich Segmentberichterstattung) denkt.
Von einem leistungsstarken Hochschulmanagement verspricht man 
sich eine Reihe von Verbesserungen: mehr Reputation im In- und 
Ausland, namentlich Fortschritte in der Forschung und eine höhere 
Qualifikation in Aus- und Weiterbildung, größere Anziehungskraft 
einzelner Hochschulen sowohl für Studierende und Beschäftigte 
als auch für Gesellschaft und Wirtschaft sowie eine Steigerung der 
Leistungs- und Wettbewerbsfähigkeit durch Lean Management 
und Entbürokratisierung, Personalentwicklung und Evaluationen, 
vielfältige Mitspracherechte für Professoren, Mitarbeiter und Stu-
dierende, Dokumentation für und Kommunikation mit Mitarbeitern 
und Studierenden, Markt- und Wettbewerbsanalysen, Mentoring-
Programme und Career Service, nicht zuletzt auch Leistungs- bzw. 
Wissensbilanzen (z.B. nach dem Vorbild in Österreich) und ein 
Rechnungswesen, das über die Erfolgs-, Finanz- und Vermögenslage 
der Hochschule informiert. Wünschenswert wäre es, wenn sich diese 
Neuausrichtung so erzielen ließe, dass auch Reformskeptiker, bei-
spielsweise Ordinarien alter Prägung, von der Notwendigkeit eines 
Hochschulmanagements überzeugt werden. Man erwartet, dass trotz 
neuer Leitungsstrukturen und Entscheidungsmachtverlagerungen 
von oben nach unten und von unten nach oben (d.h. einerseits von 
Ministerien zu Hochschulen, andererseits von Professoren zu Deka-

nen und Rektoren bzw. Präsidenten und deren Gremien) die intrinsi-
sche Motivation der Forscher und Lehrenden nicht leidet.

Kirchenmanagement

Anders als das Management kommerzieller Unternehmen, das vor-
rangig Gewinn- und Rentabilitätsziele anstrebt, stehen beim Kir-
chenmanagement Sachziele im Vordergrund. Kirchenmanagement 
als Führung bzw. Leitung religiöser Gemeinschaften ist insoweit mit 
Public und Nonprofit Management verwandt. Im Unterschied zum 
Management öffentlicher Institutionen und gemeinnütziger Ver-
bände, Vereine und Unternehmen, die einem öffentlichen Auftrag 
folgen oder einem selbstbestimmten Zweck „not for profit“ dienen, 
zielt Kirchenmanagement auf Sinnhaftigkeit des Lebens, Glaubens-
findung, Seelentröstung und Nächstenliebe. Dabei muss aber auch 
das Kirchenmanagement formalen Zielen genügen, hat also dafür zu 
sorgen, dass der Haushalt dauerhaft ausgeglichen und die Liquidität 
gewährleistet ist sowie Anlage- und Umlaufvermögen sicher sind.
Kirchenmanagement gibt es seit alters her, wenn auch nicht unter 
dieser Bezeichnung und mit dem heute damit verbundenen Ver-
ständnis. Management ist in der Gegenwart gleichbedeutend mit 
planvoller oder improvisierter Ziel- und Zukunftsgestaltung und 
den daraus resultierenden und zu bewerkstelligenden Maßnahmen, 
oft im wirtschaftlichen Interesse, aber auch in außerwirtschaftlichen 
(z.B. kulturellen, sportlichen und sozialen) Bereichen. Früher und 
auch noch heute spricht man eher von Kirchenverwaltung (analog 
von Staats- oder Stadtverwaltung), um das Gewicht der Durchfüh-
rungsebene bzw. des Vollzugsapparats zu betonen. Kirchenmanage-
ment wie Management überhaupt setzt aber bei der Leitung bzw. den 
entscheidenden Leitungsinstanzen an und setzt sich in den gesteuer-
ten und kontrollierten Organisationseinheiten fort.
In Anbetracht der riesigen Milliardenvermögen und Beschäftigten-
zahl der katholischen und der evangelischen Kirche in Deutschland 
– aufgeteilt in ungezählte Rechtsträger wie Bistümer, Landeskirchen, 
Dekanate, Gemeinden, karitative und diakonische Dienste und Ein-
richtungen, über Klöster, Ordensgüter, Schulen, Hochschulen und 
Stiftungen bis hin zu gewerblichen Brauereien, Weingütern, Kredit-
instituten, Siedlungswerken, Pilger- und Studienreiseveranstaltern, 
Film- und Produktionsfirmen, Buchhandlungen und Verlagen – 
werden in der Öffentlichkeit zunehmend unbequeme Fragen gestellt 
nach Personal und Finanzen der Kirchen in Deutschland – daneben 
auch bezüglich der Führungs- und Finanzstrukturen der Spitze der 
katholischen Kirche jenseits ihrer autonomen nationalen Kirchen.
Vom Kirchenmanagement erwartet man mehr Offenlegung und nach-
gewiesene Leistungsfähigkeit, lies: Transparenz und Effizienz. Was ge-
schieht mit den Einnahmen aus Kirchensteuer, Kirchgeld, Pfründen, 
Kita-Gebühren, Schulgeld, aus Kasualien wie Taufen, Trauungen und 
Bestattungen, aus Grund- und Betriebsvermögen einschließlich ge-
werblicher Immobilien und Finanzanlagen, aus Spenden, Nachlässen 
und Zuschüssen? Wie hoch sind die jeweiligen Beträge jährlich? Wer 
entscheidet darüber mit welchen Spielräumen? Welche Erhebungs-
kosten fallen an und finden Prüfungen kostensenkender Alternativen 
statt? Formal scheint alles legitimiert zu sein – aber genügt das zeit-
gemäßen Anforderungen an Management? Ist das Kirchenvolk mit 
den Hinweisen auf den Reichsdeputationshauptschluss von 1803 und 
auf unübersichtliche Verfügungen und Vertragsansprüche zufrieden, 
wonach Staatsleistungen wie die Besoldung der Bischöfe oder Aus-
gleichszahlungen für die Instandhaltung von Kirchen und Klöstern aus 
der seinerzeitigen staatlichen Enteignung von Anwesen, Ländereien 
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und Finanz- und Sachvermögen herrühren? Der Staat finanziert auch 
Militärseelsorge und bezuschusst Kirchentage. Nach Art. 140 Grund-
gesetz hat der Deutsche Bundestag den auf Art. 138 Weimarer Verfas-
sung zurückgehenden Verfassungsauftrag, diese „Staatsleistungen an 
die Religionsgesellschaften“ neu zu regeln. Doch das Parlament blieb 
dem schuldig mit der Folge, dass das Kirchenmanagement abwartet 
und sich auch weder um Einmalzahlungen noch um zeitlich befristete 
Ablösungsbeträge seitens der zuständigen Bundesländer kümmert.
Untätigkeit kann sich das Kirchenmanagement allerdings nicht 
im Hinblick auf Mitbestimmungsforderungen und Streikrecht der 
kirchlichen Arbeitnehmer erlauben. Hier stoßen vermehrt gegen-
sätzliche Auffassungen und Interessen zwischen kirchlichen Dienst-
herren und Mitarbeitern aufeinander. Der sog. dritte Weg möglichst 
einvernehmlicher Lösungen für den Tendenzbetrieb Kirche wird ins-
besondere von gewerkschaftlicher Seite als ungeeignet eingestuft und 
ist Gegenstand von Auseinandersetzungen vor Gericht.
Nicht erst durch die Wahl von Papst Franziskus wird das Kirchenma-
nagement des Heiligen Stuhls bzw. der Kurie, namentlich das unter 
Vorsitz des Kardinalstaatssekretärs tagende Kollegium der Kardinä-
le, die die Kongregationen, Tribunale und Ämter führen, verstärkt 
unter die Lupe genommen in der Absicht, Führungs- und Finanz-
strukturen zu reformieren. Davon betroffen sind wohl auch andere 
Instanzen an der Hierarchiespitze der weltweit tätigen katholischen 
Kirche, etwa der Vatikanstaat und die Vatikanbank. Ein globales 
Kirchenmanagement erfordert für die obersten Leitungsgremien in 
Rom klare Ressortzuständigkeiten, koordinierte Entscheidungspro-
zesse, die Einhaltung von Haushaltsgrundsätzen, Vermögens- und 
Schuldennachweise, konsolidierte Rechnungsabschlüsse und eine 
unabhängige Finanzaufsicht samt Wirtschaftsprüfung. Vergleichba-
re Herausforderungen hat das jeweilige Management der nationalen 
Kirchen und ihrer Untergliederungen zu bewältigen.

Lean Management

Für überbürokratisierte private Unternehmungen und öffentliche 
Verwaltungen werden von Zeit zu Zeit in Theorie und Praxis Ansät-
ze diskutiert und realisiert, die man mit den Stichworten Lean Ma-
nagement, Lean Administration, Lean Production, Lean Hospital 
usw. belegen kann. Im Zentrum stehen Reformen organisatorischer 
Verschlankung mit dem Ziel verbesserter Effizienz bzw. Leistungs-
fähigkeit.
Über den Weg dorthin wird vielfach gestritten. Landläufig heißt 
Verschlankung Personaleinsparung; beschönigend ausgedrückt: Re-
engineering, lies: Umstrukturierung durch Freisetzung. Richtig ver-
standen zielt Lean Management auf die Steigerung der Produktivität 
– in Behörden also auf die Verbesserung der Güte und Menge bear-
beiteter Anträge, Auskünfte, Entwürfe, Kontrollen, Verwaltungsakte 
usw. Als Mittel bieten sich an die Vorgabe klarer Arbeitsziele und 
Verfahrensstandards, Training und Spezialisierung, teilweise auch 
Generalisierung von Mitarbeitern, Vereinfachung und Beschleuni-
gung von Prozessen, mitunter Abbau von Strukturen, Verkürzung 
von Dienstwegen, Aufstellung kleinerer Teams, Vermeidung von 
Wiederholungen, ergonomische Gestaltung der Arbeitsplätze, bes-
ser abgestimmte Einsatz- und Zeitplanung, harmonisierte Betriebs- 
und Arbeitszeiten, Schwachstellenanalysen und Fehlerkontrollen 
sowie die Senkung vermeidbarer Kosten. Insgesamt betrachtet steht 
also nicht die Entlassung von Mitarbeitern im Vordergrund. Erfolg-
reiches Lean Management setzt auf Transparenz, Identifikation samt 
Motivation und auf Reorganisation.

Pflegekammer

Der Schleswig-Holsteinische Landtag hat am 14. Dezember 2012 
als erstes Bundesland die Einrichtung einer Pflegekammer beschlos-
sen. Diese Entscheidung wirft ein Schlaglicht auf eine nicht unum-
strittene Organisation. Rechtlich betrachtet handelt es sich bei einer 
Pflegekammer um eine Körperschaft öffentlichen Rechts, die für den 
Staat hoheitliche Aufgaben zum Berufsrecht wahrnimmt, etwa die 
Berufsaufsicht, die Formulierung einer Berufsordnung, die Berufs-
vertretung gegenüber dem Staat, die berufsspezifische Beratung des 
Gesetzgebers und die Regelung der beruflichen Weiterbildung. Be-
rufskammern gibt es in Deutschland für Apotheker, Ärzte, Zahnärz-
te und Psychotherapeuten, Rechtsanwälte, Notare, Steuerberater und 
Wirtschaftsprüfer (daneben für Wirtschaftssektoren: Handwerks-, 
Industrie- und Handels- sowie Landwirtschaftskammern). Wer die-
se Berufe ausüben will, muss festgelegte Voraussetzungen erfüllen 
und wird Zwangsmitglied mit Beitragspflicht.
Die Errichtung von Pflegekammern hat Befürworter im staatlichen 
Bereich und Gegner in Wirtschaft und Verbänden. Für Pflegekam-
mern spricht, dass sie das Ansehen des Berufsstandes der Kranken- 
und Altenpfleger zu heben vermögen. Der sich um Fachkräfte sor-
genden Pflegebranche kann eine Kammer helfen, Qualitätsstandards 
zugunsten der zu Pflegenden und angemessene Arbeitsbedingungen 
für die Pflegekräfte politisch durchzusetzen. Tarifpolitik und -ver-
handlungen sind aber nicht Sache der Kammer. In der Landespflege-
kammer werden hoheitliche Befugnisse und Lobbyarbeit gebündelt. 
Private Anbieter sozialer Dienste, ihr Bundesverband und die in der 
Branche tätigen Gewerkschaften warnen dagegen vor der zu erwar-
tenden Bürokratie, Zwangsmitgliedschaft und Beitragspflicht.
Es besteht kein Zweifel, dass in einer alternden Gesellschaft mit 
mehr und mehr pflegebedürftigen Menschen ein attraktives und in-
taktes Berufsfeld für Pflegekräfte unerlässlich ist. Den alltäglichen 
Pflegenotstand muss man durch Änderungen der Rahmenbedin-
gungen beenden. Vorstellbar erscheint im Föderalismus eine Ent-
wicklung, bei der in einigen Bundesländern Pflegekammern errichtet 
werden, in anderen es bei der bisherigen Standesvertretung bleibt und 
ein Wettbewerb zwischen der staatlichen und marktlichen Variante 
einsetzt. Aus dem Vergleich könnte hervorgehen, welches organi-
satorische System wirksamer und wirtschaftlicher arbeitet; also den 
Pflegekräftebedarf dauerhaft deckt, die Pflegequalität erhöht und 
damit die Verbraucher professioneller schützt, Beschäftigungs- und 
Einkommensverhältnisse der Pflegekräfte verbessert, die Aussichten 
auf Berufsnachwuchs belebt und insgesamt weniger kostet.

Strategische und operative Aufgaben

Herkömmlicherweise unterscheidet man in Ministerien Aufgaben 
danach, ob sie mehr in die Kompetenz der Geschäftsbereiche der 
Regierung fallen oder eher als Aufgaben der obersten Behörden der 
Staatsverwaltung wahrzunehmen sind. Daraus ergeben sich zwei 
Arten von Tätigkeiten, nämlich primär politische und primär admi-
nistrative Aufgaben. Diese Differenzierung hat zu großen, unüber-
schaubaren, komplexen und übersteuerten Ministerien bei Bund und 
Ländern geführt.
Dem Managementansatz folgend sollte man für die organisatori-
sche Zuordnung von Aufgaben besser den Entscheidungsbezug der 
Aufgaben betonen. Dann werden strategische von operativen Auf-
gaben getrennt mit weitreichenden Verbesserungen der Struktur 
von Bundes- und Landesverwaltungen. Im Zusammenhang mit der 
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Verlegung des Sitzes von Bundestag und Bundesregierung von Bonn 
nach Berlin legten wir bereits 1993 entsprechende Leitlinien für 
Strukturverbesserungen von Bundesverwaltungen vor. (Quelle: Peter 
Eichhorn und Hans Joachim Hegelau, Zur zukünftigen Struktur von 
Bundesregierung und Bundesverwaltung, Friedrich-Ebert-Stiftung, 
Bonn 1993, 38 Seiten, im Folgenden S. 17f.).
„Strategische Aufgaben bestehen darin, essentielle und gravierende 
Probleme frühzeitig zu erkennen und zu beurteilen. Ziele, Lösungs-
ansätze und politische Optionen aufzuzeigen, Politikentwürfe zu 
formulieren, Konsens bzw. Mehrheiten zu organisieren und die Re-
gierungspolitik durchzusetzen. Gefragt ist dementsprechend kon-
zeptionelles Denken.
Die strategischen Aufgaben erstrecken sich auf Gesetzgebung, Ver-
ordnungen und Erlasse, Regierungsprogramme, Ressourcenbeschaf-
fung und -lenkung, Staatsverträge, supra- und internationale An-
gelegenheiten, föderative Kooperation, Koordination mit Parteien, 
Fraktionen, Koalition, gegebenenfalls auch mit der Opposition, Be-
ziehungen zu (wissenschaftlichen u.a.) Arbeitskreisen, Beiräten und 
Kommissionen, zu Verbänden, Gewerkschaften, Stiftungen, Kirchen, 
Trägern freier Wohlfahrtspflege, Bürgerinitiativen usw., Presse- und 
Öffentlichkeitsarbeit.
Als strategische wichtige Aufgaben erweisen sich aber auch Rechts-, 
Fach- und/oder Dienstaufsicht insoweit, als damit obere Bundesbe-
hörden, Bundesbeauftragte, Körperschaften, Anstalten und Stiftun-
gen des öffentlichen Rechts gesteuert werden. 
Anders als bei den strategischen Aufgaben handelt es sich bei den 
operativen um meist konkrete Maßnahmen auf der Ebene der 
Durchführung. Sie leiten sich von strategischen Entscheidungen ab 

und sind meist weniger weitreichend; sie betreffen häufig die Rege-
lung von Einzelfällen. 
Strategische Aufgaben der Regierungspolitik und Aufsicht (und nur 
diese) gehören originär in die Bundesministerien; operative Aufga-
ben sind nicht frei von Politik, bewegen sich aber innerhalb eines ge-
setzten Rahmens von Regierungspolitik und Aufsicht. Erfüllungsort 
für diese abgeleiteten bzw. nachrangigen Aufgaben einer begrenz-
ten, konkreten und laufenden Verwaltungspolitik und des Vollzugs 
sollten nicht oberste, sondern obere Behörden sein. Zahlreiche Bun-
desoberbehörden wie Bundesanstalten, die Bundesaufsichtsämter, 
das Bundesausgleichsamt, Bundesgesundheitsamt, Bundeskartell-
amt, der Bundesnachrichtendienst usw. nehmen schon jetzt solche 
operativen Aufgaben wahr.
Trotz dieser organisatorischen Trennung bestehen vielfältige Interde-
pendenzen zwischen strategischen und operativen Aufgaben. Diese 
Wechselbeziehungen gewinnen Gestalt durch den Erfahrungs- und 
Informationsaustausch sowie die erwähnte vertikale Mobilität der 
Bediensteten zwischen Ministerien und nachgeordnetem Bereich!“
Die folgende Übersicht veranschaulicht die Klassifikation: 

tätigkeitsorientierte  
Aufgaben 

entscheidungs- 
orientierte Aufgaben

politische administrative

strategische Regierungspolitik Aufsicht
operative Vollzugspolitik Umsetzung

In der DVP-Ausgabe 11/2013 ist ein Aufsatz zur Kosten- und Leis
tungsrechnung (KLR) in der öffentlichen Verwaltung erschien. Die nun 
folgenden Beispielaufgaben mit Lösungsvorschlägen sollen das Themen-
gebiet der KLR konkretisieren.

VI. Beispielaufgaben zur KLR

Die nachfolgenden Beispielaufgaben sind teilweise Bestandteil von 
Modulprüfungen und der Vorlesung im 5. Trimester des Teilmoduls 
KLR an der Fachhochschule für Verwaltung und Dienstleistung in 
Altenholz im dualen Studiengang Bachelor of Arts „Allgemeine Ver-
waltung/Public Administration“.

Beispielaufgabe 1 (Rechnungselemente des betrieblichen 
Rechnungswesens):

Ordnen Sie für eine Gemeinde die Rechnungselemente des betrieb-
lichen Rechnungswesens Zusatzleistung, kalkulatorische Kosten, 
Einzahlung, Aufwand, Ausgabe und Auszahlung den folgenden 
Sachverhalten zu, wobei zwei Rechnungselemente den Sachverhal-
ten nicht zugeordnet werden können:

a) Kauf eines Dienstfahrzeuges X100 für die Gemeinde gegen 
Rechnung mit der Möglichkeit, den Rechnungsbetrag innerhalb von 
vier Wochen zu begleichen.
Rechnungselement:

b) Lineare Abschreibung des Dienstfahrzeuges X100 in der Doppik.
Rechnungselement:

c) Der Zuschuss des Landes für das Dienstfahrzeug X100 wird auf 
das Bankkonto der Gemeinde überwiesen.
Rechnungselement:

Markus Küßner*

Kosten- und Leistungsrechnung in der öffentlichen Verwaltung
– Fortsetzung des Beitrages in DVP-Ausgabe November 2013 –

*	 Oberamtsrat Markus Küßner ist stellvertretender Referatsleiter im Ministerium 
für Soziales, Gesundheit, Familie und Gleichstellung des Landes Schleswig-
Holstein und Lehrbeauftragter für Öffentliche Betriebswirtschaftslehre an der 
Fachhochschule für Verwaltung und Dienstleistung Altenholz und Verwal-
tungsakademie Bordesholm.

Fallbearbeitungen
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d) Eigenkapitalverzinsung für das Dienstfahrzeug X100 in der KLR.
Rechnungselement:

Beispielaufgabe 2 (Rechnungselemente des betrieblichen 
Rechnungswesens):

Aufgrund der angespannten Finanzsituation der Stadtwerke XY mit 
einem Badbetrieb in einer Stadt in Schleswig-Holstein ist die Kre-
ditaufnahme ein wesentliches Finanzierungsinstrument der Haus-
haltswirtschaft.

Aufgabe:

Erläutern Sie die Begriffe Einzahlung und Einnahme am Beispiel 
einer Kreditaufnahme, da ein Mitglied des Aufsichtsrates der Stadt-
werke XY behauptet hat, dass die Kreditaufnahme für die Stadtwerke 
XY eine Einzahlung und Einnahme darstellt.

Beispielaufgabe 3 (Kostenstellenrechnung):1

Eine kostenrechnende Einrichtung besteht aus zwei Vorkostenstel-
len bzw. Allgemeinen Kostenstellen oder Hilfskostenstellen. In der 
Vorkostenstelle A wird Strom erzeugt. Bei der Vorkostenstelle B 
handelt es sich um die Werkzeugmacherei. Die im Abrechnungszeit-
raum der Periode P. erbrachten Leistungen betragen 160.000 kWh 
(Vorkostenstelle A) bzw. 1.000 Arbeitsstunden (Vorkostenstelle 
B). Die Leistungen der Vorkostenstellen werden nicht nur von den 
Endkostenstellen bzw. Hauptkostenstellen (C und D) in Anspruch 
genommen, die Vorkostenstellen tauschen auch gegenseitig Leistun-
gen aus. Die nachfolgende Übersicht enthält die primären Kosten 
aller Kostenstellen (A bis D) und zeigt die Leistungsverflechtungen 
zwischen den Vor- und Endkostenstellen:

Kostenstelle A 
(1. Stelle) als 

Vorkostenstelle

Kostenstelle B 
(2. Stelle) als 

Vorkostenstelle

Kostenstelle C 
als Endkosten

stelle

Kostenstelle D 
als Endkosten

stelle
Primäre Kosten 

(Summe 
358.000 GE)

18.000 GE 40.000 GE 170.000 GE 130.000 GE

Erstellte und 
abgegebene 
Leistungen

160.000 kWh 1.000 Std. – –

Empfangene 
Leistungen 

Strom
– 6.000 kWh 78.000 kWh 76.000 kWh

Empfangene 
Leistungen 
Werkzeug
macherei 

300 Std. – 350 Std. 350 Std.

GE = Geldeinheiten, Std. = Stunden, kWh = Kilowattstunde

Aufgaben:

a) Führen Sie die Sekundärkostenverrechnung (die sogenannte 
2.  Stufe des Betriebsabrechnungsbogens oder innerbetriebliche 

1 	 Modifiziert übernommen aus: Klümper, Bernd/Möllers, Heribert/Zimmermann, 
Ewald, 2010, Kommunale Kosten- und Wirtschaftlichkeitsrechnung, 17. Aufla-
ge, Witten.

Leistungsverrechnung) bei der vorgegebenen Reihenfolge der Vor-
kostenstellen (Vorkostenstelle A an 1. Stelle, Vorkostenstelle B an 
2.  Stelle) mithilfe des Anbauverfahrens (Blockumlageverfahren) 
und des Stufenleiterverfahrens (Treppenverfahren) durch. Wie 
hoch sind jeweils die Gesamtkosten der beiden Endkostenstellen C 
und D? Welchen Nachteil hat das Anbauverfahren im Rahmen der 
sekundären Kostenverrechnung?

b) Ergänzen Sie den folgenden Lückentext sinnvoll:

Bei der Sekundärkostenverrechnung nach dem Stufenleiterverfahren 
beeinflusst die Anordnung bzw. Reihenfolge der Vorkostenstellen die 
Aufteilung der primären Kosten auf die Endkostenstellen. Bei der 
Anordnung der Vorkostenstellen gemäß der oben genannten Aufga-
benstellung a) werden _______% der Leistungen der Vorkostenstel-
le B beim Verrechnungsprozess nicht berücksichtigt; somit werden 
________GE nicht verursachungsgerecht zugeordnet.

Wird die Anordnung der Vorkostenstellen A und B getauscht (Vor-
kostenstelle A an 2. Stelle, Vorkostenstelle B an 1. Stelle), werden 
_______% der Leistungen der Vorkostenstelle A beim Verrech-
nungsprozess nicht berücksichtigt. Somit werden aufgrund der 
„Tauschaktion“ der Vorkostenstellen _________GE nicht verursa-
chungsgerecht zugeordnet. Der Verrechnungsfehler ist mithin er-
heblich geringer/größer (Nichtzutreffendes streichen). Aus diesem 
Grund widmen Sie sich bitte Aufgabenteil c).

c) Führen Sie die Sekundärkostenverrechnung bei der Reihenfolge 
der Vorkostenstelle A an 2. Stelle und Vorkostenstelle B an 1. Stelle 
mithilfe des Stufenleiterverfahrens durch. Wie hoch sind die Ge-
samtkosten der beiden Endkostenstellen C und D?

d) Welches Verfahren der Sekundärkostenverrechnung führt immer 
zu einer exakten Verrechnung?

Beispielaufgabe 4 (Kostenträgerstückrechnung):

Die Kostenstelle Ausleihung einer städtischen Bücherei enthält drei 
Produkte: Bestandsausleihe, Fernleihe und Archivleihe. In der letzten 
Abrechnungsperiode wurden 15.000 Bücher aus dem eigenen Bestand 
ausgeliehen, 3.000 Bücher wurden für Benutzer der Fernleihe beschafft 
und 2.000 Ausleihen erfolgten aus dem Archiv. Die Gesamtkosten 
der Kostenstelle Ausleihung betragen laut Betriebsabrechnungsbo-
gen 20.500 Geldeinheiten (GE). Es wurde ermittelt, dass die Fernleihe 
30 % mehr Kosten verursacht als die Bestandsausleihe. Die Archivaus-
leihe verursachte dagegen nur 80 % der Kosten der Bestandsausleihe.

Aufgaben:

a) Berechnen Sie nach der Äquivalenzziffernkalkulation, wie hoch 
die Stückkosten der drei Produkte sind.

b) Nennen Sie weitere Kalkulationsverfahren der Kostenträgerstück-
rechnung.

Beispielaufgabe 5 (KLR – Allgemein):

Die folgenden Behauptungen sind auf ihre Richtigkeit zu überprü-
fen. Dabei können für jede Aufgabe (1 bis 12) mehrere Behauptun-
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gen richtig oder auch falsch sein. Kennzeichnen Sie die Behauptun-
gen mit richtig ( + ) oder falsch ( – ). Punktevergabe: Für jede Aufgabe 
(1 bis 12), die komplett richtig gekennzeichnet wurde, gibt es einen 
Punkt.

1.) Kalkulatorische Kosten

a) sind im Betriebsabrechnungsbogen nicht zu erfassen� ( )
b) sind für die Gebührenkalkulation nicht zu berücksichtigen� ( )
c) führen stets zu Auszahlungen� ( )
d) führen stets zu Einzahlungen� ( )
e) sind z. B. kalkulatorische Zinsen� ( )
f ) kann man auch als Grundkosten bezeichnen� ( )

2.) Eine Kosten- und Leistungsrechnung liefert Informationen

a) über die Liquidität � ( )
b) für die Wahl zwischen Fremdbezug und Eigenfertigung� ( )
c) für die Wahl zwischen verschiedenen Fertigungsverfahren� ( )

3.) Teilkosten sind

a) nach Kostenarten gegliederte Kosten � ( )
b) nach Kostenstellen gegliederte Kosten � ( )
c) �von den Gesamtkosten nach bestimmten Kriterien  

abgetrennte Kostenteile� ( )

4.) Die Deckungsbeitragsrechnung hat gegenüber der Vollkos-
tenrechnung den Vorteil,

a) dass der Gewinn immer höher ausfallen muss � ( )
b) dass man auf die Umlage nicht zurechenbarer Kosten verzichtet � ( )
c) dass man die variablen Stückkosten errechnen kann� ( )

5.) Der Break-Even-Point (BEP) lässt sich folgendermaßen er-
rechnen:

a) Fixe Kosten (Kf )/Stückdeckungsbeitrag (d)� ( )
b) Variable Kosten (Kv)/Stückdeckungsbeitrag (d)� ( )
c) Fixe Kosten (Kf )/(Stückpreis (p) – variable Stückkosten (kv))� ( )

6.) Im Betriebsabrechnungsbogen

a) werden die Gemeinkosten den Kostenstellen zugerechnet � ( )
b) �wird der pagatorische Gewinn einer Gemeindeverwaltung  

berechnet � ( )
c) �werden die Kosten von den Aufwendungen durch ein  

Umlageverfahren strikt getrennt � ( )
d) �wird die Ergebnisrechnung im Rahmen der  

GemHVO-Doppik erstellt � ( )
e) �werden Kostenstelleneinzelkosten und Kostenstellen

gemeinkosten den Kostenstellen zugeordnet� ( )

7.) Allgemeine Kostenstellen und Hilfskostenstellen sind Stellen,

a) die Leistungen für Hauptkostenstellen erbringen � ( )
b) die auch als Nebenkostenstellen bezeichnet werden können� ( )
c) die innerbetriebliche Leistungen erbringen � ( )
d) die auch als Vorkostenstellen bezeichnet werden können� ( )

8.) Fixe Kosten

a) sind immer Gemeinkosten � ( )
b) sind immer Einzelkosten� ( )
c) können sich im Zeitablauf verändern� ( )

9.) Die Preisuntergrenze für ein bestimmtes Erzeugnis liegt

a) kurzfristig bei dessen gesamten Stückkosten � ( )
b) kurzfristig bei dessen variablen Stückkosten � ( )
c) langfristig bei dessen Deckungsbeitrag� ( )

10.) Der Deckungsbeitrag einer Leistungseinheit

a) �errechnet sich als Stückdeckungsbeitrag aus dem  
Stückpreis abzüglich anteilige Fixkosten � ( )

b) �errechnet sich als Stückdeckungsbeitrag aus dem  
Stückpreis abzüglich variable Stückkosten � ( )

c) �errechnet sich aus Stückgewinn abzüglich Stückpreis� ( )

11.) Herstellungskosten

a) werden im Rahmen einer Deckungsbeitragsrechnung ermittelt� ( )
b) enthalten nur Einzelkosten � ( )
c) sind der Wertansatz für die Bilanzierung selbst erstellter Güter� ( )

12.) Die Zuschlagskalkulation

a) dient der Ermittlung von Gewinnzuschlägen� ( )
b) basiert auf einer Trennung von Einzel- und Gemeinkosten� ( )
c) �rechnet die Gemeinkosten mithilfe von Bezugsgrößen den  

Kostenträgern zu� ( )

Beispielaufgabe 6 (Break-Even-Point-Analyse):

Das Amt H. bestellt bei einer Druckerei für eine Periode 10.000 
Mengeneinheiten. Der Druckerei entstehen für den Druck insgesamt 
Fixkosten (Layout, Umstellung der Maschinen usw.) in Höhe von 
15.000.000 Geldeinheiten (GE). Die variablen Kosten je Mengen-
einheit betragen 3.000 GE. Mit dem Auftrag des Amtes H. sind die 
Druckkapazitäten der Druckerei zu 100 % ausgelastet. Für diesen Auf-
trag wurde mit dem Amt H. ein Umsatz (Erlös) von 50.000.000 GE 
für die Druckerei vereinbart.

Aufgaben:

a) Berechnen Sie den Break-Even-Point (BEP, Gewinnschwelle) des 
Auftrags für die Druckerei. Was sagt Ihnen dieser Wert?

b) Ermitteln Sie den (kalkulatorischen) Gewinn (G) des Auftrags 
für die Druckerei. Wie hoch ist der Gesamtdeckungsbeitrag (D)? 
Berechnen Sie den Sicherheitskoeffizienten (S). Interpretieren Sie 
den Sicherheitskoeffizienten.

c) Erläutern Sie kurz, wie man grafisch den Break-Even-Point mit-
hilfe der Deckungsbeitragslinie ermitteln könnte. Falls Sie die Ge-
winnfunktion für die Druckerei zeichnen müssten: An welcher Stelle 
muss die Gewinnfunktion dann die Abszisse (x-Achse für die Men-
geneinheiten) schneiden? Die grafische Darstellung der Deckungs-
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beitragslinie und der Gewinnfunktion ist beim Aufgabenteil c) nicht 
erforderlich.

Beispielaufgabe 7 (Kostenstellenrechnung):

Ein städtisches Theater weist 3 Vorkostenstellen oder auch Hilfskos-
tenstellen (I, II und III) und 3 Endkostenstellen oder auch Haupt-
kostenstellen (IV, V und VI) auf. Der mit der KLR betraute Mitar-
beiter hat für die Vorkostenstelle I 43.200 Geldeinheiten (GE), für 
II 25.000 GE und für III 9.000 GE an primären Kosten ermittelt. 
Die innerbetrieblichen Leistungsverflechtungen ergeben sich aus der 
folgenden Tabelle:

von – an I II III IV V VI Gesamt
I – 100 80 120 300 200 800 Stunden
II 25 – 80 105 180 110 500 Kilogramm
III 30 50 – 80 200 120 480 Stück

Erklärung der Tabelle: Die Vorkostenstelle I gibt insgesamt 800 
Stunden ab, und zwar 100 Stunden an die Vorkostenstelle II, 80 
Stunden an die Vorkostenstelle III, 120 Stunden an die Endkosten-
stelle IV, 300 Stunden an die Endkostenstelle V und 200 Stunden an 
die Endkostenstelle VI usw.

Aufgaben:

a) Ermitteln Sie die Verrechnungssätze (q1, q2 und q3) für die inner-
betrieblichen Leistungen auf Basis des Stufenleiterverfahrens, wobei 
die Reihenfolge der Vorkostenstellen durch die oben aufgeführte Ta-
belle vorgegeben ist.

b) Führen Sie sodann das Stufenleiterverfahren durch, und ermitteln 
Sie die Gesamtkosten der Endkostenstellen IV, V und VI.

Beispielaufgabe 8 (Betriebsabrechnungsbogen):2

Sie haben Ihren Bachelor-Abschluss an der Fachhochschule im 
Sommer 2014 mit „gut“ bestanden und nun die Geschäftsführung ei-
nes kommunalen Schwimmbades übernommen. Das Schwimmbad 
wird als kommunaler Regiebetrieb geführt. Bei der Trägerkörper-
schaft hat es in letzter Zeit sehr kontroverse Diskussionen über den 
Betrieb des Schwimmbades gegeben, da die derzeitige Finanzmittel-
knappheit der Kommune voraussichtlich längerfristig Bestand haben 
wird und für freiwillige Leistungen kein Geld vorhanden ist. Man hat 
Sie bereits aus den Gremien vorgewarnt, dass Unwirtschaftlichkeit 
eines der wesentlichen Merkmale des kommunalen Schwimmbades 
sei. Versuche, diese Behauptung im Vorfeld mit Ihrem Vorgänger zu 
diskutieren, scheiterten. Glücklicherweise gelang es Ihnen, ein län-
geres Gespräch mit der Teamleiterin „Betrieb“ zu führen. Sie teilte 
Ihnen mit, dass der tägliche Badbetrieb in den Bereichen Sportbe-
cken, Spiel- und Spaßbecken und in der Sauna eigentlich reibungslos 
verlaufe. Die Frage, warum es finanzielle Probleme gebe, konnte sie 
jedoch nicht beantworten. Mit Kosten- und Leistungsrechnung und 
anderem „betriebswirtschaftlichen Zeug“ habe man sich noch nicht 

2	 Einleitungstext aus einer anderen BAB-Aufgabe modifiziert übernommen von 
Thomas Elsenbroich, Hochschullehrer an der Fachhochschule für Verwaltung und 
Dienstleistung Altenholz.

beschäftigt. Bei einem kurzen Rundgang in der Schwimmbadanlage 
lernen Sie die meisten Ihrer Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter ken-
nen, die Sie sehr freundlich aufnehmen. Insgesamt haben Sie den 
Eindruck, dass alles recht gut eingespielt ist und keine akuten Proble-
me im Aufsichts- und Badbereich drängen, so dass Sie sich zunächst 
verstärkt um die Kostenstruktur kümmern können. Sie haben das 
Gefühl, dies auch machen zu müssen, da Sie durch das Teilmodul 
Kosten- und Leistungsrechnung an der Fachhochschule für Ver-
waltung und Dienstleistung in Altenholz während Ihres Studiums 
hierfür sehr „sensibel“ geworden sind. Sie entschließen sich, einen so 
genannten Betriebsabrechnungsbogen (BAB) für den Abrechnungs-
zeitraum Z. einzuführen. Folgende Kostenstellengliederung haben 
Sie dabei – auch in dieser Reihenfolge von links nach rechts – vor-
gesehen: 

•	 �Vorkostenstelle 1: Verwaltung, Vorkostenstelle 2: Technik, Vor-
kostenstelle 3: Reinigungsdienst.

•	 �Endkostenstelle 1: Sportbecken, Endkostenstelle 2: Spiel- und 
Spaßbecken, Endkostenstelle 3: Sauna. 3

Die Benutzungsgebühren betragen zurzeit 5 Geldeinheiten (GE) für 
das Sportbecken, 4 GE für das Spiel- und Spaßbecken sowie 20 GE 
für die Sauna. Es gab für den Abrechnungszeitraum Z. im Sportbe-
cken 191.670, im Spiel- und Spaßbecken 76.490 und in der Sauna 
28.520 Besucherinnen und Besucher.

Folgende Kostenarten werden für den Abrechnungszeitraum Z. be-
rücksichtigt:

Kosten für Personal und Dienstbekleidung 1.242.000 GE, Wasser-
kosten 56.400 GE, Energiekosten 320.000 GE, Instandhaltungs-
kosten 131.000 GE, Raumkosten 900.000 GE, Abschreibungen 
460.000 GE.

Die Kostenarten sind nach folgender Verteilung der GE auf die Kos-
tenstellen im Rahmen der Primärkostenverrechnung zu verrechnen:

Kosten für Personal und Dienstbekleidung, Verteilung gemäß Auf-
stellung:
Sportbecken 532.000 GE, Spiel- und Spaßbecken 180.000 GE, Sau-
na 180.000 GE, Verwaltung 120.000 GE, Technik 80.000 GE, Rei-
nigungsdienst 150.000 GE.

Wasserkosten, Verteilung nach verbrauchten Einheiten:
Sportbecken 40.000 Einheiten, Spiel- und Spaßbecken 5.000 Ein-
heiten, Sauna 2.000 Einheiten.

Energiekosten, Verteilung nach Wärmeverbrauch:
Sportbecken 200.000 Wärmeeinheiten, Spiel- und Spaßbecken 
100.000 Wärmeeinheiten, Sauna 110.000 Wärmeeinheiten, Verwal-
tung, Technik und Reinigungsdienst je 30.000 Wärmeeinheiten.

3	 Es handelt sich um eine deutlich vereinfachte Ausführung eines Betriebsabrech-
nungsbogens. Dieser BAB soll nur zeigen, dass eine Betriebsabrechnung – wie 
sie seit Jahrzehnten in Industrie- und Dienstleistungsbetrieben durchgeführt 
wird – auch in der öffentlichen Verwaltung grundsätzlich einsetzbar ist und die 
Grundlage für ein Controllingverfahren bildet. Die Aufgabe wurde stark modi-
fiziert übernommen aus: Krause, Wolfgang/Reichard, Christoph, 1982, Fallstudien 
und Übungsaufgaben zur Betriebswirtschaftslehre der öffentlichen Verwaltung, 
Berlin.
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Instandhaltungskosten, Verteilung gemäß Aufstellung:
Sportbecken 36.000 GE, Spiel- und Spaßbecken 7.000 GE, Sauna 
5.000 GE, Verwaltung 3.000 GE, Technik und Reinigungsdienst je 
40.000 GE.

Raumkosten, Verteilung nach genutzten Größeneinheiten:
Sportbecken 4.000 Größeneinheiten, Spiel- und Spaßbecken 1.000 
Größeneinheiten, Sauna 300 Größeneinheiten, Verwaltung 100 
Größeneinheiten, Technik 400 Größeneinheiten, Reinigungsdienst 
200 Größeneinheiten.

Abschreibungen, Verteilung gemäß Aufstellung:
Sportbecken 250.000 GE, Spiel- und Spaßbecken 50.000 GE, Sauna 
50.000 GE, Verwaltung 10.000 GE, Technik und Reinigungsdienst 
je 50.000 GE.

Folgende Angaben liegen Ihnen für die Durchführung der Sekun-
därkostenverrechnung vor:

•	 �Die Verwaltung ist für die Bereiche Technik, Reinigungsdienst, 
Sportbecken, Spiel- und Spaßbecken und Sauna tätig. Die Kosten 
der Vorkostenstelle Verwaltung sollen in dem Verhältnis 1 zu 1 zu 
3 zu 2 zu 1 abgegeben werden.

•	 �Die Technik hat insgesamt 6.752,5 Arbeitsstunden geleistet; 600 
Stunden für den Reinigungsdienst, 2.500 für das Sportbecken, 
1.000 Stunden für die Sauna und 2.652,5 Stunden für das Spiel- 
und Spaßbecken.

•	 �Die Kosten des Reinigungsdienstes sind ebenfalls auf Grundlage 
der Arbeitsstunden zu verteilen. Insgesamt wurden 1.670,5 Stun-
den geleistet. Dabei entfallen 800 Stunden auf das Sportbecken, 
800 Stunden auf das Spiel- und Spaßbecken, der Rest der Stunden 
auf die Sauna.

Aufgaben:

a) Erstellen Sie einen üblichen BAB, und ermitteln Sie die primären 
Gesamtkosten jeder Kostenstelle.

b) Errechnen Sie die Gesamtkosten der Endkostenstellen 1 bis 3 
nach Umlage der Kosten der Vorkostenstellen 1 bis 3 mithilfe des 
Stufenleiterverfahrens. Wie lauten die Verrechnungssätze q1, q2 und 
q3 für die innerbetriebliche Leistungsverrechnung?

c) Wie hoch sind die Kosten pro Besucher in den Endkostenstellen? 
Überprüfen Sie die derzeitigen Benutzungsgebühren anhand dieser 
Zahlen. Welche Rückschlüsse ziehen Sie daraus? Von welchen weite-
ren Erwägungen – außer den Kosten – ist die Gebührenhöhe für ein 
städtisches Schwimmbad abhängig zu machen?

d) Berechnen Sie den Umsatz für den Abrechnungszeitraum Z.; wie 
hoch ist der kalkulatorische Gewinn/Verlust für den Abrechnungs-
zeitraum Z.?

e) Es liegen Vergleichswerte einer bundesweit durchgeführten Un-
tersuchung der Kostenstruktur kommunaler Schwimmbäder vor. 
Danach betrugen im Vorjahr die Durchschnittskosten pro Besu-
cher 8,50 GE im Sportbecken und 7,90 GE im Spiel- und Spaß-

becken. Für die Saunabetriebe wurde eine derartige Untersuchung 
nicht durchgeführt. Welche Überlegungen sind für das untersuchte 
Schwimmbad angesichts dieses Zahlenmaterials anzustellen?

f ) Nehmen Sie an, dass es durch eine Unaufmerksamkeit im Abrech-
nungszeitraum Z. zu einem Brandschaden im Saunabereich käme. 
Für die Reparatur wären 15.000 € gezahlt worden. Würde dieser Be-
trag in der KLR im Abrechnungszeitraum Z. berücksichtigt werden? 
Begründen Sie kurz Ihre Antwort.

g) Nehmen Sie an, dass es im Abrechnungszeitraum Z. zu Ge-
haltsnachzahlungen für den vorherigen Abrechnungszeitraum 
Z. – 1 in Höhe von 3.000 € aufgrund eines Softwarefehlers ge-
kommen ist. Würde dieser Betrag in der KLR im Abrechnungs-
zeitraum Z. berücksichtigt werden? Begründen Sie kurz Ihre 
Antwort.

Beispielaufgabe 9 (Kostenträgerstückrechnung):

Aus dem Betriebsabrechnungsbogen einer kommunalen Eigenge-
sellschaft ergeben sich folgende Gemeinkostenzuschlagssätze:

Materialgemeinkostenzuschlagssatz 	 =	 13 %
Fertigungsgemeinkostenzuschlagssatz 	 =	 200 %
Verwaltungsgemeinkostenzuschlagssatz 	 =	 7 %
Vertriebsgemeinkostenzuschlagssatz 	 =	 1,8 %

Aufgaben:

a) Kalkulieren Sie die Herstellkosten und die Selbstkosten. An Mate-
rialeinzelkosten fallen 8.900 €, Lohneinzelkosten 20.000 € und Son-
dereinzelkosten des Vertriebs (hier eine Spezialverpackung) 778 € an.

b) Kalkulieren Sie den Angebotspreis (Bruttoverkaufspreis) mit 10 % 
Gewinnaufschlag, 2,5 % Skonto, 10 % Rabatt und der derzeit gülti-
gen Umsatzsteuer.

Lösungsvorschläge, teilweise in Kurzform:

Lösung Beispielaufgabe 1:

a) Ausgabe
b) Aufwand
c) Einzahlung
d) Kalkulatorische Kosten (hier: Zusatzkosten)
Übrig bleiben: Zusatzleistung und Auszahlung.

Lösung Beispielaufgabe 2:

Eine Einzahlung stellt eine Veränderung des Zahlungsmittel-
bestandes dar. Eine Einnahme beschreibt eine Veränderung des 
Geldvermögens, das zusätzlich Verbindlichkeiten und Forderun-
gen umfasst. Die Kreditaufnahme der Stadtwerke XY stellt eine 
Einzahlung dar, da sich durch die Zahlung des Kreditgebers der 
Zahlungsmittelbestand der Stadtwerke XY erhöht (Bank und/
oder Kasse). Da sich gleichzeitig auch die Verbindlichkeiten er-
höhen, bleibt das Geldvermögen unverändert. Es liegt keine Ein-
nahme vor, und die Behauptung des Mitglieds des Aufsichtsrates 
ist demnach falsch.
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Lösung Beispielaufgabe 3:

a)
Anbauverfahren:

Vorkosten-
stelle A

Vorkosten-
stelle B

Endkosten-
stelle C

Endkosten-
stelle D

Primäre Kosten 18.000 GE 40.000 GE 170.000 GE 130.000 GE
Verrechnung 

Vorkostenstelle A
– 18.000 GE – 9.117 GE 8.883 GE

Verrechnung 
Vorkostenstelle B

– 40.000 GE 20.000 GE 20.000 GE

Gesamtkosten 0 GE 0 GE 199.117 GE 158.883 GE

Verrechnungssatz q1 = 18.000 GE/154.000 kWh = 0,1168831 GE/
kWh
Verrechnungssatz q2 = 40.000 GE/700 Stunden = 57,142857 GE/
Stunde

Stufenleiterverfahren:

Vorkosten-
stelle A

Vorkosten-
stelle B

Endkosten-
stelle C

Endkosten-
stelle D

Primäre Kosten 18.000 GE 40.000 GE 170.000 GE 130.000 GE
Verrechnung 

Vorkostenstelle A
– 18.000 GE 675 GE 8.775 GE 8.550 GE

Verrechnung 
Vorkostenstelle B

– 40.675 GE 20.337,50 GE 20.337,50 GE

Gesamtkosten 0 GE 0 GE 199.112,50 GE 158.887,50 GE

Verrechnungssatz q1 = 18.000 GE/160.000 kWh = 0,1125 GE/kWh
Verrechnungssatz q2 = 40.675 GE/700 Stunden = 58,107142 GE/
Stunde

Johnny Controletti: Die Gesamtkosten der beiden Endkostenstel-
len C und D müssen beim Anbau- und Stufenleiterverfahren jeweils 
358.000 GE (Summe der primären Kosten) betragen.

Nachteil des Anbauverfahrens: Beim Anbauverfahren werden die 
Kosten der Vorkostenstellen unmittelbar auf die Endkostenstellen 
umgelegt. Die Leistungsverflechtungen auf der Ebene der Vorkos-
tenstellen bleiben folglich unberücksichtigt. Die sekundäre Kosten-
verrechnung erfolgt lediglich auf der Basis der Leistungen, die die 
Endkostenstellen erhalten.

b)
1. Lücke: 30
2. Lücke: 12.000
3. Lücke: 3,75
4. Lücke: 675
Das Wort „größer“ muss gestrichen werden.

c)
Stufenleiterverfahren mit getauschten Vorkostenstellen:

Vorkosten-
stelle B

Vorkosten-
stelle A

Endkosten-
stelle C

Endkosten-
stelle D

Primäre Kosten 40.000 GE 18.000 GE 170.000 GE 130.000 GE
Verrechnung 

Vorkostenstelle B
– 40.000 GE 12.000 GE 14.000 GE 14.000 GE

Verrechnung 
Vorkostenstelle A

– 30.000 GE 15.195 GE 14.805 GE

Gesamtkosten 0 GE 0 GE 199.195 GE 158.805 GE

Verrechnungssatz q1 = 40.000 GE/1.000 Stunden = 40 GE/Stunde
Verrechnungssatz q2 = 30.000 GE/154.000 kWh = 0,1948051 GE/
kWh

Johnny Controletti: Die Gesamtkosten der beiden Endkostenstellen 
C und D müssen beim Stufenleiterverfahren 358.000 GE (Summe 
der primären Kosten) betragen.

d)
Beim mathematischen Verfahren (Gleichungsverfahren) wird immer 
der innerbetriebliche Leistungsaustausch zwischen den Vorkosten-
stellen vollständig berücksichtigt. Die Ermittlung der exakten Ver-
rechnungssätze erfolgt auf der Grundlage eines linearen Gleichungs-
systems.

Lösung Beispielaufgabe 4:

a)
Die Äquivalenzziffernkalkulation erfolgt in 4 Arbeitsschritten:
1.) Äquivalenzziffer x Menge = Recheneinheit
2.) Summe der Recheneinheiten
3.) �Gesamtkosten/Summe der Recheneinheiten = Kosten pro Re-

cheneinheit
4.) �Kosten pro Recheneinheit x Äquivalenzziffer = Stückkosten 

(Selbstkosten)

Produkt Menge (x) Äquivalenz-
ziffer (ÄZ)

Rechen-
einheit (RE)

Stück-
kosten (k)

Gesamt-
kosten (K)

Bestands-
leihe

15.000 Stück 1,0 15.000 RE 1,00 GE 15.000 GE

Fernleihe 3.000 Stück 1,30 3.900 RE 1,30 GE 3.900 GE
Archivleihe 2.000 Stück 0,80 1.600 RE 0,80 GE 1.600 GE
Summe 20.500 RE 20.500 GE

20.500 €/20.500 RE = 1 €/RE

b)
Die weiteren Kalkulationsverfahren der Kostenträgerstückrechnung 
sind die Divisionskalkulation (obwohl die Äquivalenzziffernkalku-
lation auch als gewogene Divisionskalkulation bezeichnet werden 
kann) und die Zuschlagskalkulation (summarisches und elektives 
bzw. differenzierendes Verfahren).
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Lösung Beispielaufgabe 5:

1.)		 a) – b) – c) – d) – e) + f ) –
2.)		 a) – b) + c) +
3.)		 a) – b) – c) +
4.)		 a) – b) + c) +
5.)		 a) + b) – c) +
6.)		 a) + b) – c) – d) – e) +
7.)		 a) + b) – c) + d) +
8.)		 a) – b) – c) +
9.)		 a) – b) + c) –
10.)		 a) – b) + c) –
11.)		 a) – b) – c) +
12.)		 a) – b) + c) +

Lösung Beispielaufgabe 6:

a) Break-Even-Point = 7.500 Mengeneinhei-
ten. Im Break-Even-Point ist die Summe aus 
fixen und variablen Kosten gleich dem Umsatz 
(Gewinn ist gleich null). Ein Unterschreiten 
des Break-Even-Points führt zu Verlusten, ein 
Überschreiten führt zu Gewinnen.

b) Kalkulatorischer Gewinn = 5.000.000 GE, 
Gesamtdeckungsbeitrag = 20.000.000 GE, Si-
cherheitskoeffizient = 25 %. Der Sicherheitskoeffizient gibt an, um 
wie viel die Kapazitätsauslastung höchstens sinken darf, um einem 
Verlust zu entgehen. Der Sicherheitskoeffizient wird in Prozent an-
gegeben.

c) Einzeichnung von D = 2.000 x (Deckungsbeitragslinie) und Kf = 
15.000.000, Schnittpunkt beider Geraden ist der BEP (7.500 Men-
geneinheiten). Falls die Gewinnfunktion (G = 2.000 x – 15.000.000) 
grafisch dargestellt wird, müsste die Gerade die Abszisse bei 7.500 
Mengeneinheiten (BEP) schneiden.

Lösung Beispielaufgabe 7:

a)
Verrechnungssätze:
q1 = 43.200 €/800 Stunden = 54 €/Stunde
q2 = 30.400 €/475 kg = 64 €/kg
q3 = 18.440 €/400 Stück = 46,1 €/Stück

b)
I II III IV V VI

Primäre  
Kosten

43.200 € 25.000 € 9.000 € – – –

q1 – 43.200 € 5.400 € 4.320 € 6.480 € 16.200 € 10.800 €
q2 – 30.400 € 5.120 € 6.720 € 11.520 € 7.040 €
q3 – 18.440 € 3.688 € 9.220 € 5.532 €

0 € 0 € 0 € 16.888 € 36.940 € 23.372 €

Johnny Controletti: 16.888 € + 36.940 € + 23.372 € = 77.200 € entspricht 
der Summe der primären Kosten (43.200 € + 25.000 € + 9.000 €).

Lösung Beispielaufgabe 8:

a) und b)
Betriebsabrechnungsbogen (in GE):

Johnny Controletti: 1.916.700 GE + 764.900 GE + 427.800 GE = 
3.109.400 GE entspricht der Summe der primären Kosten.

Verrechnungssätze:
q1 = 167.200 GE/8 Einheiten = 20.900 GE/Einheit
q2 = 270.100 GE/6.752,5 Stunden = 40 GE/Stunde
q3 = 334.100 GE/1.670,5 Stunden = 200 GE/Stunde

c)
Divisionskalkulation, Kosten pro Besucher:
Sportbecken 1.916.700 GE/191.670 Besucher = 10 GE/Besucher
Spiel- und Spaßbecken 764.900 GE/76.490 Besucher = 10 GE/Be-
sucher
Sauna 427.800 GE/28.520 Besucher = 15 GE/Besucher

Derzeitige Benutzungsgebühren:
Sportbecken = 5 GE, Kostendeckungsgrad beträgt nur 50 %
Spiel- und Spaßbecken = 4 GE, Kostendeckungsgrad beträgt nur 
40 %
Sauna = 20 GE, Kostendeckungsgrad beträgt 133,33 %

Rückschlüsse: Das Schwimmbad muss sich Kostensenkungsmaßnah-
men überlegen, die keine Auswirkungen auf die Besucherzahlen haben 
(z. B. bei Personal- und Energiekosten). Gegebenenfalls sind Investi-
tionen (Auszahlungen) erforderlich, die sich aber langfristig kosten-
senkend (z. B. bei den Wasserkosten) oder umsatzsteigernd auswirken.

Weitere Erwägungen: Eine Gebührenerhöhung kann zu einer Be-
sucherreduzierung führen. Bei Leistungen im öffentlichen Interesse 
sind nicht nur die Kosten entscheidend, sondern auch die Erreichung 
politischer Ziele (z. B. Ziele in der Familien-, Jugend- und Sozialpo-
litik). Die Zielsetzung eines hohen Kostendeckungsgrades ist gegen 
die politische Zielsetzung abzuwägen.

Verwaltung Technik Reinigungs-
dienst

Sportbecken Spiel- und 
Spaßbecken

Sauna

Personalkosten 120.000 80.000 150.000 532.000 180.000 180.000
Wasserkosten – – – 48.000 6.000 2.400
Energiekosten 19.200 19.200 19.200 128.000 64.000 70.400
Instandhaltungs
kosten

3.000 40.000 40.000 36.000 7.000 5.000

Raumkosten 15.000 60.000 30.000 600.000 150.000 45.000
Abschreibungen 10.000 50.000 50.000 250.000 50.000 50.000
Summe primäre 
Kosten

167.200 249.200 289.200 1.594.000 457.000 352.800

q 1 Umlage 
Verwaltung

– 167.200 20.900 20.900 62.700 41.800 20.900

q 2 Umlage  
Technik

– 270.100 24.000 100.000 106.100 40.000

q 3 Umlage 
Reinigungsdienst

– 334.100 160.000 160.000 14.100

Gesamtkosten 0 0 0 1.916.700 764.900 427.800
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d)
Umsatz = (191.670 Besucher x 5 GE) + (76.490 Besucher x 4 GE) + 
(28.520 Besucher x 20 GE) = 1.834.710 GE

Kalkulatorischer Gewinn = 1.834.710 GE – 3.109.400 GE = 
– 1.274.690 GE (Verlust)

e)
Überlegungen aufgrund der Vergleichswerte: Die Höhe und Struk-
tur ausgewählter Kostenarten des Badbetriebes sind zu überprüfen (z. 
B. mit folgenden Fragen: Wie hoch sind die Personal- und Energie-
kosten vergleichbarer Bäder? Unter welchen Rahmenbedingungen? 
Welche Kostensenkungsmaßnahmen waren bei anderen Bädern er-
folgreich? Wie sieht ein Controlling dort aus?).
Neben den Kosten muss auch die Qualität der zu vergleichenden 
Schwimmbäder berücksichtigt werden, denn ein höherer Qualitäts-
standard bedeutet in der Regel auch, dass die Kosten höher sind. 
Weiterhin sind Maßnahmen zur Intensivierung der Schwimmbad-
nutzung zu durchdenken (Anpassung der Öffnungszeiten, freund-
licheres Personal, Verbesserung der Schwimmbadatmosphäre, Tag 
der offenen Tür, Disco usw.), da der weitaus größte Teil der Kosten 
Fixkosten sind (z. B. Personalkosten und Abschreibungen) und somit 
unabhängig von der Besucherzahl anfallen.

f ) und g)
Es handelt sich um außerordentlichen (15.000 €) und periodenfrem-
den (3.000 €) Aufwand, der nicht in die KLR gehört. Neutrale Auf-
wendungen sind keine Kosten.

Lösung Beispielaufgabe 9:

a)
Materialeinzelkosten 	 8.900 €
+ Materialgemeinkosten 	 1.157 € (13 %)
= Materialkosten (MK)	 10.057 €
Lohneinzelkosten	 20.000 €
+ Fertigungsgemeinkosten	 40.000 € (200 %)
= Fertigungskosten (FK)	 60.000 €
= Herstellkosten (MK + FK)	 70.057 €
+ Verwaltungsgemeinkosten 	 4.904 € (7 %)
+ Vertriebsgemeinkosten	 1.261 € (1,8 %)
+ Sondereinzelkosten des Vertriebs	 778 €
= Selbstkosten	 77.000 €

b)
Selbstkosten 	 77.000 € (100 %)
+ Gewinnaufschlag	 7.700 € (10 %)
= Barverkaufspreis 	 84.700 € (97,5 %)
+ Skonto 	 2.171,79 € (2,5 %)
= Zielverkaufspreis 	 86.871,79 € (90 %)
+ Rabatt 	 9.652,42 € (10 %)
= Nettoverkaufspreis	 96.524,21 € (100 %)
+ Umsatzsteuer 	 18.339,60 € (19 %)
= Angebotspreis (Bruttoverkaufspreis)	 114.863,81 €

Literaturverzeichnis: 
siehe Beitrag zur KLR in der DVP-Ausgabe 11/2013

Aufgaben

Aufgabe 1

Sachverhalt:

Die Verwaltung der kreisangehörigen Stadt Glückhausen (36.000 
Einwohner) in NRW hat zurzeit folgende Struktur: Dem Verwal-
tungsvorstand um Bürgermeister Gernot Frohmut gehören der Erste 
Beigeordnete, der Technische Beigeordnete und der Kämmerer an. 
Dem Verwaltungsvorstand organisatorisch unmittelbar zugeordnet 
sind der Zentrale Steuerungsdienst und die Wirtschaftsförderung. 
Beide Organisationseinheiten übernehmen steuerungsunterstüt-
zende bzw. steuerungsrelevante Aufgaben. Die Gleichstellungsstelle 
ist organisatorisch ebenfalls direkt dem Verwaltungsvorstand zu-
geordnet. Es gibt außerdem vier Fachbereiche: Dem Fachbereich 1 
„Service“ gehören vier Fachdienste an, und zwar die Fachdienste 
Allgemeiner Service, Personal, Abgaben und Finanzen. Dem Fach-
bereich 2 „Bürgerdienste“ sind zwei Fachdienste zugeordnet: Recht 
und Bürgerdienste. Der Fachbereich 3 „Soziales, Jugend, Bildung“ 

besteht aus den vier Fachdiensten Arbeit und Soziales, Kinder und 
Jugend, Soziale Dienste sowie Schulen, Kultur und Sport. Im Fach-
bereich 4 „Infrastruktur, Stadtentwicklung, Umwelt“ sind fünf Fach-
dienste zusammengeführt, und zwar die Fachdienste Vermessung, 
Bauordnung, Gebäudemanagement, Tiefbau sowie Stadtentwick-
lung und Umwelt. Die Stadt Glückhausen hat außerdem einen Bau- 
und Entsorgungsbetrieb, der als Eigenbetrieb geführt wird. 

Aufgaben:

1.1	� Erklären Sie, was in der Organisationslehre unter einem Orga-
nigramm verstanden wird. Stellen Sie den Aufbau der Stadtver-
waltung Glückhausen in einem Organigramm dar.

1.2	� Erläutern Sie, welche Strukturtypen/Formen der Aufbauorga-
nisation im Organigramm der Stadt Glückhausen vorkommen. 
Gehen Sie hierbei auch auf die jeweiligen Vor- und Nachteile 
der Strukturtypen/Formen der Aufbauorganisation ein.

Fortsetzung des Sachverhaltes:

Der Bürgermeister der Stadt Glückhausen hat am 16. August 2013 
einen Brief der im Rat vertretenen Fraktion ProGlück erhalten. Die-
ser Brief hat folgenden Wortlaut:

Birgit Beckermann*

Verwaltungsmanagement und Organisation

*	 Birgit Beckermann lehrt als hauptamtliche Dozentin an der FHöV NRW am 
Hochschulstandort Münster Öffentliche Betriebswirtschaftslehre, Verwal-
tungsmanagement, Organisation und Personalmanagement und engagiert sich 
im Forschungszentrum Personal und Management der FHöV NRW.
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Aufgaben:

1.3	� Erläutern Sie, was unter dem Begriff Leitungsspanne zu verste-
hen ist und von welchen Faktoren die Leitungsspanne abhängig 
ist. Beschreiben Sie, ob und wenn ja, wie sich die Leitungsspanne 
für die Mitglieder des Verwaltungsvorstandes und die Fachbe-
reichsleiter verändern würde, wenn die Stelle des Technischen 
Beigeordneten eingespart werden würde.

1.4	� Legen Sie dar, ob weitere und wenn ja, welche weiteren Organi-
sationsprinzipien relevant sind, wenn die Stelle des Technischen 
Beigeordneten eingespart werden würde.

1.5	 �Erklären Sie, was eine Stelle ist und welche wesentlichen Merkmale 
sie kennzeichnen. Erläutern Sie, welche Stellenarten es grundsätzlich 
gibt und welche davon durch den Wegfall der Stelle des Technischen 
Beigeordneten von organisatorischen Änderungen betroffen wären.

1.6	� Zeigen Sie auf, welche Organisationspläne geändert werden 
müssten, wenn die Stelle des Technischen Beigeordneten weg-
fallen würde. Begründen Sie Ihre Auffassung.

1.7 	� Nehmen Sie zu dem Antrag der Pro-Glück-Fraktion Stellung, 
indem Sie darlegen, ob in dem Vorschlag ein Ansatz zur Aufga-
benkritik steckt. Erläutern Sie gegebenenfalls, welche Form der 
Aufgabenkritik angesprochen ist.

Pro-Glück-Fraktion

Pro-Glück-Fraktion im Rat der Stadt Glückhausen, Vereinsstraße 13, 99999 Glückhausen

Herrn Bürgermeister� Fraktionsvorsitzender:
Gernot Frohmut � Gottfried Specht
Rathaus Stadt Glückhausen
99999 Glückhausen
� Glückhausen, 15. August 2013

Stelle des Technischen Beigeordneten

Sehr geehrter Herr Bürgermeister Frohmut,

die Pro-Glück-Fraktion stellt für die Sitzung des Rates am 18. September 2013 folgenden Antrag:

1.	Der Rat der Stadt Glückhausen beschließt, die Stelle des Technischen Beigeordneten nach dem Ende der Amtszeit des jetzigen 
Stelleninhabers zum 1. Februar 2014 aufzugeben. § 12 der Hauptsatzung der Stadt Glückhausen erhält folgende neue Fassung: „Es 
wird ein Beigeordneter/eine Beigeordnete gewählt. Er/Sie führt die Bezeichnung Erste Beigeordnete/Erster Beigeordneter.“

2.	Der Rat empfiehlt dem Bürgermeister, den bisherigen Fachbereich des Technischen Beigeordneten organisatorisch und personell 
den anderen Fachbereichen zuzuordnen. Sofern dazu weitere Beschlüsse des Rates erforderlich sind, wird der Bürgermeister beauf-
tragt, einen konkreten Organisationsvorschlag zu unterbreiten und dazu erforderliche Beschlüsse des Rates vorzubereiten.

Begründung:
Am 31. Januar 2014 endet die zweite Amtszeit des Technischen Beigeordneten. Angesichts der schwierigen Finanzlage der Stadt 
Glückhausen wird in den kommenden Jahren nur wenig an städtischen Investitionen möglich sein. Deshalb sollte diese Situation dazu 
genutzt werden, die Verwaltung in diesem Bereich organisatorisch und personell zu verschlanken. Mit dem Bau- und Entsorgungsbe-
trieb der Stadt Glückhausen besteht eine geeignete Organisation, die Teile des Fachbereiches 4 übernehmen kann, zum Beispiel den 
Tiefbau und das Gebäudemanagement. Die verbleibenden Aufgabenbereiche Vermessung, Bauordnung sowie Stadtentwicklung und 
Umwelt könnten den anderen bestehenden Fachbereichen zugeordnet werden. Diese und andere Organisations- und Personalalterna-
tiven sollte die Verwaltung zur Umsetzung des Beschlusses prüfen und je nach Geeignetheit umsetzen.

Nach den uns vorliegenden Informationen kommen auch andere Kommunen in Nordrhein-Westfalen ohne die Stelle eines Techni-
schen Beigeordneten aus. Mit dem Wegfall der Stelle des Technischen Beigeordneten würden trotz der an den jetzigen Stelleninhaber 
zu zahlenden Pension zukünftig jährlich 125.000 Euro eingespart werden können. Im Laufe einer achtjährigen Amtszeit bedeutet der 
Wegfall der Stelle somit eine Einsparung von insgesamt 1.000.000 Euro.

Mit freundlichen Grüßen

 Gottfried Specht
Fraktionsvorsitzender



524 DVP 12/13 · 64. Jahrgang

Verwaltungsmanagement und Organisation � Birgit Beckermann

Aufgabe 2

Sachverhalt:

Der Rat und der Verwaltungsvorstand der kreisangehörigen Ge-
meinde Flinkenwalde im Kreis W. in NRW (21.000 Einwohner) be-
schäftigen sich bereits seit mehr als einem Jahr mit der Fragestellung, 
ob es für die Gemeinde sinnvoll und zielführend ist, beim Ministe-
rium für Inneres und Kommunales NRW einen Antrag auf Bestim-
mung zur mittleren kreisangehörigen Stadt zu stellen. Die kommu-
nalrechtlichen Voraussetzungen für die Bestimmung zur mittleren 
kreisangehörigen Stadt sind erfüllt. 

Mit der Anerkennung als mittlere kreisangehörige Stadt ist zwin-
gend die Übernahme neuer Aufgaben verbunden. Grundlage hierfür 
ist ein gestuftes Aufgabenmodell für kreisangehörige Gemeinden in 
NRW. Aufgrund entsprechender Regelungen ergeben sich für mitt-
lere kreisangehörige Städte u. a. folgende wesentlichen zusätzlichen 
Pflichten und Aufgaben: Wahrnehmung der Aufgaben der Unteren 
Bauaufsichtsbehörde, Pflicht zur Errichtung eines Rechnungsprü-
fungsamtes, Pflicht zur Einstellung hauptamtlicher Kräfte für den 
Betrieb einer ständig besetzten Feuerwache, Träger von Rettungs-
wachen sowie rettungsdienstlicher Aufgaben nach dem jeweiligen 
Bedarfsplan, Aufgaben nach der Verordnung zur Bestimmung der 
zuständigen Behörden nach der Straßenverkehrsordnung und Träger 
der öffentlichen Jugendhilfe (wobei für die Jugendhilfe ein gesonder-
ter Antrag zu stellen wäre). Bislang erfüllt der Kreis W. diese Auf-
gaben für die kreisangehörige Gemeinde Flinkenwalde, die diesem 
dafür eine Kreisumlage zahlt.

Der Bürgermeister der Gemeinde Flinkenwalde beauftragt Sie als 
neue/n Mitarbeiter/-in im Fachbereich 1 „Zentrale Dienste“, zur 
Versachlichung der durch Emotionen angeheizten und parteipo-
litisch beeinflussten Diskussion in Rat und Bürgerschaft, die Vor- 
und Nachteile einer potenziellen Stadtwerdung der Gemeinde zu 
prüfen und einen begründeten Entscheidungsvorschlag zu unter-
breiten. 
Nach den zwischenzeitlich durchgeführten Recherchen liegen Ih-
nen nunmehr folgende Informationen vor: Ein Kriterium für die 
Entscheidungsfindung ist die Wirtschaftlichkeit bezogen auf die 
durch die Erfüllung der Aufgaben entstehenden Personal-, Sach- 
und Gemeinkosten. Die hierzu durchgeführten Erhebungen und 
anschließenden Berechnungen haben zu dem Ergebnis geführt, dass 
die Übertragung der Aufgaben auch bei optimalen Bedingungen zu 
leichten wirtschaftlichen Nachteilen gegenüber dem Status quo füh-
ren wird. Im Falle der Übernahme der zusätzlichen Aufgaben als 
mittlere kreisangehörige Stadt würde die Gemeinde Flinkenwalde 
20 % höhere Kosten tragen müssen im Vergleich zu der bisherigen 
Wahrnehmung der Aufgaben durch den Kreis W.. Als weiteres Kri-
terium ist die Außendarstellung/der Imagegewinn zugrundezulegen. 
Die angestellten Untersuchungen haben ergeben, dass die Gemein-
de Flinkenwalde in der Außendarstellung einen Imagegewinn als 
mittlere kreisangehörige Stadt um 40 % gegenüber dem Status als 
Gemeinde erzielen würde. Des Weiteren ist das Kriterium der politi-
schen und wirtschaftlichen Gestaltungsmöglichkeit einzubeziehen. 
Die dazu durchgeführten Untersuchungen haben ergeben, dass da-
durch, dass die Entscheidungskompetenzen bei einer Stadtwerdung 
in Flinkenwalde und nicht mehr beim Kreis angesiedelt wären, eine 
Steigerung der Gestaltungsmöglichkeiten um 60 % zu verzeichnen 

wäre. Die außerdem angestellte Beleuchtung des Kriteriums der 
Qualität der Aufgabenerfüllung hat unter Berücksichtigung der 
Teilaspekte optimale Schnittstellengestaltung, hohe Ortskenntnis, 
Identifikation des Personals, Personalentwicklung in der Stadtver-
waltung, Erreichbarkeit vor Ort, Kundenorientierung, fachliche 
Spezialisierung des Personals und künftige Erhöhung von Effizienz 
und Effektivität ergeben, dass Flinkenwalde bei einer Übernahme 
der Aufgaben eine Verbesserung der Qualität um 20 % erreichen 
könnte. Als letztes Kriterium ist die Realisierbarkeit der Übernahme 
der Aufgaben als mittlere kreisangehörige Stadt untersucht worden. 
Dabei zeigte sich, dass die Deckung des zusätzlichen Raum- und Per-
sonalbedarfes sowie die Implementierung neuer IT-Verfahren eine 
echte Herausforderung für Flinkenwalde darstellen würde und im 
Vergleich zum Status quo eine Verschlechterung um 40 % bedeuten 
würde.
Die Kriterien Wirtschaftlichkeit und Qualität sollen von ihrer Be-
deutung her doppelt so hoch gewichtet werden wie die Kriterien 
politische und wirtschaftliche Gestaltungsmöglichkeit sowie Reali-
sierbarkeit. Das Kriterium Außendarstellung/Imagegewinn soll nur 
mit 2/3 der Gewichtung der Kriterien politische und wirtschaftliche 
Gestaltungsmöglichkeit sowie Realisierbarkeit bzw. 1/3 der Gewich-
tung des Kriteriums Wirtschaftlichkeit und Qualität berücksichtigt 
werden.

Aufgaben:

2.1	� Benennen Sie die im o. a. Sachverhalt anzuwendende Technik, 
mit der die Entscheidungsfindung „Pro bzw. contra Stadtwer-
dung der Gemeinde Flinkenwalde“ unterstützt werden kann. 
Skizzieren Sie zunächst kurz die notwendigen Arbeitsschritte 
zur Anwendung der Technik. Wenden Sie sodann die Technik 
an und geben Sie eine Bewertung zu dem Ergebnis ab.

2.2	� Zeigen Sie Möglichkeiten und Grenzen der von Ihnen ange-
wandten Technik auf.

Lösungshinweise

Zu Aufgabe 1:

1.1	� Erklären Sie, was in der Organisationslehre unter einem Orga-
nigramm verstanden wird. Stellen Sie den Aufbau der Stadtver-
waltung Glückhausen in einem Organigramm dar.

Ein Organigramm ist eine grafische Darstellung der Aufbauorga-
nisation unter Berücksichtigung des hierarchischen Gefüges ein-
schließlich der Leitungs- und Kommunikationsbeziehungen (siehe 
das Organigramm der Stadt Glückhausen auf Seite 525).

1.2	� Erläutern Sie, welche Strukturtypen/Formen der Aufbauorga-
nisation im Organigramm der Stadt Glückhausen vorkommen. 
Gehen Sie hierbei auch auf die jeweiligen Vor- und Nachteile 
der Strukturtypen/Formen der Aufbauorganisation ein.

Im Organigramm der Stadt Glückhausen ist als Grundmodell die 
Ein-Linien-Organisation verankert. Dieses wird ergänzt um Stäbe 
(Zentraler Steuerungsdienst, Wirtschaftsförderung, …). 
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Vor- und Nachteile der Ein-Linien-Organisation:1

Vorteile Nachteile
Aspekt der Entscheidungsqualität

•	� Einheitliche Entscheidungen,  
kein Kompromissdenken

•	� alleinige Verantwortung bedeutet 
einmalige Anerkennung persönlicher 
Beiträge, was die Einsatzbereitschaft 
fördert

•	� Gefahr der Informationsfilterung und 
-verzerrung durch Zwischeninstanzen

•	 starre, langsame Willensbildung

Koordinationsaspekt
•	� klare Kompetenzabgrenzung
•	� klare Kommunikationswege
•	� leichte Kontrolle

•	� keine direkte Koordination zwischen 
hierarchisch gleichrangigen Stellen

•	� Gefahr der Überorganisation (Bürokra-
tisierung)

Kapazitätsaspekt
•	� Einheit der Auftragserteilung redu-

ziert Kommunikations- und Entschei-
dungsprozesse

•	� Überlastung der Leitungsspitze
•	� lange Kommunikationswege, Zeitver-

lust
•	� unnötige Belastung von Zwischenin-

stanzen
Personenbezogener Aspekt

•	� gute Linienführungskräfte werden als 
solche erkannt und gefördert

•	� einfache Kommunikations- und 
Kompetenzstruktur fördert das Sicher-
heitsgefühl

•	� großer Entfaltungsraum für obere 
Linienführungskräfte

•	� Betonung der vertikalen Beziehun-
gen unvereinbar mit den heutigen 
menschlichen Anforderungen: Über-
betonung der positionsspezifischen 
Autorität

In der Praxis
•	 Tendenz zur Bildung von Querverbindungen/informelle Kommunikation
•	 Tendenz zur Angliederung von Stäben und Formen von Teamarbeit1	 Siehe auch Paulic, Rainer (Hrsg.) (2012): Verwaltungsmanagement und Organi-

sation, 2. Auflage, S. 130 bis 133.

Fachbereich 1
Service

Fachdienst
allg. Service

Fachdienst
Arbeit + 
Soziales

Fachdienst
Vermessung

Fachdienst
Recht

Fachdienst
Personal

Fachdienst
Kinder +  
Jugend

Fachdienst
Bauordnung

Fachdienst
Bürgerdienste

Fachdienst
Abgaben

Fachdienst
Soziale  
Dienste

Fachdienst
Gebäude
management

Fachdienst
Finanzen

Fachdienst
Schulen,  
Kultur, Sport

Fachdienst
Tiefbau

Fachdienst
Stadtentwicklung 
+ Umwelt

Bau- und  
Entsorgungsbetrieb

Fachbereich 2
Bürgerdienste

Verwaltungsvorstand
Bürgermeister Frohmut, Erster Beigeordneter,  

Technischer Beigeordneter, Kämmerer

Fachbereich 3
Soziales, Jugend, Bildung

Fachbereich 4
Infrastruktur, Stadtentwick-
lung, Umwelt

Gleichstellungsstelle Zentraler  
Steuerungsdienst

Wirtschafts- 
förderung
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Verwaltungsmanagement und Organisation � Birgit Beckermann

Vor- und Nachteile der Stab-Linien-Organisation:2

Vorteile Nachteile
Aspekt der Entscheidungsqualität

•	� sinnvoller Ausgleich zwischen 
Spezialistendenken des Stabes und 
Überblick der Linie

•	� fachkundige Vorbereitung von Ent-
scheidungen

•	� Gefahr, dass Stabsarbeit von Linien
instanz nicht gewürdigt wird

•	� Stab als sog. „graue Eminenz“: Gefahr, 
dass der Stab die Linienführungskraft 
manipuliert (Entscheidung ohne 
Verantwortung)

Koordinationsaspekt
•	� Erhöhte Koordinationsfähigkeit 

gegenüber der Linie
•	� Fülle von Konfliktmöglichkeiten 

zwischen Linie und Stab
•	� unter Umständen unklare Aufgaben-

abgrenzung zwischen Linie und Stab
•	� Transparenz der Entscheidungspro-

zesse geht verloren
•	� Gefahr, dass zu wenig nach unten 

delegiert wird
Kapazitätsaspekt

•	 Entlastung der Leitungsinstanzen
•	� Erhöhte Kapazität für Entscheidungs-

vorbereitung

•	� Gefahr der Entwicklung einer überdi-
mensionierten „wasserkopfartigen“ 
Stabsstruktur

•	� Gefahr der Vernachlässigung der 
Leistungsorganisation (Stab als Vor-
wand für mangelhafte Delegation)

Personenbezogener Aspekt
•	� Stabsstelle und Linienstelle sprechen 

unterschiedliche Individuen an und 
erlauben geeignetere Personalaus-
wahl

•	� Betonung der vertikalen Beziehungen 
unvereinbar mit den heutigen mensch-
lichen Anforderungen: Überbetonung 
der positionsspezifischen Autorität

•	� Psychologischer Nachteil der 
Stabsstelle, dass ihre Entscheidungs-
kompetenzen und ihr Status nicht 
der meist hohen Fachkompetenz der 
Inhaberin/des Inhabers entsprechen

In der Praxis
•	 Tendenz zur Bildung einer eigenen Stabshierarchie

1.3	� Erläutern Sie, was unter dem Begriff Leitungsspanne zu verste-
hen ist und von welchen Faktoren die Leitungsspanne abhängig 
ist. Beschreiben Sie, ob und wenn ja, wie sich die Leitungsspanne 
für die Mitglieder des Verwaltungsvorstandes und die Fachbe-
reichsleiter verändern würde, wenn die Stelle des Technischen 
Beigeordneten eingespart werden würde.

Die Leitungsspanne umfasst den Bereich, also die Anzahl von Mit-
arbeiterinnen und Mitarbeitern, die eine qualifizierte Leitung einer 
Organisationseinheit noch überschauen und verantwortlich leiten, 
führen und kontrollieren kann. Dabei wird von einer weitgehenden 
Entlastung von Aufgaben der laufenden Verwaltung ausgegangen. 
Für klassische Verwaltungseinheiten ist meist eine Leitungsspanne 
von acht bis zehn Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern anzusetzen.
Die Anzahl der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter kann in Abhän-
gigkeit von den folgenden Faktoren für den Umfang der Leitungs-
spanne nach oben oder unten abweichen:

•	 Aufgabenstruktur (Komplexität)
•	 Programmierbarkeit (Standardisierbarkeit)
•	 Umfang der Delegation (Autonomie)
•	� Gleichwertigkeit der Aufgaben der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter
•	� Grad der erforderlichen Intensität im Informationsaustausch und 

in der Zusammenarbeit
•	� Verflechtungsgrad der Aufgaben mit anderen Aufgaben (Koordi-

nierungsbedürfnis)
•	 Störanfälligkeit der Aufgaben
•	 Qualitäten der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter
•	 Qualitäten der Führungskraft

Wenn hier die Stelle des Technischen Beigeordneten wegfallen wür-
de, verändert sich die Leitungsspanne im o. a. Sachverhalt insoweit, 
als dass sie für den Bürgermeister kleiner (Wegfall der Stelle des 
Technischen Beigeordneten), die übrigen Mitglieder des Verwal-
tungsvorstandes und die Fachbereichsleiter größer werden würde, 
weil jeweils mehr Mitarbeiter/-innen zu führen wären. 

1.4	� Legen Sie dar, ob weitere und wenn ja, welche weiteren Organi-
sationsprinzipien relevant sind, wenn die Stelle des Technischen 
Beigeordneten eingespart werden würde.

Als relevante Organisationsprinzipien sind hier mindestens das 
Prinzip des horizontalen Minimums (Wegfall des Fachbereiches 4, 
Bündelung der Aufgaben in den Fachbereichen 1 bis 3) und das 
AKV-Prinzip anzusprechen.

1.5	 �Erklären Sie, was eine Stelle ist und welche wesentlichen Merk-
male sie kennzeichnen. Erläutern Sie, welche Stellenarten es 
grundsätzlich gibt und welche davon durch den Wegfall der Stelle 
des Technischen Beigeordneten von organisatorischen Änderun-
gen betroffen wären.

Die Stelle ist die kleinste Organisationseinheit im Rahmen der Ar-
beitsorganisation.

Drei wesentliche Merkmale einer Stelle sind:
•	� Zusammenfassung von (Teil-)Aufgaben zum Arbeitsbereich ei-

ner abstrakten Person
•	� der Arbeitskapazität einer Person mit durchschnittlichem Leis-

tungsvermögen unter Berücksichtigung der zur Verfügung ste-
henden Sachmittel angepasst

•	� losgelöst von räumlicher Vorstellung (in Abgrenzung zum Ar-
beitsplatz).

An Stellenarten sind zu unterscheiden:
•	� Instanzen (Leitungsstellen) mit Personal- und Führungsverant-

wortung, z. B. Fachbereichsleiter 
•	� Ausführungsstellen (Stellen ohne Weisungskompetenzen), z. B. 

Sachbearbeiter in den Fachdiensten 
•	� Stabsstellen (Unterstützung von Instanzen) mit Beratungs- und 

Unterstützungsfunktion, z. B. Zentraler Steuerungsdienst

Im vorliegenden Sachverhalt sind erkennbar und unmittelbar die Lei-
tungsstellen (durch den Wegfall der Stelle des Technischen Beigeord-
neten die Mitglieder des Verwaltungsvorstandes und die Fachbereichs-
leiter sowie der Betriebsleiter des Bau- und Entsorgungsbetriebes) und 
die Ausführungsstellen (Sachbearbeiter des Fachbereiches 4, der auf-

2	 Siehe auch Paulic, Rainer (Hrsg.) (2012): Verwaltungsmanagement und Organi-
sation, 2. Auflage, S. 134 bis 135.
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gelöst und dessen Mitarbeiter/-innen und Aufgaben neu verteilt wer-
den würden) von organisatorischen Änderungen betroffen.

1.6	� Zeigen Sie auf, welche Organisationspläne geändert werden 
müssten, wenn die Stelle des Technischen Beigeordneten weg-
fallen würde. Begründen Sie Ihre Auffassung.

Geändert werden müssten der Verwaltungsgliederungsplan (andere 
Gliederung des Aufbaus der Verwaltung), der Stellenplan (Wegfall 
der Stelle des Technischen Beigeordneten) und der Geschäftsvertei-
lungs-/Aufgabenverteilungsplan (andere Aufgabenverteilung).

1.7 	� Nehmen Sie zu dem Antrag der Pro-Glück-Fraktion Stellung, 
indem Sie darlegen, ob in dem Vorschlag ein Ansatz zur Aufga-
benkritik steckt. Erläutern Sie gegebenenfalls, welche Form der 
Aufgabenkritik angesprochen ist.

Die Aufgabenkritik ist ein Verfahren, das angewandt wird, um zu 
überprüfen, ob Aufgaben überhaupt oder weiterhin erfüllt werden 
sollen (Zweckkritik) und wenn ja, mit welchem Aufwand bzw. in 
welcher Art und Weise diese erfüllt werden sollen (Vollzugskritik).
Die Zweckkritik bezieht sich in aller Regel nur auf die freiwilligen 
Selbstverwaltungsaufgaben. Der Kommune ist bei den übrigen Auf-
gabenarten die Frage nach dem Ob abgenommen. Im Rahmen der 
Vollzugskritik geht es vor allem um die wirtschaftlichste Durchfüh-
rung einer öffentlichen Aufgabe. 

Zweckkritik Vollzugskritik
•	� beurteilt die Aufgaben von den ur-

sprünglichen Bedürfnissen her und 
untersucht in diesem Rahmen auch das 
Maß der Aufgabenerfüllung (Effektivität)

•	� Entscheidung trifft politisches Gremi-
um (Rat, Kreistag, …)

•	 Basis sind politische Prioritäten
•	� Die Rechtsqualität einer Aufgabe – 

Selbstverwaltung oder übertragener 
Wirkungskreis – ist zu beachten

•	� stellt nicht die Aufgabe als solche, 
sondern die Effizienz des Mitteleinsat-
zes in Frage.

•	� Entscheidung trifft Verwaltung oder 
bereitet sie zumindest entscheidungs-
reif vor

•	� Die Mitbestimmungsrechte sind zu 
beachten

Ja, in dem Vorschlag der Pro-Glück-Fraktion steckt ein Ansatz zur 
Aufgabenkritik. Hier ist die Vollzugskritik angesprochen. Die Auf-
gaben des Technischen Beigeordneten an sich stehen nicht in Frage. 
Es geht hier ausschließlich um seine Stelle. Die Aufgaben sollen nach 
dem Wegfall der Stelle neu verteilt und an anderer Stelle wahrgenom-
men werden. Es geht also um das Wie der Aufgabenerfüllung, somit 
um Vollzugskritik.

Zu Aufgabe 2:

2.1	� Benennen Sie die im o. a. Sachverhalt anzuwendende Technik, mit 
der die Entscheidungsfindung „Pro bzw. Contra Stadtwerdung der 
Gemeinde Flinkenwalde“ unterstützt werden kann. Skizzieren Sie 
zunächst kurz die notwendigen Arbeitsschritte zur Anwendung 
der Technik. Wenden Sie sodann die Technik zur Unterstützung 
der Entscheidungsfindung an und geben Sie eine Bewertung zu 
dem Ergebnis ab.

Anzuwenden ist hier die Entscheidungstechnik der Nutzwertanaly-
se, mit der monetäre und nicht monetäre Kriterien für die Entschei-

dungsfindung zwischen verschiedenen Alternativen berücksichtigt 
werden können.
Sie
•	� vergleicht alternative Aufgabenstellungen, Projekte etc. miteinander,
•	� vergleicht anhand von Zielen, denen die Alternativen dienen sollen,
•	 �ist keine rein monetäre Entscheidungstechnik, da sie für die Entschei-

dung zwischen den Alternativen nicht auf Geldgrößen angewiesen ist.

Arbeitsschritte zur Anwendung der Nutzwertanalyse:

1.	 Auswahl der in Frage kommenden Alternativen
2.	 Bestimmung von Zielen und Zielkriterien
	� allgemeines Ziel → Teilziele → Zielkriterien, anhand derer die 

Alternativen bewertet werden können
3.	 Vergabe von Zielgewichten
	 �In der Zielhierarchie von links nach rechts anordnen, dabei ausge-

hend von 100 Punkten. Die Summe der Zielkriterien muss die Sum-
me des Zielgewichtes des allgemeinen Ziels (100) wiedergeben.

4.	 Bewertung der Zielerreichung
	� In welchem Ausmaß ist jedes Zielkriterium erfüllt? Der Grad 

der Zielerreichung wird durch angenommene Punktwerte ausge-
drückt, z. B. von 1 (nicht ausreichend) bis 5 (sehr gut). Das Ergeb-
nis der Bewertung ist der Zielertrag.

5.	 Ermittlung der Teilnutzwerte und des Gesamtnutzwertes:
	� Zielgewicht je Zielkriterium x Zielertrag je Zielkriterium= Teil-

nutzwert je Alternative
	� Durch Addition aller Teilnutzwerte wird der Gesamtnutzwert je-

der Alternative ermittelt.

Summe aller Teilnutzwerte je Alternative = (Gesamt-)Nutzwert je 
Alternative
Die Alternative mit dem höchsten (Gesamt-)Nutzwert gilt als die vor-
teilhaftere im Vergleich mit den anderen angedachten Alternativen.

Durchführung der Nutzwertanalyse:

Alternativen
Variante 

„Beibehaltung  
des Status quo“

Variante „Aufgaben
übertragung durch  

Stadtwerdung“
Zielkriterien Zielgewichte 

in %
Ziel

erträge
Teilnutz-

werte
Ziel

erträge
Teilnutz-

werte
Wirtschaftlichkeit 30 1 (10) 30 (300) 0,8 (8) 24 (240)
Außendarstellung/
Imagegewinn 10 1 (6) 10 (60) 1,4 (10) 14 (100)

Politische und 
wirtschaftliche 
Gestaltungsmöglichkeit 

15 1 (4) 15 (60) 1,6 (10) 24 (150)

Qualität der  
Aufgabenerfüllung 30 1 (7) 30 (210) 1,2 (10) 36 (300)

Realisierbarkeit 15 1 (10) 15 (150) 0,6 (6) 9 (90)
Gesamtnutzwert 100 100 (780) 107 (880)

Der Gesamtnutzwert ist bei der Alternative der Aufgabenübertra-
gung durch den Status der mittleren kreisangehörigen Stadt höher 
als bei der Alternative der Beibehaltung des Status quo. Insoweit ist 
vorzuschlagen, einen Antrag auf Stadtwerdung zu stellen und die 
zusätzlichen Aufgaben zu übernehmen. 

Birgit Beckermann� Verwaltungsmanagement und Organisation
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Soweit die Bemessung der Zielgewichte oder/und die zugeordneten 
Zielerträge verändert werden würden, könnte das Ergebnis modifi-
ziert werden und möglicherweise anders ausfallen.

2.2	� Zeigen Sie Möglichkeiten und Grenzen der von Ihnen ange-
wandten Technik auf.

Möglichkeiten und Grenzen der Nutzwertanalyse:

Möglichkeiten Grenzen
•	� Es kann eine Entscheidung über die 

Vorteilhaftigkeit von Alternativen 
getroffen werden.

•	� Komplexe Entscheidungen werden 
in Teilentscheidungen zerlegt, so 
dass die abschließende Entscheidung 
leichter zu treffen ist.

•	� Es können nur nutzenunabhängige 
Ziele berücksichtigt werden, anson-
sten würde eine Doppelerfassung 
und Doppelzählung auftreten, was 
zu einer anderen Zielgewichtung und 
somit zu einem anderen Zielertrag 
führt.

Möglichkeiten Grenzen
•	� Es erfolgt eine Offenlegung des 

Entscheidungsprozesses mit seinen 
Werturteilen.

•	� Beteiligung eines größeren Sachver-
ständigenkreises am Entscheidungs-
prozess ist möglich und oftmals auch 
erforderlich.

•	� Monetäre und nicht monetäre Größen 
können gleichzeitig berücksichtigt 
werden.

•	� Die Bewertung der Zielgewichtung 
und die Zielerträge sind sehr stark 
vom eigenen Wertempfinden des 
Beurteilenden beeinflusst (subjektive 
Wertung des Bearbeiters), dadurch 
kann es verbotenerweise zu Präfe-
renzentscheidungen, entgegen dem 
geforderten Maximalprinzip, kom-
men.

Dauerobservation eines aus der 
Sicherungsverwahrung Entlassenen

(BVerfG, Beschl. v. 8. 11. 2012 – 1 BvR 22/12) 

1. Es spricht einiges dafür, dass die spezielle Regelung des § 22 Abs.1 
Nr. 1, Abs. 4 PolG BW (längerfristige Observation) keine Rechtsgrund-
lage für die polizeiliche Dauerbeobachtung einer aus der Sicherungsver-
wahrung entlassenen Person darstellt.

2. Vielmehr handelt es sich um eine neue Form einer polizeilichen Maß-
nahme, die bisher vom Landesgesetzgeber nicht eigens erfasst worden ist 
und aufgrund ihrer weitreichenden Folgen möglicherweise einer aus-
drücklichen, detaillierten Ermächtigungsgrundlage bedarf. 

3. Der Rückgriff auf die Generalklausel (hier: §§ 1, 3 PolG BW= z. B. 
§ 8 Abs. 1 PolG NRW) ist – bei Beachtung strenger Verhältnismäßig-
keitsanforderungen – verfassungsrechtlich nicht zu beanstanden.

4. Die Gerichte dürfen angesichts des mit einer solchen Observation 
verbundenen schweren Eingriffs – zumal wenn er zur Zeit wohl allein 
auf die polizeiliche Generalklausel gestützt werden kann – dem Betrof-
fenen nicht unter Berufung auf zum Zeitpunkt ihrer Entscheidungen 
im Wesentlichen nicht mehr aktuelle Erkenntnisse den einstweiligen 
Rechtsschutz versagen.

(Nichtamtl. Leitsätze)

Anmerkung:

I. Zum Sachverhalt

Die Verfassungsbeschwerde richtet sich gegen Entscheidungen im 
verwaltungsgerichtlichen Eilrechtsschutzverfahren über die länger-
fristige Observation des aus der Sicherungsverwahrung entlassenen 
Beschwerdeführers (B). Das LG S. verurteilte den 1959 geborenen B 
– nach zwei einschlägigen Vorstrafen nach Jugendstrafrecht – im Jahre 
1985 wegen zwei Vergewaltigungen zu einer Freiheitsstrafe von fünf 
Jahren mit anschließender Sicherungsverwahrung. Mit Beschluss vom 
10. 9. 2010 erklärte das OLG K. im Anschluss an die Rspr. des Europäi-

schen Gerichtshofs für Menschenrechte (EGMR) die Sicherungsver-
wahrung für erledigt, ordnete für die Dauer von fünf Jahren Führungs-
aufsicht an und unterstellte B der Bewährungshilfe. Gleichzeitig mit 
der Entlassung des B aus der Sicherungsverwahrung ordnete die Po-
lizeidirektion F die längerfristige Observation des B zunächst für die 
Dauer von vier Wochen an und verlängerte diese Anordnung seither 
mehrmals. Die Polizei führt die Observation offen durch. B bewohnt 
ein Zimmer in einer in einem Hinterhaus gelegenen Unterkunft. Im 
Hof vor diesem Hinterhaus parkt ständig ein Polizeifahrzeug, in dem 
sich drei Polizeibeamte aufhalten. Zwei weitere Beamte halten sich in 
der Küche der Unterkunft auf, wenn sich B in seinem Zimmer befin-
det. Eine direkte Beobachtung des B in seinem eigentlichen Wohn-
raum findet nicht statt. Außerhalb seiner Wohnung begleiten B stän-
dig Polizisten. Bei Gesprächen des B mit Ärzten, Rechtsanwälten und 
Bediensteten von Behörden sind die Beamten angewiesen, Abstand 
zu halten. Nimmt B ansonsten Kontakt zu Frauen auf, weisen die Po-
lizisten sie mit einer sog. Gefährdetenansprache auf den Grund der 
Observation des B hin. Mit Urteil vom 13. 1. 2011 stellte der EGMR 
fest, dass die Unterbringung des B in Sicherungsverwahrung vom 26. 
6. 1999 bis zu seiner Entlassung am 10. 9. 2010 konventionswidrig 
war. VG und OVG haben die Anträge des B auf Erlass einer einstwei-
ligen Anordnung gegen die polizeiliche Observation abgelehnt. Das 
BVerfG hat der Verfassungsbeschwerde stattgegeben und die Sache an 
das VG zurückverwiesen. 

II. Zur Rechtslage

Nach Ansicht des BVerfG verletzen die verwaltungsgerichtlichen 
Entscheidungen B in seinem Grundrecht aus Art.19 Abs. 4 GG. Die 
Gewährleistung effektiven Rechtsschutzes verlange grundsätzlich 
die Möglichkeit eines Eilverfahrens, wenn ohne sie dem Betroffe-
nen eine erhebliche, über Randbereiche hinausgehende Verletzung 
in seinen Rechten drohe, die durch die Entscheidung in der Haupt-
sache nicht mehr beseitigt werden könne. Die gerichtliche Prüfung 
müsse eingehend genug sein, um den Antragsteller vor erheblichen 
und unzumutbaren, anders weder abwendbaren noch reparablen 
Nachteilen effektiv zu schützen. Diesen Anforderungen entsprächen 
die Entscheidungen im Ausgangsverfahren nicht in jeder Hinsicht. 
Die dauernde Observation stelle einen schwerwiegenden Grund-
rechtseingriff dar. B werde durch die fast lückenlose Präsenz der ihn 

Verwaltungsmanagement und Organisation � Birgit Beckermann
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außerhalb seines Zimmers überwachenden Polizisten die Möglich-
keit, ein selbstbestimmtes, eigenverantwortliches Leben zu führen, 
weitgehend genommen. Nicht zu beanstanden sei allerdings, dass die 
Gerichte für das Verfahren des einstweiligen Rechtsschutzes die po-
lizeiliche Generalklausel im baden-württembergischen Polizeirecht 
als noch ausreichende Rechtsgrundlage für die dauerhafte Observa-
tion des B angesehen haben. Zwar sei zweifelhaft, ob die geltende 
Rechtslage hinreichend differenzierte Rechtsgrundlagen enthalte, die 
die Durchführung solcher Observationen auf Dauer tragen können. 
Mit guten Gründen verweise der VGH darauf, dass § 22 Abs. 1 Nr.1, 
Abs. 3 PolG BW (Besondere Mittel der Datenerhebung, längerfris-
tige Observation) möglicherweise nur eine Rechtsgrundlage für die 
Datenerhebung bilde. Darum gehe es den Polizeibehörden im Fall 
der Beobachtung des B jedenfalls nicht vorrangig. Erst recht sei frag-
lich, ob die ersatzweise herangezogene polizeiliche Generalklausel 
der §§ 1, 3 PolG BW geeignet sei, auch längerfristig die nunmehr 
seit mehreren Jahren andauernde Dauerbeobachtung des B zu tragen. 
Vielmehr handele es sich wohl um eine neue Form einer polizeilichen 
Maßnahme, die bisher vom Landesgesetzgeber nicht eigens erfasst 
worden sei und aufgrund ihrer weitreichenden Folgen möglicherweise 
einer ausdrücklichen, detaillierten Ermächtigungsgrundlage bedür-
fe. Es begegne jedoch keinen durchgreifenden verfassungsrechtlichen 
Bedenken, wenn die Gerichte angesichts des Gewichts der in Frage 
stehenden Rechtsgüter die vorhandene Grundlage im vorläufigen 
Rechtsschutzverfahren als noch tragfähig ansehen. Die polizeiliche 
Generalklausel werde dahingehend verstanden, dass sie es den Be-
hörden ermögliche, auf unvorhergesehene Gefahrensituationen auch 
mit im Grunde genommen näher regelungsbedürftigen Maßnahmen 
vorläufig zu reagieren. Damit werde es dem Gesetzgeber ermöglicht, 
eventuelle Regelungslücken zu schließen. Die angegriffenen Ent-
scheidungen entsprächen jedoch aus einem anderen Grund nicht den 
Voraussetzungen für die hier von Verfassungs wegen gebotene Prü-
fungsintensität im Bereich des grundrechtsrelevanten einstweiligen 
Rechtsschutzes. Die Gerichte hätten angesichts des mit einer solchen 
Observation verbundenen schweren Eingriffs zu Unrecht nicht mehr 
aktuelle Erkenntnisse über B herangezogen. Die Gerichte hätte ihre 
Entscheidung, den Antrag des B auf Erlass einer einstweiligen An-
ordnung abzulehnen, vor allem darauf gestützt, dass sich aus einem 
psychiatrischen Gutachten vom 5. 3. 2010 ergebe, dass ohne Beob-
achtung des B nach der Entlassung aus der Sicherungsverwahrung 
von einer gewissen Rückfallgefahr auszugehen sei. Es sei zum einen 
nicht ausreichend beachtet worden, dass die Begutachtung zum Zeit-
punkt der angegriffenen Entscheidungen bereits länger zurück liege. 
Zum anderen stehe der Verwendung des Gutachtens spätestens zum 
Zeitpunkt der Entscheidung des VGH der Umstand entgegen, dass 
die Begutachtung erfolgte, als B sich noch in Sicherungsverwahrung 
befunden habe. Der Gutachter habe allenfalls vermuten können, wie 
B sich nach Jahrzehnten der Haft und der Sicherungsverwahrung in 
Freiheit verhalten würde. Nunmehr lebe B aber seit geraumer Zeit 
unter vollständig veränderten Umständen, die es nicht angezeigt er-
scheinen ließen, eine so weitreichende Entscheidung wie die über die 
Fortsetzung einer fast durchgehenden polizeilichen Beobachtung auf 
veraltete Vermutungen zu stützen.

Ergänzender Hinweis:

Das BVerfG hatte lediglich über Eilentscheidungen nach § 123 VwGO 
zu entscheiden. Nicht ausgeschlossen ist, dass die Verwaltungsgerichte im 
Hauptverfahren ihre (Eil-)Beschlüsse bestätigen und so dem BVerfG er-

neut die Möglichkeit gegeben wird, über die materiell-rechtliche Prob-
lematik einer Dauerobservation zu entscheiden. Die Landesgesetzgeber 
sind im Übrigen in der Pflicht, über die Schaffung einer neuen Standard-
befugnis nachzudenken. Die „Krücke“ der Generalklausel hat zwar noch 
gehalten, es ist aber nicht sicher, ob das BVerfG diese Ersatz-Ermächti-
gung in künftigen Fällen als tragfähig akzeptieren wird. 
� J.V.

Gebührenpflicht für Abfall

(OVG Bautzen, Urt. v. 27.2.2012 – 5 A 48/10)

Restabfälle aus Haushalten, Gewerbe, Industrie sowie öffentlichen und 
privaten Einrichtungen sind der öffentlichen Beseitigung zuzuführen. 
Dafür sind Gebühren zu entrichten.

(Nichtamtl. Leitsatz)

Anmerkung:

Das Sächsische Oberverwaltungsgericht hat sich mit einer Abfallwirt-
schaftsgebührensatzung befasst. Darin waren Gebühren für die Vor-
haltung und Inanspruchnahme der Einrichtungen und Leistungen der 
Abfallwirtschaft vorgesehen. Dies waren insbesondere die Gebühren 
für die Entsorgung von Restabfällen aus Haushalten und anderen Her-
kunftsbereichen. Restabfälle aus anderen Herkunftsbereichen sind da-
nach Abfälle insbesondere aus Gewerbe, Industrie sowie öffentlichen 
und privaten Einrichtungen, die nach Art und Menge gemeinsam mit 
Abfällen sowie Abfällen aus Haushalten entsorgt werden können.
Gebührenschuldner ist der Eigentümer des an die Abfallentsorgung 
angeschlossenen Grundstücks. Das für die Erhebung einer Benut-
zungsgebühr erforderliche Benutzungsverhältnis besteht zwischen 
dem Grundstückseigentümer und dem Träger der Abfallentsorgung 
auch dann, wenn das Grundstück vermietet oder verpachtet ist und 
der Mieter oder Pächter als Abfallerzeuger aus anderen Herkunftsbe-
reichen sich hat mit schriftlicher Zustimmung des Grundstückseigen-
tümers direkt an die Abfallwirtschaft anschließen lässt. Der Grund-
stückseigentümer hat danach neben seinen Mietern, Pächter und 
ähnlichen Nutzern das erforderliche Mindestmaß an Sachherrschaft.
� F. O.

Verantwortlichkeit für Abwasserleitungen

(OVG Münster, Beschl. v. 18.6.2012 – 15 A 989/12)

Der Eigentümer eines an die öffentliche Kanalisation angeschlossenes 
Grundstück ist für den ordnungsgemäßen Anschluss zuständig.

(Nichtamtl. Leitsatz)

Anmerkung;

Die örtliche Entwässerungssatzung sieht gewöhnlich vor, dass die 
Verpflichtung besteht, die Grundstücksentwässerung an die Kanali-
sation anzuschließen. Dies führt nicht dazu, dass die Gemeinde für 
einen fehlerhaften Anschluss gegenüber dem Hauseigentümer haf-
tet, auch wenn die Abnahme durch die Gemeinde fehlerhaft war oder 
unterlassen worden ist. Die Abnahme stellt nämlich eine rein tatsäch-
liche, im Interesse der Allgemeinheit erfolgende Kontrollmaßnahme 
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dar, ohne die die öffentliche Abwasseranlage nicht benutzt werden 
darf. Hierdurch wird der Hauseigentümer aber nicht von seiner Ver-
antwortung für die ordnungsgemäße Herstellung, Erneuerung und 
Veränderung sowie die laufende Unterhaltung der Hausanschlusslei-
tung entlastet. Diese Verantwortung verbleibt vielmehr dauerhaft bei 
diesem. Insbesondere hat der Hauseigentümer den ordnungsgemä-
ßen Anschluss an das öffentliche Kanalnetz zu gewährleisten.
� F. O.

Kosten für Gefahrerforschungseingriff

 (OVG Münster, Beschl. v. 17. 4. 2012 – 5 A 2125/10)

Eine Behörde muss  die Kosten für von ihr veranlasste Gefahrerfor-
schungsmaßnahmen (hier: Bodenuntersuchung) tragen, wenn der 
Gefahrenverdacht später widerlegt wird und der Verdachtsstörer die den 
Verdacht begründenden Umstände nicht zu verantworten hat.

(Nichtamtl. Leitsatz)

Anmerkung:

Die Parteien streiten um die Kosten für die Untersuchung (Boh-
rungen) eines Grundstücks des Klägers (K) wegen des möglichen 
Vorhandenseins von „Blindgängern“ aus dem Weltkrieg.  Das VG 
hat angenommen,  K sei hinsichtlich der Kostentragungspflicht wie 
ein polizeilicher Nichtstörer (hier: entsprechend § 39 Abs. 1 Buchst. 
a OBG NRW) zu behandeln ist, weil auf seinem Grundstück kein 
Blindgänger gefunden worden sei und er den Verdacht nicht zu ver-
antworten habe. Die beklagte Ordnungsbehörde (B) hat nach An-
sicht des OVG hiergegen nichts vorgetragen, was eine Zulassung der 
Berufung rechtfertigen könnte. Der Senat führt insoweit aus:
Ohne Erfolg wendet B ein, auf Grund der vorhandenen Hinweise auf 
eine Kampfmittelbelastung habe bereits eine konkrete Gefahrenlage 
bestanden, auch wenn sich der möglicherweise konkrete Gefahren-
verdacht letztlich nicht bestätigt habe. Das VG hat zutreffend die 
Rspr.  des BGH herangezogen, der sich der Senat angeschlossen hat. 
Danach ist geklärt, dass die Behörde in entsprechender Anwendung 
von § 39 Abs.1 OBG NRW die Kosten für von ihr veranlasste Ge-
fahrerforschungsmaßnahmen zu tragen hat, wenn der Gefahrenver-
dacht später widerlegt wird und der Verdachtsstörer die den Verdacht 
begründenden Umstände nicht zu verantworten hat (vgl. BGH, Urt. 
v. 12. 3. 1992 – III ZR 128/91 –, BGHZ 117, 303, 307 f.; OVG NRW, 
Urt. v. 26. 3. 1996 – 5 A 3812/92 –, DÖV 1996, 1049, 1050 = NWV-
Bl.1996, 340, 342; s. hierzu auch Haurand, Allgemeines Polizei- und 
Ordnungsrecht, 5. Aufl. 2010, S. 60 ff.).
Die in der mündlichen Verhandlung vor dem VG abgegebenen Erklä-
rungen begründen keine durchgreifenden Zweifel daran, dass K von B 
in Anspruch genommen worden ist vorbereitende Arbeiten an seinem 
Grundstück durchzuführen, die vor sondierenden Tiefenbohrungen des 
Kampfmittelbeseitigungsdienstes erforderlich waren (wird ausgeführt).  
Unerheblich ist dabei der von B im Zulassungsverfahren hervorgeho-
bene Umstand, ob K  auch hinsichtlich der Kernbohrungen förmlich 
in Anspruch genommen worden ist. Für den Erstattungsanspruch ist 
nämlich nicht entscheidend, ob eine förmliche Inanspruchnahme dies-
bezüglich möglicherweise auf Grund des kooperativen Verhaltens des 
K entbehrlich war. Denn auch der nicht durch förmliche Anordnung 
herangezogene Betroffene kann nach Ausräumung des Verdachts die 
Erstattung der Kosten solcher Gefahrerforschungsmaßnahmen ver-

langen, die die zuständige Behörde veranlasst hat und die in Abstim-
mung mit der Behörde durchgeführt worden sind (zur vergleichbaren 
Kostentragung bei einer behördlich veranlassten Bodenuntersuchung 
in entsprechender Anwendung von § 24 Abs.1 Satz 2 BBodSchG 
BVerwG, Urt. v. 17. 2. 2005 – 7 C 14.04 –, BVerwGE 123, 7, 11ff., 14 f.
B hat selbst  eingeräumt, ihr Mitarbeiter habe K gebeten, die Durch-
führung der Kernbohrungen durch die Bodenplatte des Kellerfußbo-
dens, die der Kampfmittelbeseitigungsdienst für erforderlich halte, in 
Auftrag zu geben. Mit den Vorgaben des Kampfmittelbeseitigungs-
dienstes stand auch der Umfang der von B veranlassten Bohrungen 
konkret fest. In seiner Stellungnahme hat der frühere Mitarbeiter 
der B ausdrücklich bestätigt, dass K auf seine Bitte hin die Kernboh-
rungen im Bereich des Kellerfußbodens in Auftrag gegeben und die 
Firma T. die entsprechenden Arbeiten durchgeführt hat. Danach be-
stehen keine Anzeichen dafür, K könne „möglicherweise übereifrig“ 
Bohrungen über den erforderlichen Umfang oder die erforderliche 
Tiefe hieraus veranlasst haben. � J.V.

Ratsmitglied im Aufsichtsrat

(VG Göttingen, Beschl. v. 29.11.2012 – 1 B 191/12)

Ein vom Gemeinderat in den Aufsichtsrat einer Gesellschaft entsandtes 
Mitglied kann durch Beschluss abberufen werden. 

(Nichtamtl. Leitsatz)

Anmerkung:

Fast alle Gemeinden haben eine Eigengesellschaft für wirtschaftli-
che Zwecke. Dabei wird die Geschäftsführung meistens durch ei-
nen Aufsichtsrat ergänzt, dessen Mitglieder durch den Rat bestimmt 
werden. Jedoch fehlt es im Gesellschaftsvertrag meistens an einer Re-
gelung über das Verfahren zur Abberufung und Ersetzung von Auf-
sichtsmitgliedern. Deshalb kommt es in Frage, sich an der Formulie-
rung des Ratsbeschlusses zu orientieren, der von der Entsendung von 
Ratsmitgliedern in den Aufsichtsrat spricht. Das Wort „entsenden“ 
geht dabei von einer vorherigen Entscheidung des Rates über die 
Bestimmung der Mitglieder aus. Da der Rat über die Besetzung des 
Aufsichtsrates entscheidet, hat er auch die Befugnis der Abberufung 
und Ersetzung von Aufsichtsratsmitgliedern. Die Bestimmungen zur 
Besetzung des Aufsichtsrates sichern auch den Minderheitenschutz 
sowie das Demokratieprinzip und sind deshalb bindend. Die Mehr-
heit könnte sonst mit einer entsprechenden Gestaltung des Gesell-
schaftsvertrages die Rechte kleinerer Fraktionen und Gruppen bei 
der Besetzung von Aufsichtsräten beschneiden. Der Gesellschafts-
vertrag beschränkt deshalb nicht das kommunalrechtlich geregelte 
Entsendeverfahren der Aufsichtsratsmitglieder, sondern setzt es vor-
aus. Für entsandte Mitglieder gilt dann grundsätzlich die Amtsdauer 
bis zum Ablauf der jeweiligen Wahlperiode des Rates.
So kann die Abberufung eines Aufsichtsratsmitgliedes durch Rats-
beschluss vorgenommen werden, ohne dass eine andere Entschei-
dung des Verwaltungsgerichts in Frage kommt. � F. O.

Autoren der Rechtsprechungsbeiträge:
F.O.	 =	 Rechtsanwalt Dr. Franz Otto
J.V.	 =	 Prof. Dr. Jürgen Vahle
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De Clerck/Schmidt/Pitzer, Polizei- und Ordnungsbehördengesetz Rheinland-Pfalz, 
ca. 800 Seiten, Loseblattwerk, 99,00 € im Fortsetzungsbezug, Verlag Reckinger, ISBN 
978-3-7922-0082-7 

Die Kommentierung liegt derzeit in der 19. Ergänzungslieferung (Mai 2012) vor. Seit 
2004 erfolgt die Aktualisierung durch den Beigeordneten beim Landkreistag Rhein-
land-Pfalz Harald Pitzer. Die eigentliche Kommentierung umfasst über 400 Seiten. 
Ergänzt wird diese durch einen Anhang weiterer relevanter Vorschriften(-auszüge) des 
Sicherheits- bzw. Ordnungsrechts sowie einem Stichwortverzeichnis. Der Band wird 
regelmäßig aktualisiert.
Den Verfassern ist es gelungen, die Geschichte der Rechtsmaterie für Rheinland-Pfalz 
im notwendigen Umfang einzuarbeiten. So wird es auch dem Einsteiger erleichtert, 
sich einen Überblick über die Entstehung des POG aus dem damaligen PVG zu ver-
schaffen und die Querverbindungen zum Musterentwurf der Innenministerkonferenz 
herzustellen. Sehr gut dargestellt sind auch die Aufgabenzuweisungen an die Polizei 
und Ordnungsbehörden aus anderen Rechtsvorschriften und die Begrenzungen der 
Eingriffe durch die Grundrechte. Selbstverständlich nicht fehlen darf in einer POG-
Kommentierung ein Teil zu den sog. Standardmaßnahmen, dieser ist dann auch hier 
vorhanden. Erwähnenswert ist der Kommentar zur Frage der Gefahrenabwehrverord-
nungen, der für die kommunale Ebene immer mehr an Relevanz gewinnt. 

Fazit: Diese Kommentierung darf in keiner gut sortierten Ordnungsbehörde fehlen.
� Rouven L. Schnurpfeil

Epping/Hillgruber, GG, Kommentar, 2. Aufl. 2013, 1.999 Seiten, geb., € 159, C. H. 
Beck, ISBN 978-3-406-65677-4

Vier Jahre liegen zwischen der ersten und der aktuellen Auflage. Der Zeitraum wurde 
insbesondere dazu genutzt, die online-Version zu aktualisieren. Die Vorzüge des Kom-
mentars sind bereits in der Besprechung der Erstauflage betont worden. 
Als (umfangmäßig) mittelgroßes Werk bietet es hinreichend Platz für eine vertiefende 
wissenschaftliche Auseinandersetzung (s. z. B. Art. 1 Rn. 44 ff. zur „Folter“ im Poli-
zei- und Ordnungsrecht mit ausführlicher Darstellung auch der strafrechtlichen Seite), 
wahrt aber noch Lesbarkeit bzw. Nutzbarkeit für den „eiligen“ Praktiker. Die Kommen-
tierung folgt einem einheitlichen Schema. Im Anschluss an den Text des jeweiligen 
Artikels befindet sich ein „Überblick“, der vorab knapp, aber instruktiv über das We-
sentliche informiert. Als zweite (Standard-)Ebene kann die Kommentierung gelten, die 
sich – was insbesondere Praktiker begrüßen dürften – stark an die Rechtsprechung des 
BVerfG anlehnt, aber abweichende Stimmen nicht unterschlägt und sich auch kritisch 
mit den Positionen der Judikatur auseinandersetzt. Zahlreiche Einzelinformationen – z. 
T. im Kleindruck – bilden die sog. Detailebene; hier finden sich insbesondere weiterfüh-
rende Hinweise und (weitere) Stellungnahmen der einzelnen Bearbeiter. 

Fazit: Ein vorzüglicher, umfassend informierender und hochaktueller Kommentar, der 
sich in der vordersten Reihe der GG-Kommentare etabliert hat.
� Prof. Dr. J. Vahle, Bielefeld

Kerst/Gniechwitz, Die Assessorklausur im Verwaltungsrecht, Intensivkurs mit Sche-
mata, Formulierungshilfen und Examensfällen, 2013, 112 Seiten, kart., € 17, 90, Kohl-
hammer, ISBN 978-3-17-022305-9

Die Unterzeile des Buchtitels trifft es nicht schlecht. Das Buch enthält das für das 
II. Juristische Staatsexamen im öffentlichen Recht notwendige Prozesswissen. Anhand 
von vier praktischen Fällen (Aktenauszüge) aus unterschiedlichen Gebieten führen die 
Verfasser – als Prüfer didaktisch besonders ausgewiesen – durch das verwaltungsge-
richtliche Verfahren (einschließlich Vorverfahren). Eine Fülle von Aufbauhilfen und 
Musterformulierungen, beispielsweise zur Tenorierung, veranschaulichen den Stoff. 
Hauptadressaten sind Referendare und – in geringerem Maße – Rechtsanwälte, die 
ein verwaltungsrechtliches Mandat bearbeiten. Darüber hinaus werden es aber auch 
Studierende an Verwaltungsfachhochschulen mit Gewinn lesen. Nach Abschaffung 
bzw. weitgehender Einschränkung des Widerspruchsverfahrens hat das Verwaltungs-
prozessrecht im Rahmen auch dieser Ausbildungsgänge erheblich an Bedeutung ge-
wonnen. Die Absolventen müssen prozessrechtliche Klausuren lösen und daher mit den 
wesentlichen Verfahrensgrundsätzen und Entscheidungstypen vertraut sein.

Fazit: Ein sehr nützlicher Ratgeber, dessen Anschaffung ohne Einschränkungen emp-
fohlen werden kann.
� Prof. Dr. J. Vahle, Bielefeld

Kopp/Ramsauer, Verwaltungsverfahrensgesetz, 14. Aufl. 2013, 1851 Seiten, in Leinen, 
€ 59, 00, C. H. Beck, ISBN 978-3-406-63938-8

Wiederum trennt nur ein Jahr die aktuelle von der Vorauflage des renommierten Kom-
mentars der „Gelben Reihe“. Das Werk ist erneut gewachsen (56 Seiten); der Verlag hat 
den (moderaten) Preis aber gehalten. Anders als bei der Vorauflage galt es nunmehr, we-
sentliche Veränderungen des Verwaltungsverfahrensrechts einzuarbeiten. Die wichtigste 
Änderung betrifft das Planungsvereinheitlichungsgesetz, das sich insbesondere im Plan-
feststellungsrecht auswirkt. Zudem ist durch Ergänzung des § 25 (Abs. 3 neu) die sog. 

frühe Öffentlichkeitsbeteiligung eingeführt worden. Zu berücksichtigen war weiterhin 
das Gesetz zur Förderung der elektronischen Verwaltung, durch das § 3a ergänzt wurde. 
Die neuen Regelungen sind umfassend kommentiert (s. etwa zu § 25: Rn. 27 bis 42), wobei 
stets die Bezüge zu anderen Normwerken aufgezeigt werden. 

Fazit: Der „Kopp/Ramsauer“ ist nach wie vor in puncto Aktualität und argumentativer 
Qualität in der Kategorie „Kurz-Kommentar“ konkurrenzlos, wobei die Einstufung an-
gesichts des Umfangs nicht allzu ernst zu nehmen ist. In den Behörden- und Gerichtsbib-
liotheken sowie den Bibliotheken der Hochschulen sollte der Kommentar zur Standard-
ausstattung gehören. Auch Studierenden an Universitäten und Fachhochschulen sowie 
Referendaren ist die Anschaffung angesichts des günstigen Preises sehr zu empfehlen. 
� Prof. Dr. J. Vahle, Bielefeld 

Kugele, VwGO, Kommentar, 2013, 1675 Seiten, geb. € 79,00, Wolters Kluwer, ISBN 
978-3-472-08348-1

Auf dem Gebiet der Verwaltungsgerichtsordnung herrscht kein Mangel an (guten) 
Erläuterungswerken. Daher stellt sich für den Rezensenten als erstes die Frage, worin 
der spezifische Nutzen eines neuen Kommentars liegt. Die Frage ist beim „Kugele“ 
leicht zu beantworten. Zum Einen erwirbt der Nutzer die Möglichkeit des Zugriffs auf 
JURION, sodass er sowohl auf das jBook als auch auf die dort vollverlinkten Inhalte der 
Urteils- und Gesetzesdatenbank zugreifen kann. Der Kommentar verbindet damit die 
Vorteile eines Buches mit dem Arbeiten in einer juristischen Datenbank. Dieser „tech-
nische“ Vorteil würde freilich nicht ausreichen, um dem Werk einen der vorderen Plätze 
auf der Rangliste zu sichern. Der Kommentar bietet aber darüber hinaus auch in der 
Printversion eine Menge. Um mit dem Äußeren anzufangen: Die Erläuterungen sind 
nach einem einheitlichen Schema aufgebaut, sodass man sich schnell zurechtfindet. Auf 
den Abdruck der Normtexte folgt eine „Übersicht“, bei der auf die Randnummern der 
einzelnen Erläuterungen Bezug genommen wird. Unter dem Stichwort „Allgemeines“ 
wird stets ein knapper, aber instruktiver Überblick über den Inhalt, den Normzweck und 
den Standort der Vorschrift im systematischen Zusammenhang gegeben. Dieser Über-
blick fördert das Verständnis für die Detailerklärungen. Am Schluss findet sich eine 
Zusammenstellung einschlägiger Literatur. Das Schriftbild ist exzellent und macht die 
Lektüre angenehm. Positiv ist weiterhin, dass Schlüsselbegriffe optisch hervorgehoben 
und Nachweise der Rechtsprechung in die Fußnoten verbannt wurden. Stichproben 
haben gezeigt, dass der Autor, als eheamaliger Richter am Bundesverwaltungsgericht 
mit der Materie bestens vertraut, sehr gut verständlich informiert und sich hierbei – für 
den Praktiker allein nützlich – an der (obergerichtlichen) Judikatur orientiert.

Fazit: Ein „Taschenkommentar“, der der Praxis sehr gute Dienste leisten und – soviel 
kann schon jetzt gesagt werden – einen der vorderen Plätze in der Phalanx der VwGO-
Kommentare einnehmen wird.
� Reg.-Dir. G. Haurand, Bielefeld

Holger Matt, Joachim Renzikowski (Hrsg.), Strafgesetzbuch, Kommentar, 1. Auflage, 
Verlag Franz Vahlen, 2013, 2.811 Seiten, in Leinen, € 245,00, ISBN 978-3-8006-3603-7

Es gibt mittlerweile viele Kommentierungen zum Strafgesetzbuch und aufgrund der gu-
ten Qualität vieler entsprechender Werke ist es gewiss nicht einfach, sich auf dem Markt 
zu behaupten. Die Herausgeber stellen sich dieser Herausforderung. Die für das Werk 
Verantwortlichen haben sich zum Ziel gemacht, Strafrechtsdogmatik und höchstrich-
terliche Rechtsprechung zum Strafgesetzbuch in systematischer Form der Rechtspraxis 
zugänglich zu machen. Besonderes Augenmerk wurde den Wirtschaftsstraftaten ge-
schenkt. Dabei richtet sich der Kommentar insbesondere an Strafverteidiger und wei-
tere Rechtsanwälte, Staatsanwälte, Richter und wissenschaftlich Tätige (vgl. Vorwort der 
Herausgeber). Die renommierten 26 Autoren des Werkes setzen sich insbesondere aus 
Wissenschaftlern und Praktikern zusammen. Neben nicht zu überladenen Schrifttums-
verzeichnissen bieten bei den gehaltvolleren Normen ausdifferenzierte Inhaltsübersich-
ten dem Leser einen schnellen Überblick über Einzelfragen. Dabei haben sich die einzel-
nen Bearbeiter bemüht, die Aufbereitung der einzelnen Normen einheitlich zu gestalten. 
Praxisgerecht wird immer wieder auch auf deliktspezifische prozessuale Besonderheiten 
hingewiesen. Erfreulich ist ebenfalls, dass der Lesefluss bei der Nutzung des Werkes nicht 
unterbrochen wird, da für die Zitation das Fußnotensystem gewählt wurde. Die Recher-
chefreundlichkeit wird auch dadurch erhöht, dass zentrale Begriffe im Fließtext durch 
Fettdruck hervorgehoben wurden. Zudem erleichtert ein umfangreiches Stichwortver-
zeichnis das gezielte und schnelle Arbeiten mit dem Kommentar. 

Fazit: Bei dem Werk handelt sich um einen wissenschaftlich fundierten und praxistaug-
lichen Kommentar, der sich trotz harter Konkurrenz zweifellos sehen lassen kann. Es 
ist davon auszugehen, dass der Kommentar in Kürze einen festen Standort im Bereich 
des strafrechtlichen Schrifttums einnehmen wird. Ein kleiner Wermutstropfen ist al-
lerdings sein stolzer Preis.
� Prof. Dr. B. Blum, Bielefeld

Schrifttum
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Tonio Gas:
Gemeinwohl und Individualfreiheit im nationalen Recht und Völkerrecht

Die Habilitation (Band 5 der NSI-Schriftenreihe) von Tonio Gas befasst sich mit 
Gemeinwohl und Freiheit im nationalen Verfassungsrecht sowie im Völkerrecht 
zwischen Staaten- und Menschheitsbezug.

Band 5, 608 Seiten, Broschur, 
ISBN 978-3-7869-0838-8, 69,90 €

Frank Bo� er/Stefan Eisner/
Thomas Gerlach: 
Einführung in die Investitionsrechnung

Dieser Band führt den Auszubildenden/Studierenden umfassend in die Investitionsrechnung ein.
Band 7, 1. Au� age, 300 Seiten, Broschur, 
ISBN 978-3-7869-0905-7, 29,90 €

Jan Seybold/Wolfgang Neumann/Frank Weidner: 
Niedersächsisches Kommunalrecht

Das Lehrbuch richtet sich vorwiegend an Studierende 
der Kommunalen Hochschule für Verwaltung in Niedersachsen 

und Teilnehmer der Lehrgänge des Niedersächsischen 
Studieninstituts für kommunale Verwaltung. 

Band 3, 3. Au� age, 256 Seiten, Broschur,
ISBN 978-3-7869-0903-3, 29,90 €

Peter Eichhorn: 
Management im ö� entlichen Dienst

Der Königsweg für eine moderne Verwaltung

Im Vordergrund stehen die innovativen Managemententwicklungen in 
Bundes-, Landes- und Kommunalverwaltungen. 

Band 4, 152 Seiten, Broschur,
ISBN 978-3-7869-0836-4, 19,90 €
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FÜR VERWALTUNG IN NIEDERSACHSEN
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Das Recht der Landes- und Kommunalbeamten

Das vorliegende Werk beschäftigt sich mit dem Beamtenrecht 
in den Bundesländern, Gemeinden und Gemeindeverbänden 
sowie den Körperschaften des öffentlichen Rechts, die der Auf-
sicht der Länder unterstehen, wobei schwerpunktmäßig das 
niedersächsische Recht dargestellt wird. Da sich aber alle nord-
deutschen Küstenländer auf ein Mustergesetz zum Beamten-
recht geeinigt haben, bestehen in den Ländern Niedersachsen, 
Hamburg, Bremen, Mecklenburg-Vorpommern und Schles-
wig-Holstein praktisch gleichlaufende Regelungen.
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auch für alle wesentlichen Fragestellungen der Praxis wichtige 
Hinweise sowie Musterverfügungen.
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ISBN 978-3-7869-0902-6
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Unsere aktuellen ebooks:

Eichhorn, Management im Öffentlichen Dienst, 
eISBN 9778-3-7869-0971-2, € 14,99

Seybold/Neumann/Weidner, Niedersächsisches Kommunalrecht,
 eISBN 978-3-7869-0977-4, € 21,99

Frings/Spahlholz, Das Recht der Gefahrenabwehr in NRW, 
eISBN 97-3-7869-0972-0974-3, € 21,99

Sundermann, Kommunalverfassung in Mecklenburg-Vorpommern, 
eISBN 978-3-7869-0, € 17,99

Bestellen Sie in allen gängigen Online-Shops!


